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eirhshanpr- und elidenzlEade (Mien. 


Erſcheint jeden Dienstag und Freitag 4 Uhr Nachmittags. 


Nr. 84. Dienstag, den 25. Ockober 1892. Jahrgang J. 


Einzelnegemplare à 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


0 Ich ſtelle daher an den Herrn Bürgermeiſter die ergebene Aufrage: 
sp . I Ich f | 
Gemeindern ). Iſt er geneigt, in ſeiner Stellung als Obmann des 
Bezirksſchulrathes und Bürgermeiſter der, Gott ſei's 
gedankt, noch immer chriſtlichen Stadt Wien ſeinen 


Stenographiſcher Bericht Einfluſs geltend zu machen, daſs dieſer unwürdige 


a Re 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. N ul u FR | 5 u 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 21. October Bürgermeister: Dieſe Interpellation wird in der nächſten 


392 unter dem Vorſitze des Bi iſters Dr. Jol | Sitzung beantwortet werden. 
1892 unter dem Vorſitze des Bürgermeiſter r. Johann BEER RE 
. 5 i 55 19 ö Schriftführer Gem.-⸗Nath Schrenckh (liest): 
Nep. Prix un e 8 Cce⸗ ürgermeiſter r. Raimun 5. Interpellation des Gem.-Nathes Djörup: 
Grübl. In der Gemeinderaths-Sitzung vom 29. Juli d. J. wurden zum Zwecke 
der Verſorgung der neuen Gemeindebezirke Wiens mit Trinkwaſſer zwölf 
Millionen Gulden votiert, wovon circa neun Millionen Gulden für den guſßs— 
eiſernen Rohrſtrang entfallen. 
Unter anderem wurde beſchloſſen, die hiefür nothwendigen Detailpläue 
ſofort ausarbeiten zu laſſen. 
In Erwägung der in allen Baukreiſen bekannten Thatſache, dafs bei 
aller Arbeitsbedürftigkeit der öſterreichiſchen Eiſeuwerke dennoch die Eiſenpreiſe, 
; . a i A wenn vorläufig auch nur die Walzeiſenpreiſe in der letzten Zeit angezogen haben, 
Frau Amalie von Kreyßern im Betrage von 300 fl. für die Armen der Eiſenmarkt in allen Productionsgebieten für das nächſte Jahr eine weiter 
Wiens übergeben. ſteigende Tendenz in Ausſicht ſtellt, daher die Lieferung größerer Röhrenmaſſen 
. Ä , bei gleichzeitiger knapper Bemeſſung der Lieferungstermine vorausſichtlich nur bei 
Wird der Dank ausgeſprochen. höheren Übernahmspreiſen erfolgen könnte; 
| 


1 . en. Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl., n a 8 
Pränumerationspreiſe: 5 mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl, halbjährig 3 fl. 50 kr. | Für die Provinz: ganzjährig 8 fl, halbjährig 4 fl. 


Bürgermeiſter Dr. Brix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Die Herren Gem.-Räthe Bärtl und Koch eutſchuldigen 
ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung. 

2. Herr Notar Wilhelm Reich hat das Legat der verſtorbenen 


3. Die Vorſtehung des XV. Bezirkes zeigt an, daſs Herr anderſeits von Seite der zugewachſenen ehemaligen Vorortebezirke der 


: 77515 33 ; Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien alle möglichen Preſſionen gemacht werden, 
Circusdirector Albert Schumann anlässlich feines Scheidens um elbe das . möglicht raſch en ara an langer 
von Wien zur Vertheilung an Bedürftige, welche in Fünfhaus Lieferungstermin unzuläſſig erſcheint; | | 

g ferners in Anbetracht der Hebung des Nationalwohlſtandes es erwünscht iſt, 
wohnen, den Betrag von 200 fl. geſpendet hat. daſs nur inländiſchen Guſswerken bei gleichen Preiſen und Qualitäten dieſe 
Wird der Dank ausgeſprochen. 
Ich bitte um Mittheilung der Einläufe: 


Guſsrohrlieferung übergeben werde;, 
Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 


ferners in Anbetracht, dafs Oſterreich wie die meiſten anderen Länder 
nicht ein einziges Werk beſitzt, welches eine jo bedeutende Guſsrohrlieferung in 
ganz un Zeit zu effectuieren in der Lage wäre, dagegen aber über eine nicht 
a 7 geringe Anzahl von Eiſengießereien verfügt, welche zuſammen die nothwendige 
4. Interpellation des Gem.-Nathes Gregorig: Leiſtungsfähigkeit repräſentieren, wenn denden 1 einigermaßen paſſende 
Wiederholt und wiederholt war ich bemüſſigt, darüber Klage zu führen, 
daſs die Katecheten an den Communalſchulen die Remuneration für deu in den 
Überſtunden ertheilten Religionsunterricht nicht ausbezahlt erhalten, ohne dass 
gründliche Abhilfe geſchaffen worden wäre. Urſprünglich wurden Landes- und 


Termine gegeben werden; 
ſchließlich um ſich einer gleichmäßigen Guſsrohrlieferung von feinkörnigem 
Gußs zu verſichern, der einerſeits die Gewichtsmenge des Currentmeters Rohr— 
leitung nicht vergrößert, andererſeits aber die nothwendige Sicherheit gegen 
Bezirksſchulrath in den Beantwortungen als die Schuldigen bezeichnet. In Be⸗ Sprünge, verbunden mit der nöthigen Tragfähigkeit beſitzt, tft es von Wich⸗ 
antwortung meiner letzten Interpellation wollte man gar das fürſterzbiſchöfliche tigkeit, hauptſächlich bei Beginn einer fo bedeutenden Rohrliefe⸗ 
Conſiſtorium für die Verzögerung verantwortlich machen. In Wirklichkeit ſind rung die nothwendige Erprobung und Rohrzerſchlagung ohne 
aber den bedürftigen Katecheten aus den Mitteln des Conſiſtoriums Vorſchüſſe 
ertheilt worden. 
Jetzt liegt mir eine neue Klage vor. Der Katechet an der Communal- Jahren ſich ergebende Fehler erſetzen kann. 
ſchule Grüne Thorgaſſe, IX. Bezirk, hat die Remuneration für das Schul— Mit allen dieſem Vorhergeſagten vor Augen und mit Rüdficht, daſs in 


von zu kurzen Lieferungsterminen gedrängt zu werden, vor⸗ 
nehmen zu können, da keine noch ſo große Caution etwaige, nach 
jahr 1891/92 noch zu fordern und kann ſie trotz aller Urgenzen nicht erhalten. das vorgelegte Präliminare approrimativ jo und ſoviel Kilometer groß-, mittel— 
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und kleincalibrige Rohrſtränge aufgenommen wurden, demnach der Vergebung 
eines größeren percentuellen Poſtens der Hauptrohrmaſſe nichts im Wege liegt, 
ſtellt Endesgefertigter an den Herrn Bürgermeiſter die ergebene Anfrage: 


Ob der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt wäre, 
den löblichen Magiſtrat zu beauftragen, von den am 
29. Juli d. J. bewilligten zwölf Millionen Gulden 
Credit der Guſseiſenrohrlieferung für die Vorortewaſſer— 
leitungen einen größeren Percentſatz des Röhrenbedarfes 
ſofort zur Offertausſchreibung zu bringen. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Herr Gem.⸗Rath Hawranek wünſcht, daſss ſein Antrag 
vollinhaltlich verleſen werde. — Ich bitte diejenigen Herren, 
welche damit einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Es iſt die Mehrheit. Angenommen. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Schrenckh (liest): 
6. Antrag des Gem.-Nathes Hawranel und Genoſſen: 


Durch die Erweiterung der Stadt Wien ſind die Lebensmittel bedeutend 
theuerer geworden, es wird allgemein geklagt, und jeder Stand ſtrebt eine 
Theuerungszulage an und Erhöhung der Gehalte, was ich für ganz natürlich 
finde; aber auf unſere alten Bürger und deren Frauen in unſerem Bürger— 
verſorgungshauſe hat noch niemand gedacht, die mit 36 kr. täglichem Almoſen 
zufrieden fein müſſen, wenn man bedenkt, daſs mancher von den Armen oft 
im öffentlichen Leben eine große Rolle geſpielt und eine hervorragende Stellung 
unegehabt und bedeutende langjährige Steuer gezahlt und mit beigetragen 
hat, dass der jetzige Bürgerſpitalfond ſich jo enorm aufgeſpeichert hat, jo muss 
doch jedem Menſchen das Los des armen Bürgers erbarmen; wenn alſo der 
geſunde Pfründner die 36 kr. zu ſeiner Nahrung verwendet, ſo iſt laut Tarif 
zu entrichten: eine Suppe 2 kr., Rindfleiſch 7 kr., Gemüſe 2 kr., Mehlſpeiſe 4 kr., 
ein Achtel Wein 5 kr., macht zuſammen 20 kr., wenn er aber einen Vraten 
ſich zu ſeinem Geburtstag oder Namenstag vergönnen möchte, ſo iſt 16 kr. zu 
entrichten, alſo ſind die 36 kr. nur zur Mittagskoſt aufgegangen und die alten 
Leute haben in der Früh, auf die Jauſe und Nachtmahl gar nichts mehr übrig, 
wenn man weiters bedenkt, daſs die armen Bürger auch dann und wann ein 
Viertelliter Wein trinken möchten, dann, dajs von denen auch die meiſten Raucher 
ſind, ſo iſt ihr Los wahrlich bedauerlich und ſogar ſchrecklich, denn die müſſen 
wirklich Hunger leiden. 

Nachdem vor kurzer Zeit der Witwe des verſtorbenen Vice-Bürgermeiſters 
Dr. Franz Borſchke eine noch nie dageweſene bedeutende Peuſion bewilligt 
wurde, was nicht von dieſem Fond gezahlt wird, ſondern von unſeren Steuer: 
geldern, jo glaube ich, daſs hier eine bedeutende Erhöhung der Bürgerpfründe 
aus dem immer mehr anwachſenden Fond platzgreifen ſoll. 

Ich ſtelle daher den Antrag: 

Der Gemeinderath wolle beſchließen: Die Bürger— 
pfründe in unſerem Bürgerverſorgungshauſe iſt von 
36 kr. wenigſtens bis auf 50 kr. zu erhöhen. Der 
Antrag iſt dem Stadtrathe zur ſofortigen Behandlung 
und ſchleunigſten Durchführung zu übergeben; gleich— 
zeitig ſind auch die Pfründen im allgemeinen Ver— 
ſorgungshauſe verhältnismäßig zu erhöhen. 


Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 


Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh: 

7. Gem.-Nath Gräf überreicht nachſtehende von 46 Haus- 
und 10 Grundbeſitzern in der Wilhelminenſtraße (Berg) im 
XVI. Bezirke unterzeichnete Eingabe (liest): 

Zu wiederholtenmalen wurde von Geſchäfts-, Grund- und Hauseigen⸗ 
thümern an der Wilhelminenſtraße an die zuſtändige Gemeindevertretung das 
Erſuchen gerichtet, die Wilhelminenſtraße (Berg) zu regulieren, dieſelbe in ihrer 
vollen Länge zu beleuchten und diverſe Mäugel zu beheben. Die letzte derartige 
Eingabe, unterfertigt von 43 Anrainern, der Frau Baronin Pauline Effinger— 
Wildegg und Ihrer Hoheit der Frau Fürſtin Wilhelmine Montleart von 
Sachſen⸗Curland, wurde am 12. December 1891 dem ſeinerzeitigen Herrn 
Bürgermeiſter in Ottakring überreicht. 

Nachdem auch dieſe Eingabe wider alles Erwarten ohne jeden Erfolg 
und Beſcheid blieb, überreichten am 20. April 1892 die Herren Johann 
Hoffinger und Karl Kay, beide Eigenthümer an der Wilhelminenſtraße, im 
Auftrage aller Intereſſenten neuerdings ein das letzte Anſuchen recapitulierendes 
Schriftſtück beim löblichen Stadtrathe, damit dieſe leidige Angelegenheit denn 
doch vielleicht eine gerechte Würdigung erfahre und den bisher ſo ſtiefmütterlich 
bedachten Bewohnern der Wilhelminenſtraße das gewährt werde, was dieſen, 
anderen gleich loyalen und gleich beſteuerten Gemeindemitgliedern nach Recht 
und Billigkeit zukommt und füglich auf die Dauer wohl nicht mehr verweigert 
werden kann. 
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Leider find auch ſeither wieder viele Monate verfloſſen, ohne dajs in 
dieſer Angelegenheit irgend etwas verfügt worden wäre. 
fut Die Unterzeichneten geſtatten ſich, ihre Beſchwerde hier neuerlich anzu— 
ühren: 

Es läuft theils rechts, theils links längs der Wilhelminenſtraße ein ſehr 
der Verunreinigung unterliegender Graben; derſelbe hat ſtellenweiſe eine 
beträchtliche Tiefe, iſt aber trotzdem nirgends mit Schranken verſehen und er 
bildet ſohin eine Gefahr für die Geſundheit und den Verkehr. — Vor nicht 
langer Zeit ſtürzte ein voller, ſchwerer Weinwagen in dieſen Graben und einem 
gütigen Geſchicke iſt es zu danken, dafs ſich dabei kein größeres Unglück ereignete. 

Weiters erhöht ſich theilweiſe der neben dem Fahrwege laufende Fußweg 
nach und nach über die Fahrbahn. Da dieſe Strecken nicht beleuchtet ſind, 
1 1 5 es ſich, daſs Fahrzeuge nicht rechtzeitig abgelenkt wurden und ein- 

ürzten. 

Die Waſſerkehren an der Straße find fo unzweckmäßig ausgeführt, dass 
alljährlich, ſobald Froſtwetter eintritt, die Straße auf viele Quadratmeter 
vereist. Die Folge dieſes langjährigen, zur Winterszeit eine Plage bildenden 
Ubelſtandes iſt, dajs ſchon viele Paſſanten, wie auch Zugthiere ſtürzten. 

Auch an dieſen Stellen befindet ſich keine Beleuchtung. 

Der Zuſtand der Straße ſelbſt und das Ausſehen derſelben iſt, beſonders 
nach heftigeren Niederſchlägen, troſtlos; kaum ein Dorf hat einen ſolchen 
Straßenzug. Die Straße iſt bald mäßig breit, winkelig, wieder enge, durchaus 
uneben, höckerig und hat bei Regenwetter hinwieder ausgedehnte Pfützen. 

Ein weiterer ſehr fühlbarer Mangel iſt es, dafs die in Rede ſtehende 
Straße, welche eine bedeutende Frequenz hat, beſonders an Sonn- und Feier⸗ 
tagen, zu einem großen Theile noch unbeleuchtet iſt. Dieſer Punkt dürfte kaum 
eine eingehendere Erörterung erforderlich machen. 

Zur Vollkommenheit ſei noch erwähnt, dafs auf dieſer Straße kein 
Sicherheitsdienſt eingeführt iſt. Die Bewohner find auf die Selbſthilfe ange- 
wieſen, ſind gezwungen, ſich Wachhunde zu halten, für welche aber die Hunde— 
ſteuer eingetrieben wird. 

Dass in dieſer derart vernachläſſigten Straße eine Allee nicht beſteht, ift 
nach dem Vorangeführten faſt ſelbſtverſtändlich, da es bei dem Umſtande, als 
die Straße nicht reguliert, auch den auf die Verſchönerung bedachten Eigen- 
thümern und dem Verſchönerungsvereine benommen iſt, eine Allee anzulegen. 

„Eine Canaliſierung beſteht nicht; eine Straßenſäuberung und Straßen— 
beſpritzung wird nicht geübt. Wenn nun ſchon das Allernothwendigſte und 
Dringendſte bisnun nicht zu erreichen war, getrauen ſich die Anrainer an der 
Wilhelminenſtraße gar nicht daran zu denken, daſs ihretwegen eine Sorge 
wegen einer entſprechenden Tramway⸗Verbindung aufgewendet wird. Wie leicht 
wäre dieſe herzuſtellen und fie würde ſich für die Wiener Tramway-Geſellſchaft 
gewiſs rentabel geſtalten. Es dürfe nur in das beſtehende Geleiſe Park 
Dorotheergaſſe—Mayßengaſſe, beziehungsweiſe Roſenſteingaſſe—Mayßengaſſe ein 
Strang eingebunden und durch die Mayßengaſſe —Wilhelminenſtraße bis zur 
Dornbacherſtraße (Rothes Kreuz) geführt werden. ö 

Das unter dieſen Verhältniſſen die Zinſungen wenig gut find, die 
niedrigen Werte der Gründe und Realitäten ſtationär bleiben, ſteht außer 
Zweifel und bei Betracht dieſer Zuſtände und Verhältniſſe fühlen ſich die 
Eigenthümer an der Wilhelminenſtraße (Berg) beſchwert, in ihren Intereſſen 
geſchädigt und bürgerlich zurückge ſetzt. 

Die Gefertigten, von der Überzeugung getragen, daſs auch ihren öffent— 
lichen Bedürfniſſen endlich wird Rechnung getragen werden müſſen, geſtatten 
ſich, im Nachfolgenden alle jene Herſtellungen zu recapitulieren, die dringlich 
und geradezu unabweislich ſind: 

1. Verlängerung des längs der Mauer des Schottenhofes laufenden 
Trottoirs bis zur Wilhelminenſtraße (Rothes Kreuz) und Herſtellung der 
nöthigen gepflaſterten Übergänge; 

2. Regulierung der Wilhelmineuſtraße (Berg) 
Niveaus; 

3. Fortführung der Gasbeleuchtung längs der ganzen Wilhelminen⸗ 
ſtraße (Berg); 

4. Canaliſierung der Wilhelminenſtraße (Berg); 

5. Einführung des Sicherheitsdienſtes und 

6. Aufſtellung eines Feuer-Automateu. 

Zum Schluſſe geben die Gefertigten der Erwartung Ausdruck, dass dieſe 
Eingabe endlich eine günftige und raſche Erledigung finde, damit der hier- 
ſeitigen Eigenthümer ſich nicht vollends das bittere Gefühl bemächtige, man 
verlange von denſelben nur Verpflichtungen, im übrigen aber ſeien ſie auf ſich 
ſelbſt angewieſen. 


Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 
Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 
S8. Antrag des Gem.-Nathes Dr. Linke: 


Bei der infolge Gemeinderaths⸗Beſchluſſes vom 20. September l. 3 
erfolgten Vertheilung von Unterſtützungsbeiträgen an die durch das Hochwaſſer 
im Juni l. J. geſchädigten Küchengärtner des XI. Bezirkes von Wien wurden 
die in Beilage /. benannten armen Leute übergangen, welche ſich in der 
größten Nothlage befinden. 

Dieſe Ausſchließung hat bei ſechs derſelben (Kutſchera, Gräfs, 
Binder, Homak, Gibſer und Herodes) lediglich in dem Umſtaude ihren 
Grund, dajs der Schade, den der einzelne erlitten hat, den Betrag von 50 fl. 
nicht überſchreitet und angenommen wird, dafs eim fo geringer Schade leicht 
ertragen werden kann. 

Wenn man jedoch erwägt, daſs gerade dieſe armen Leute, von welchen 
einzelne drei, vier, ſogar acht Kinder zu erhalten haben, auf den geringen 


und Ausgleichung des 


— — ] 


— N Du Du 


Ertrag eines Grundſtückes im Ausmaße von bloß 800 [Js angewieſen find, 
dann mus man zugeben, daſs für dieſe Leute ſelbſt der geringe Betrag von 
50 fl. ein relativ empfindlicher Schade iſt. 

Bei den übrigen zwei verunglückten Gärtnern wurde eingewendet, und 
zwar bei Pernecker, dass derſelbe als Ziegeldecker zeitweilig einen Neben— 
erwerb findet; allein, dieſer hat einen großen Schaden in der commiſſionell 
erhobenen Höhe von 300 fl. erlitten, und da fein Pachtgrund nur 800 TIP 
Ausmaß hat und ſeine Wohnhütte zerſtört wurde, ſo bedeutet dieſer Schade 
die totale Vernichtung ſeiner Exiſtenz. 

Der zeitweiſe ſpärliche Nebenerwerb als Ziegeldecker kann ihn aber nicht 
herausreißen, weil derſelbe, obſchon er dieſes Geſchäft nur zeitweilig im 
Sommer ausübt, dennoch für das ganze Jahr beſteuert iſt, er die hohe Steuer 
nicht erſchwingen kann und für vier Kinder zu ſorgen hat. 

Bei Zipperer wird endlich eingewendet, das derſelbe ledig iſt. Doch 
auch dieſer verdient eine Berückſichtigung deshalb, weil ſein Schade ſich auf 
100 fl. beziffert und der angehoffte Ertrag gänzlich ausgeblieben iſt. 

Der Aublick dieſer armen, zerfetzten Leute, welche rathlos herumgehen, 
um eine milde Gabe zu erflehen, flöſst Erbarmen ein. Deshalb ſehe ich mich 
zu der Bitte gedrängt: 


Der löbliche Gemeinderath wolle auch dieſen durch 
die Überſchwemmung im Monate Juni verunglückten 
acht Küchengärtnern eine Unterſtützung bewilligen. 

Bürgermeifter: An den Stadtrath. 

9. Bürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Tagesordnung. Ich 
erſuche Herrn Gem.⸗Rath Dr. Vogler zum Referate. Gegenſtand 
iſt die Fortſetzung der Debatte bezüglich des Gutachtens über die 
Regierungsvorlage, betreffend die allgemeine Erwerbſteuer und 
den Erwerbſteuertarif. 

Es kommen nun die Generalredner zum Worte. Ehe dasſelbe 
geſchieht, bin ich verpflichtet, jene Anträge zur Verleſung zu bringen, 
welche diejenigen Herren, die zum Worte gemeldet waren, aber 
nicht zu demſelben wegen der Wahl der Generalredner gelangen 
konnten, mir übergeben haben. 

Herr Gem.⸗Rath Taubler hat zu Punkt 2 folgenden An— 
trag geſtellt: 

Der Gemeinderath ſpricht feine Anſchauung dahin 
aus, daſs in der Contingents-Commiſſion die Steuer— 
träger durch Delegierte der Erwerbſteuer-Commiſſionen 
vertreten ſein ſollen und daſs zu dieſem Behufe die 
Zahl der Mitglieder der Contingents-Commiſſion auf 
fünfzehn erhöht werde. 

Herr Gem.⸗Rath Tagleicht hat zu Punkt 4 folgenden 
Antrag geſtellt: 

Lehrlinge ſollen in der Probezeit und im erſten 
Lehrjahre zu den Hilfsarbeitern im Sinne des Steuer— 
geſetzes nicht gezählt werden; ferner die im § 33, 
2. Abſatz, enthaltene Altersgrenze von 65 Jahren für 
ſolche Arbeiter, welche nur mit der halben Anzahl in 
Anſchlag zu bringen ſind, ſei auf 60 Jahre herab— 
zuſetzen und ſind ſolche Arbeiter bei der Anwendung 
des Erwerbſteuertarifes überhaupt nicht in Anſchlag 
zu bringen. 

Herr Gem.⸗Rath Purſcht hat beantragt: 

Es ſei der Steuerſatz für Conſumvereine und 
en gros-Händler von 300 bis 3000 fl. zu beſtimmen. 
Herr Gem.-Rath Dr. Stern hat den Antrag geſtellt: 

1. Es ſeien die Abſätze 2 und 3 der allgemeinen 
Einleitung, pag. 1, 

2. es ſeien die Schluſsworte des 2. Abſatzes 
pag. 2, beginnend mit: „die h. Reichs vertretung . . .“ 
bis: „gleichſtellen wird“ — wegzulaſſen. 

3. Es ſei zum 5. Abſatz, pag. 3 hinzuzufügen: 
„Da zufolge 8 81 die Erwerbſteuer der im Laufe des 
Jahres hinzukommenden Steuerträger nebſt dem Con— 
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tingente dem Staatsſchatze zugute kommt, und da das 
Contingent auf Grund der zufälligen Eingangsſumme 
eines Jahres — 1893 — gerechnet wird.“ 

4. Es ſei der 1. und 2. Abſatz, Punkt 4 des Gut⸗ 
achtens, pag. 4, wegzulaſſen. 

5. Zum Antrage Wünſch wird die Abändernug 
beantragt dahin, daſs es nach dem Worte „Auskunfts— 
perſonen“ zu lauten habe: „im Einvernehmen mit 
den betreffenden Handels- und Gewerbekammern, Ge— 
noſſenſchaftsvorſtehern und induſtriellen Verbänden“. 

Herr Gem.⸗Rath Ferd. Mayer hat zu § 3 des Gutachtens 
den Antrag geſtellt: 

Es ſollen demnach die Erhebungen bezüglich der 
Steuerbemeſſung wie bisher das Marktcqommiſſariat, 
die Bezirksvertreter und die Genoſſenſchaftsvorſteher 
beſorgen und der Act dem zu wählenden Comité zur 
Beſchluſsfaſſung vorgelegt werden. 

Wir ſchreiten nun zur Debatte. Das Wort hat gegen die 
Vorlage Herr Gem.-Rath Dr. Lueger. 

Gem.-⸗Rath Dr. Tueger: Meine Herren! Bevor ich die 
beiden letzten pro-Redner des näheren beleuchten werde, erachte ich 
mich verpflichtet, einige Bemerkungen vorauszuſchicken. Nicht unſere 
Partei war es, welche die politiſche und nationale Frage in die 
Debatte hineingezogen hat. Es waren die Wortführer der Majorität, 
ſpeciell Herr Dr. Friedjung war es, welcher die politische Frage 
mit der vorliegenden Frage vermengt hat, welcher die nationale 
Frage in dieſe Frage hineingezogen hat. n 

Dr. Friedjung war es, welcher ſpeciell die Parteifrage 
berührte, welcher Perſönlichkeiten in die Debatte hineingezogen hat, 
welche mit dem Gegenſtande, den wir jetzt zu berathen haben, gar 
nichts zu thun haben, welcher unſere Partei ohne den geringſten 
Anlaſs angegriffen hat, welcher unſere Partei beſchuldigte, als ob 
wir nicht die Intereſſen des deutſchen Bürgerthums vertreten. 
möchten — ich ſage ausdrücklich: des deutſchen Bürgerthums, denn 
Herr Dr. Fried jung hat dieſe Worte gebraucht —, ſondern als 
ob wir uns dazu hergeben möchten, die Intereſſen des Groß— 
grundbeſitzes hier in dieſem Saale zu wahren. Er hat ſogar zum 
Schluſſe an den ſogenannten beſſeren Theil unſerer Partei appelliert, 


es möge der beſſere Theil für feine Anträge ſtimmen. Er wird ſich 


ja bei der Abſtimmung überzeugen, daſßs der beſſere Theil ihm 
nicht auf den Leim geht, ſondern daſs der beſſere Theil mit dem 
ſchlechteren Theile innig vereint für dasjenige ſtimmen wird, was 
wir im Intereſſe des Volkes gelegen erachten. 

Schon der erſte Satz ſeiner erſten Rede war ganz merkwürdig. 
Er hat in demſelben auseinandergeſetzt, daſs nach einer langen 
Pauſe ſich endlich wieder das Abgeordnetenhaus mit Steuergeſetz— 
vorlagen beſchäftigt; zehn Jahre der Herrſchaft des Grafen Hohen— 
wart und des Fürſten Liechtenſtein haben verhindert, dafs 
über Steuergeſetzvorlagen geſprochen wird. Das Bürgerthum kommt 
jetzt wieder zur Sprache, und daher ſind dieſe Vorlagen hier. 

Nun, meine Herren, ich mufs doch alle von drüben daran 
erinnern, dafs die ſogenannte deutſchliberale Partei vom Jahre 
1860 bis 1879 im unbeſtrittenen Beſitze der Herrſchaft war, und 
daſs während dieſer ganzen Zeit wohl etwas an Steuergeſetzen 
geleiſtet wurde; aber es möge ſich Herr Dr. Friedjung bei 
dem vielleicht auch von ihm als einen echt liberalen Mann an— 
erkannten früheren Bürgermeiſter Dr. Felder erkundigen, welcher 
Art dieſe Steuergeſetze waren. Vielleicht wird ihm der Bürger⸗ 
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meiſter Dr. Freiherr v. Felder mittheilen, dass dieſe Steuer— 
geſetze, welche die liberale Partei beſchloſſen hat, die Stadt Wien 
in der empfindlichſten Weiſe ſchädigten; vielleicht erkundigt er ſich 
auch bei ſeinem jetzigen Schützling Dr. Kronawetter, der ihm 
das beſtätigen wird; vielleicht erkundigt er ſich auch bei dem ver— 
ehrten Collegen, welcher vor ihm ſitzt und ebenfalls dasſelbe be— 
ſtätigen wird; vielleicht erkundigt er ſich auch und liest nach die 
Berichte, die Dr. Freiherr v. Felder über ſeine frühere Amts— 
thätigkeit veröffentlicht. hat, und vielleicht findet er dann die Klagen, 
die gerade gegen die Thätigkeit der deutſchliberalen Partei des 
Abgeordnetenhauſes bezüglich der Steuergeſetze erhoben werden. 

Die Herren ſollen alſo gefälligſt über dieſe Sache ſchweigen. 
Es gibt doch noch einige Perſonen, die wiſſen, was vorgegangen 
iſt, und ſich nicht ein X für ein U vormachen laſſen. Die deutſch— 
liberale Partei war in Steuerſachen immer eine Gegnerin der Stadt 
Wien, und zwar eine entſchiedene Gegnerin der Stadt Wien. Sie 
hat uns in der empfindlichſten Weiſe geſchädigt und ihre Traditionen 
ſind gewijs nicht diejenigen, welche wir uns als Muſter zu nehmen 
haben. 

Meine Herren! Als ich mir dann erlaubt habe, die Maske 
des Herrn Dr. Friedjung, welcher ſich als Verfechter des 
deutſchen Bürgerthums hinſtellt, etwas zu lüften und ſein wirkliches 
Antlitz der Menſchheit zu zeigen, war natürlich eine große Ent— 
rüſtung in den Reihen der Majorität und ſelbſt ein ſonſt ſehr 
gemäßigter College, Herr Dr. Daum, hat geglaubt, ich wäre es 
geweſen, welcher Leidenſchaftlichkeit in die Zuhörerſchaft gebracht 
hat, ich wäre es geweſen, welcher durch perſönliche Angriffe den 
ſachlichen Ton verhindert. Nein, meine Herren, nicht ich bin es 
geweſen, der Leidenſchaftlichkeit hereingebracht hat. Übrigens behauptet 
das Szeps'ſche Tagblatt, dass die Leidenſchaft, die damals in der 
Majorität geherrſcht hat, nicht ſo ſehr auf meine Rede zurückzu— 
führen ſei — das ſteht ausdrücklich darin —, ſondern auf die 
‚Agitationen wegen der bevorſtehenden Stadtrathswahl. Deswegen 
ſollen die Herren ſo außerordentlich leidenſchaftlich geweſen ſein. 

Was die perſönlichen Angriffe betrifft, ſo habe ich meine Rede 
noch einmal genau durchgeleſen und gefunden, dass nicht der geringſte 
perſönliche Angriff gegen Dr. Friedjung darin geweſen iſt. 
(Gelächter rechts.) So leſen Sie, meine ſehr geehrten Herren (zur 


Rechten gewendet), meine Rede gefälligſt noch einmal. Sie lachen, 


meine ſehr geehrten Herrſchaften, über etwas, was Sie gar nicht 
wiſſen. Sie lachen, möchte ich ſagen, auf Commando. (Heiterkeit 
links, Gelächter rechts.) Sie müſſen lachen. Sie haben keine Idee 
von dem, was dort ſteht. 

Wenn Sie vielleicht das als eine perſönliche Beleidigung 
betrachten wollen, daſs ich gejagt habe, dass Dr. Friedjung 
nicht der deutſchen Nationalität angehört, daſs er kein Deutſcher 
iſt, werden Sie auch nicht eine einzige Schmähung finden; leſen 
Sie gefälligſt meine Rede genau durch. Ich glaube, dafs es doch 
keine Schmähung iſt, wenn man jemandem, der ein Jude iſt, nicht 
einmal wortdeutlich jagt, daſs er ein Jude iſt, ſondern ihm ſagt, 
er gehört nicht der deutſchen Nation an. Seit wann iſt ſo etwas 
eine Schmähung? Wenn das eine Schmähung wäre, würden wir 
Antiſemiten darin die größte Begründung unſerer politiſchen Haltung 
finden; denn wenn es wirklich eine Schande iſt, ein Jude zu ſein, 
ſo müſſen die Herren ſelber Antiſemiten werden, damit ſie ſich eben 
von dieſer Schmach befreien. (Beifall und Händeklatſchen links. 
Gelächter rechts. Gem.-Rath Dr. Klotzberg: Das iſt eine Logik!) 
Die Logik iſt ſehr gut, Herr Dr. Klotzberg und Sie wären zu 
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Tode froh, wenn Sie jemals einen ſolchen logiſchen Satz zuſtande 
bringen würden. 

Bürgermeiſter: Ich bitte, den Herrn Redner nicht zu unter— 
brechen, ſolche Unterbrechungen führen zu nichts als zu unange— 
nehmen Erörterungen. 

Gem.-Rath Dr. Tueger (fortfahrend): In der letzten 
Sitzung waren es der Stadtrath Schlechter und Gem.-Rath 
Dr. Friedjung, welche ſich beinahe ausſchließlich mit mir ſtatt 
mit dem Erwerbſteuer-Entwurf beſchäftigten, gleichſam als ob ich 
die Regierungsvorlage wäre, über welche der Wiener Gemeinderath 
ein Gutachten abzugeben hätte. (Heiterkeit links.) Die Herren 
werden es mir verzeihen, wenn ich mich der Angreifer zu erwehren 
ſuche, und ich richte ſpeciell an den geehrten Herrn Vorſitzenden 
die Bitte, mir die nämliche Freiheit zu gewähren, welche ſowohl 
Stadtrath Schlechter als Gem.-Rath Dr. Friedjung gewährt 
wurde. Es mag dabei manches vorkommen, von dem ich ſelbſt 
erkläre, daßs es nicht ſtrenge zur Sache gehört, was ich jedoch für 
nothwendig erachte, um die gegen mich gerichteten Angriffe zurück— 
zuweiſen. Ich werde, um dem Herrn Vorſitzenden ſein Amt zu 
erleichtern, immer jene Stelle verleſen, auf welche ſich meine Be— 
merkung bezieht. 

Nun wollen wir uns etwas weniges mit dem Herrn Gem. 
Rath Schlechter beſchäftigen. Ich habe in meiner Rede aus— 
einandergeſetzt, daſßs die Vorſorge und das Beſtreben der liberalen 
Partei, die ſogenannten kleinen Steuerträger von der Bezahlung 
jedweder Steuer zu befreien, eine verdächtige politiſche Nebenſeite 
hat, nämlich die, dajs die liberale Partei dahin trachtet, dieſe 
Perſonen nicht bloß von der Steuerpflicht, ſondern auch von der 
Wahlpflicht zu befreien. Es iſt eine bekannte Thatſache und allgemein 
anerkannt, wenn es auch abgeleugnet wird, daſs bei dem Bündniſſe 
der liberalen Partei und des Miniſteriums die ſogenannten kleineren 
Steuerträger eine große Rolle ſpielen; man will dieſelben um 
ihr Wahlrecht bringen, damit die deutſchliberale Partei wieder zur 
Herrſchaft gelange. Wenn das nun nicht richtig ſein ſollte, und 
die deutſchliberale Partei das nicht thun wird, werde ich der erſte 
ſein, der dies dankbar anerkennen wird. Es hat mir ein Mitglied 
der liberalen Partei, das vielleicht etwas wichtiger iſt als 
Dr. Friedjung, nämlich Dr. Heilsberg, der in Kindberg 
für die Beſchlüſſe des vierten allgemeinen Gewerbetages ſtimmte, 
mitgetheilt, daſs er wenigſtens feſt entſchloſſen ſei, in dieſer Be— 
ziehung eine Beſchränkung des Wahlrechtes nicht eintreten zu 
laſſen. Ich nehme das dankend zur Kenntnis und hoffe, dafs die 
übrigen Mitglieder der liberalen Partei dem nachahmen werden, 


damit das nicht geſchieht, was wir befürchten, dafs es nicht bloß 


auf die Steuern, ſondern vielmehr auf das Wahlrecht der kleinen 
Leute abgeſehen iſt. (Gem. Rath Tagleicht: Keine Idee! — 
Fortfahrend, zu Gem.-Rath Tagleicht:) Sie wiſſen ja gar 
nichts. (Heiterkeit links.) 

Vürgermeiſter: Ich würde dringendſt bitten, den Herrn 
Redner durch keinerlei Zwiſchenrufe zu unterbrechen. Ich bitte 
fortzufahren. 

Gem.-Ratlh Dr. Tueger (fortfahrend): Der Herr St. -R. 
Schlechter hat aber dann gleich beigefügt: „Es iſt merkwürdig, 
dafs Dr. Lueger nur auf die kleinen Steuerträger ſieht, dafs 
er aber von den Arbeitern gar nichts ſpricht.“ Er hat mich alſo 
ſo hingeſtellt, als wenn ich ein Gegner des allgemeinen directen 
Wahlrechtes wäre. Den Herrn St.-R. Schlech ter erinnere ich 
an Folgendes: Ich war es, der im n.-d. Landtage gelegentlich 
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der Berathung des Statutes für Groß-Wien den Antrag auf 
Einführung des allgemeinen directen Wahlrechtes geſtellt hat, und 
jene Parteimänner, welche den Herrn St.-R. Schlechter zum 
Stadtrathe machten, waren diejenigen, welche gegen dieſen Antrag 
geſtimmt haben. 

Wenn alſo Herr St.-R. Schlechter Gegner des allgemeinen 
directen Wahlrechtes ſuchen will, ſo möge er ſie gefälligſt bei 
ſeinen Parteigenoſſen ſuchen, bei uns wird ſein Suchen vollſtändig 
vergeblich ſein. Übrigens, wenn wir auch bei Einführung des 
allgemeinen Stimmrechtes, wie er uns in Ausſicht geſtellt hat, 
weggeblaſen werden, ſo werden wir dieſes Schickſal mit einer Reihe 
von Ihnen theilen; auch viele von Ihnen werden, wenn das 
allgemeine Stimmrecht eingeführt werden wird, weggeblaſen werden, 
wie die Spreu vom Winde. Wir werden uns dann in einer Ihrer 
Anſchauung nach guten Geſellſchaft befinden. (Heiterkeit links.) 

Er meinte dann weiter, dass ich auch einmal früher geſagt 
habe, der Landtag müſſe vertilgt werden, und jetzt ſei ich im 
Landtage. Ja, meine Herren, wenn mich die Wihler in den 
Landtag entſendet haben, deswegen, meine Herren, habe ich meine 
Anſchauung nicht geändert. Meine Wähler haben mich aber des— 
wegen in den Landtag entſendet, damit ich dort den Hecht im 
Karpfenteiche abgebe. (Sehr richtig! links.) Ich habe nach wie vor 
die Anſchauung, die ich früher gehabt 115 In einem Zwiſchen— 
rufe habe ich bereits den Herrn St.-R. Schlechter verſichert, 
dafs, wenn alle anderen zugrunde gehen, ich mich mit dem größten 
Vergnügen ebenfalls für das allgemeine Wohl aufopfere; ich 
nehme ſogar die Erſchwerung auf mich, daſs ich als der letzte 
gehenkt werden möchte, wenn mir das Vergnügen zutheil würde, 
daſs die anderen vor mir gehenkt werden. (Erneuerte lebhafte 
Heiterkeit links.) 

Der Herr St.-R. Schlechter meinte weiters dafs der 
Gemeinderath keinen guten Ruf habe. Ich gebe ihm das zu, er 
hat da vollſtändig recht. Der Gemeinderath hat keinen guten 
Ruf, aber daran ſind doch wir nicht ſchuld, meine Herren, daran 
iſt doch die Majorität ſchuld; das iſt doch ſelbſtverſtändlich. Sie 
ſind doch 100 Mann, und wir ſind ein kleines Häuflein von 
etlichen 30 Mann Ihnen gegenüber. Wenn Sie alſo dem Ge— 
meinderathe einen guten Ruf verſchaffen wollen, ſo entwickeln 
Sie Ihre Thätigkeit, ſeien Sie unparteiiſch, zeigen Sie, daſs Sie 
alle Parteien gleich achten, benehmen Sie ſich in der Weiſe, dass 
man ſagen kann, die Majorität des Gemeinderathes iſt gerecht; 
ſolange ſie ſo ungerecht iſt wie bisher, kann der Gemeinderath 


nie einen guten Ruf haben. (Lebhafter Beifall links.) Dann meint 


der Herr St.-R. Schlechter, ich ſei in der Polemik nicht ehrlich 
Jorgegangen, weil ich angeblich nur einzelne Perſonen und Gattungen 
aus der VI. Abtheilung den Herren bekanntgegeben, die anderen 
hingegen böswilligerweiſe — das hat er zwar nicht geſagt, ſondern 
ſich nur gedacht — verſchwiegen habe. Ja, meine Herren, wenn 
ich auf dieſen Vorwurf, den auch dann der Herr Gem.-Rath 
Dr. Friedjung wiederholt hat, etwas näher eingehe, ſo ver— 
zeihen Sie mir es. Es iſt merkwürdig zu erwähnen, dajs Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Friedjung, als er von der VI. Abtheilung 
ſprach, nur folgende Gattungen als Beiſpiele genannt hat. Hören 
Sie, meine Herren, er hat nur erwähnt, daſs in der VI. Abtheilung 
z. B. ſind: die Architekten, Maler, Bildhauer, der ganze Groß— 
handel, der über ein größeres Capital als 200.000 fl. verfügt, 
die Verlagsbuchhändler, chemiſchen Fabriken, 
ſpinner u. a. Von den vielen zahlreichen anderen Gattungen 


— 


Bergwerke, Seiden: 
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ſcheint er in der VI. Abtheilung gar nichts gefunden zu haben. 
Er hat nicht gefunden die Agenten, Banquiers, Börſe-Agenten und 
Börſebeſucher, die Händler mit Edelſteinen, die Gelddarleiher und 
Pfandleiher, die Güterſchlächter, Häuſerſpeculanteu, Güteraufkäufer, 
Makler und Börſeſenſale, Maut⸗ und Verzehrungsſteuerpächter, 
die Händler mit Wertpapieren, die Ein- und Verkäufer von Wert- 
papieren, die Journaliſten, Pferde-Eiſenbahnen und die Zeitungs— 
herausgeber. Die hat er alle nicht gefunden, dieſe ſcheint ſein Auge 
nicht erblickt zu haben. | 

Er hat offenbar darauf ſpeculirt, daſs es keinen unter uns 
gibt, der die VI. Abtheilung geleſen hat, und hat geglaubt, 
daſs wir dieſe ſonſt ehrenwerten Geſchäftsleute etwa zu ſchützen 
ſuchen. Aber wir haben ſie geleſen und das ärgert die Herren. — 
Wir haben auch herausgefunden, dafs dieſe markanten Erſcheinungen 
der VI. Abtheilung geradezu verſchwiegen wurden; und jemand, 
der in ſolcher Weiſe vorgeht, wagt es, einem anderen vorzuwerfen, 
daſs er unehrlich ſei. Ja, habe ich denn beſtritten, was Dr. Fried— 
jung als Inhalt der VI. Abtheilung genannt hat? Nein, ich 
habe dieſen Inhalt nur ergänzt, und zu dieſer Ergänzung war 
ich verpflichtet. Wenn alſo der Vorwurf der Unehrlichkeit gegen 
jemanden zu erheben iſt, ſo iſt er es nicht gegen mich, ſondern 
gegen diejenigen, welche zuerſt von dieſer VI. Abtheilung geſprochen 
haben. (Richtig! links.) 

übrigens hat Herr St.-R. Schlechter die Geſchmack— 
loſigkeit gehabt, auch auf den Mechaniker Schneider hinzu— 
weiſen. — Er hat den Mann, welcher nicht hier ſitzt, beleidigt. 
(Gem. -Rath Schlechter: Ich habe den Namen nicht genannt! — 
Rufe links: O ja!) Ja, er hat ihn beleidigt, indem er erwähnte, 
dajs Herr Mechaniker Schneider quasi nicht in die gute Geſell— 
ſchaft, nicht ins Bürgerthum gehöre. Nun, da möchte ich den 
Herren jagen, dafs der Mechaniker Schneider ſich bis jetzt 
noch nicht auf Koſten des Volkes bereichert hat und dass er in 
uneigennützigſter Weiſe bisher jederzeit für die Intereſſen des 
Volkes eingetreten iſt (So iſt es! links), und ich erkläre Ihnen, 
dafs der Mechaniker Schneider viel mehr zum Bürgerthum 
gehört, und mit Recht gehört, und auch viel mehr Achtung im 
Bürgerthum genießt als er. — (Große . Widerſpruch 
rechts. Beifall und Händeklatſchen links.) Ja, bei Ihnen (rechts) 
genießt er keine Achtung; das gereicht dem Mechaniker Schneider 
nur zu großer Ehre. 

Bürgermeifter: Ich bitte, meine Herren, wollen Sie die 
Güte haben, nicht zu unterbrechen; aber den Herrn Redner 
muss ich erſuchen, keine Dialoge zu führen, ſondern nur die 
Rede zu halten. 

Gem.-Nath Dr. Tueger (fortfahrend): Gewiß! Aber wenn 
man jemanden angreift und ſich jemand findet, um ihn zu ver— 
theidigen, ſo muſs man ihm auch das Wort zur Vertheidigung 
gönnen, und wenn der Herr St.⸗R. Schlechter nicht den 
Namen des Mechanikers Schneider genannt, nicht auf ihn 
angeſpielt hätte (Gem.⸗Rath Schlechter: Ich habe den Namen 
nicht genannt! — Rufe links: Ja wohl!), fo wäre es nicht 
meine Pflicht und Schuldigkeit geweſen, ihn zu vertheidigen (Beifall 
links), und ich ſage es dem Herrn St.-R. Schlechter ins 
Geſicht, Mechaniker Schneider ſteht an Ehre hoch über ihm. 
(Große Unruhe und Widerſpruch rechts. Rufe rechts: Das iſt eine 
Beſchimpfung! Beifall und Händeklatſchen links.) 

Bürgermeiſter: Ich erſuche den Herrn Redner, Perſönlich— 
keiten zu vermeiden, es geht denn doch nicht an, vielleicht den 
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ganzen Abend mit derlei Dingen auszufüllen, und ich würde 
dringendſt bitten, ſich in der Richtung kurz zu faſſen. Was die 
letzte Bemerkung des Herrn Redners betrifft, ſo will ich annehmen, 
dafs fie in keiner Weiſe beleidigend gegen den Herrn StR. 
Schlechter vorgebracht wurde. (Gem.-Rath Dr. Lueger: 
Gewiſs nicht!) Ich nehme dies an, denn ſonſt wäre ich zu meinem 
Bedauern leider gezwungen, den Herrn Redner nach Maßgabe 
meiner Diſciplinargewalt zu behandeln. Ich nehme alſo an, 
daſs der Herr Redner es nicht in dieſem Sinne gemeint hat und 
dafs nicht die geringſte Beleidigung gegen den Herrn St.-R. 
Schlechter darin liegt. 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger (fortfahrend): Um dem Herrn 
Bürgermeiſter zu zeigen, wie loyal ich bin, erkläre ich, dafs eine 
Beleidigung des Herrn St.⸗R. Schlechter von mir gar nicht 
beabſichtigt war, aber nachdem er den Mechaniker Schneider 
in ſeiner Abweſenheit angegriffen hat, habe ich es als meine Pflicht 
erachtet, den Mechaniker Schneider zu vertheidigen und meine 
Meinung über das Verhältnis der beiden Herren zu ſagen. (Wider— 
ſpruch rechts. Zuſtimmung links. Gem.⸗Rath Weitmann ruft: 
Was hat denn da der Frauenberger darein zu reden?) 

Was den Großhandel betrifft, ſo werden Sie mir doch zu— 
geben, daſs der Großhandel, welcher mit einem Capital von mehr 
als 200.000 fl. arbeitet, gewiſs eine Progreſſion mit Leichtigkeit 
verträgt. 

Das wollen wir ja, meine Herren, daßs diejenigen, welche 
viel verdienen, auch viel an Steuer bezahlen, weil nur dann es 
möglich iſt, dafs die kleinen und mittleren Steuerträger wirklich 
entlaſtet werden. Ich begrüße in dieſer Richtung den Antrag des 
Gem.⸗Rathes Collegen Purſcht, ich glaube, Sie alle werden 
mit demſelben einverſtanden ſein; derjenige, der etwas hat, 
ſoll bezahlen, denn derjenige, der nichts hat, kann nichts be— 
zahlen. (Rufe links: So iſt es!) Meine Herren! Dasſelbe 
gilt von den Arzten. Warum ſollen die Arzte nicht eine pro- 
greſſive Beſteuerung erfahren? Wenn ein berühmter Profeſſor für 
das eine oder andere Conſilium allein 200 fl. (Rufe links: 1000) 
bekommt, ja warum ſoll denn der nicht Steuer zahlen? Sie ge— 
nießen ja ebenſo gut die Wohlthaten des Staates, wie der einfache 
Schuhmacher, wie der einfache Schneider. Ja, warum ſollen denn 
die nicht bezahlen! (Gem.⸗Rath Dr. Friedjung ruft: Sie bezahlen 
ja die Einkommenſteuer!) Ich ſehe das wirklich nicht ein. Es iſt 
alſo gerecht, wenn bezüglich dieſer Perſonen eine Progreſſion ein- 
tritt, damit ſie nach dem Verhältniſſe des Ertrages ihres Gewerbes, 
ihres Berufes auch wirklich bezahlen. | 

Ich übergehe die Bemerkung des Herrn St.-R. Schlechter 
wegen der Verzehrungsſteuer. Meine Herren: Ich war es, der im 
n.=d, Landtage dem Statthalter von Niederöſterreich den Vorſchlag 
gemacht hat, er möge dahin wirken, dafs der Staat auf das Mehr, 
welches er aus der Verzehrungsſteuer einnehmen wird, zu Gunſten 
der Gemeinde Wien verzichtet. Man hat mir damals höhnend ent— 
gegengerufen: Ja, der Staat wird viel weniger einnehmen! Sie 
ſehen, es hat ſich nicht bewahrheitet; der Staat wird mehr ein— 
nehmen, als er früher eingenommen hat, und Recht habe ich gehabt, 
dafs ich damals geſagt habe, dafs dieſe ganze Maßregel der Ver— 
einigung der Vororte mit Wien nichts anderes als eine fiscaliſche 
Maßregel iſt. (Rufe links: So iſt es!) Die geehrten Herren ſollen 
alſo vorſichtig ſein, denn, wenn Sie mit ſolchen Dingen kommen, 
kann ich Ihnen immer mit dem aufwarten, was ich bereits früher 
gejagt habe, aber früher haben Sie es nicht geglaubt, Ihnen mußs 
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erſt — ich könnte ſagen — die Geſchichte ſo plan vor Augen 
liegen, daſs es jedes Kind ſieht, dann wiſſen Sie: ah, da ſcheinen 
wir wieder etwas benachtheiligt worden zu ſein. 

Ganz unerhört iſt es aber, dass ein Demokrat, oder wenigſtens 
ein ſolcher, welcher es zu ſein vorgibt, hier erklärt, für den Antrag 
des Herrn Collegen Wünſch auf Einführung von Wahlkörpern 
ſtimmen zu wollen. (Hört! Hört! rechts. Gelächter links.) Es iſt 
das fo unglaublich, daſs man ſich an den Kopf greift, ob man 
denn wirklich gewacht hat in dem Momente, als man ſo etwas 
hörte. Wenn Herr Gem.-Rath Wünſch den Antrag ſtellt, wenn 
vielleicht viele von Ihnen, meine Herren, dafür ſtimmen, ſo finde 
ich das begreiflich. Ich nehme es niemandem übel, wenn er die 
Intereſſen ſeines Kreiſes, dem er angehört, auch hier vertritt: 
aber, wenn ein Demokrat jo etwas jagt, dann muſßs ich dem Demo— 
kraten ſagen, daſs er entweder nie ein Demokrat war oder längſt 
aufgehört hat, Demokrat zu ſein. (Bravo! links.) Er hängt ſich 
zwar das Mäntelchen um und ſagt: Ja, da dreht es ſich nicht 
um politiſche Wahlen, ſondern um andere. Gerade bei dieſen Wahlen 
in die Erwerbſteuer-Commiſſion muſs ein Demokrat die Rechte des 
Volkes, des großen Volkes ſchützen, ſonſt iſt er kein Demokrat, 
ſonſt miſsbraucht er den Namen „Demokrat“! Das mußs ich dem 
Herrn St.⸗R. Schlechter ſagen. Es iſt geradezu merkwürdig, 
wie man da noch den Muth haben kann, hinauszutreten und zu 
ſagen: wir ſind die eigentlichen Vertreter des Volkes, und die 
anderen, ſpeciell unſere Partei, ſind eine reactionäre Partei. Nein, 
die ſogenannten Demokraten ſind reactionär; ſie haben ihre Grund— 
ſätze längſt über den Haufen geworfen und ſchwimmen jetzt im 
ſogenannten liberalen Fahrwaſſer. Sie nennen ſich Demokraten, 
ſind es aber längſt nicht mehr. Es iſt der Fall Schlechter ein 
neuer Beweis zu den vielen anderen Beweiſen, die wir in der 
Beziehung ſchon erbracht haben. 

Nun erlauben Sie mir, dass ich vom Herrn St.-R. Schlechter 
Abſchied nehme (Heiterkeit links) und zu meinem zweiten Liebling 
übergehe, zum Herrn Gem.-Rathe Dr. Friedjung. Ich ſchicke 
voraus, dass ich mir vorſichtsweiſe einen Bürſtenabzug bringen 
ließ, damit ich nicht etwa ein Wort gebrauche, welches Herr Dr. 
Fried jung nicht geſprochen haben ſoll. Ich ſchicke weiters voraus, 
daſs Herr Gem.-Rath Dr. Friedjung die Worte „Deutſches 
Bürgerthum“ gebraucht hat und wenn ſie nicht im ſtenographiſchen 
Protokolle enthalten find, jo mag das dem Umſtande zuzuſchreiben 
ſein, dafs Herr Dr. Friedjung nicht die Gewohnheit hat, 
jedes Wort deutlich und klar auszuſprechen, dafs er ſich in feiner - 
Rede manchmal überſprudelt. Ich will ihm keinen Vorwurf machen, 
an dieſem Fehler leiden ſehr viele Redner, aber ich habe es mit 
meinen eigenen Ohren gehört, und mein Gehör iſt für mich 
wenigſtens ein viel beſſerer Zeuge als das ſtenographiſche Protokoll. 
Meine Herren! Ich bin ja kein heuriger Haſe im politiſchen Leben; 
ich kenne die Geſchichte mancher ſtenographiſcher Protokolle (Heiterkeit 
links) fo gut, dafs ich — ich will es nicht annehmen — auch hier 
der Meinung fein kann, dafs durch einen kleinen Bleiſtiftſtrich das 
Wort „deutſch“ aus ſeiner Rede eliminiert wurde; ich weiß es 
nicht, aber es mag ſein. Wenn es nicht ſo iſt, ſo hat es der be— 
treffende Stenograph nicht gehört, aber ich habe es gehört und 
auch viele meiner Parteigenoſſen (Rufe links: Ja, wir alle!) haben 
die Worte „Deutſches Bürgerthum“ gehört. 

Meine Herren! Herr Gem.-Rath Dr. Friedjung beginnt 
ſeine Rede mit Complimenten, die er an alle anderen Redner 
richtet; er macht jogar dem Herrn Gem.-Rathe Steiner ein 
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Compliment; der gehört alſo zur „beſſeren Hälfte“; nur ich, ſo 
meint er, ſei ein Auswürfling; meine Rede habe nicht die geringſte 
Bedeutung. Er beſchäftigt ſich aber dann, acht Folioſeiten hin- 
durch mit nichts anderem, als mit meiner Rede; ſie hat aber nicht 
die geringſte Bedeutung! (Heiterkeit links.) 

Er macht mir den Vorwurf, das ich ihn mit perſönlichen 
Invectiven überſchüttet hätte. Ich habe bereits erwähnt, daſs ich 
nicht eine einzige Invective gegen ihn gebraucht habe. Er meint, 
er werde nicht in den Ton meiner Rede verfallen. Ja, das kann 
Herr Gem.⸗Rath Dr. Friedjung gar nicht. (Rufe links: 
Sehr richtig!) 

Es würde mir auch wirklich leid thun und ich würde in mein 
Gewiſſen gehen und nachforſchen, was ich eigentlich verbrochen 
habe, wenn einmal Herr Gem.-Rath Dr. Fried jung in den 
Ton verfällt, den ich anzuſchlagen pflege. Er meint dann weiter, 
er werde ſich nicht mit mir mit dem Gefühle großer Entrüſtung 
beſchäftigen. Später ſpricht er zwar von grimmiger Geringſchätzung 
und von anderen Dingen, aber er ſagt, er werde ſich nicht — mit 
dem Gefühle großer Entrüſtung mit mir beſchäftigen, ſondern — 
das mufs ich doch wörtlich citieren — in einer Weiſe, wie einmal 
ein witziger Redner geſagt habe, auf dieſen Fall angewendet: 

„Parteigenoſſen, ich ziehe in den Kampf gegen Dr. Lueg er; 
Sie wiſſen, wie blutig die Duelle ſind, die Dr. Lueger ausficht; 
Parteigenoſſen, mich ſeht Ihr niemals wieder!“ 

Meine Herren! Es iſt richtig, daſs ich bisher noch niemanden 
um ſein — wie ſoll ich mich ausdrücken? — phyſiſches Leben ge— 
bracht habe. Ich habe noch niemanden phyſiſch erſchoſſen, noch 
niemanden phyſiſch erſtochen; aber, meine Herren, das geſchah aus 
einem Grunde, der vielleicht Herrn Dr. Friedjung einleuchten 
wird. Sehen Sie, der Marquis Morsès, der den berühmten fran- 
zöſiſchen Hauptmann mit dem franzöſiſchen Namen Mayer (Gelächter 
links) im Duelle erſtochen hat, iſt in der ganzen Preſſe der Welt 
als ein Mörder, als ein Nichtswürdiger hingeſtellt worden, der ſo 


einen edlen Menſchen, wie es der berühmte franzöſiſche Hauptmann 


mit dem urfranzöſiſchen Namen Mayer war, erſtochen hat. 
Dieſer Marquis Mor ès war jo unverſchämt, den anderen zu 
erſtechen und ſich nicht erſtechen zu laſſen. Das iſt etwas Ent— 
ſetzliches! Man hat in ſofort eingeſperrt, die Geſchwornen haben 
ihn freigeſprochen. Aber ich begebe mich nicht in die Gefahr, denunciert 
zu werden, ich begebe mich nicht in die Gefahr, vom Staats— 
anwalt angeklagt zu werden; dieſes Vergnügen überlaſſe ich anderen 
Leuten. Wenn ich jemand zum Duell forderte oder ein Duell an— 
nähme, ſo würde ich ſofort hoppgenommen, ſofort eingeſperrt werden, 
und es würde nur den Herren der größie Gefallen erwieſen werden, 
und darum ziehe ich in meinem Intereſſe und in Ihrem Intereſſe 
— Sie würden ja einſchlafen, wenn Sie den Dr. Lu e ger hier 
nicht hätten (lebhafte Heiterkeit) — vor, mich nicht ausliefern zu 
laſſen. Ich bin klug genug, auf ſolche Dummheiten nicht einzu⸗ 
gehen (Sehr gut! links), das ſage ich dem Herrn Dr. Fried jung, 
und das kann die ganze Welt hören. Aber, wenn er meinen per— 
ſönlichen Muth bezweifelt, ſo kann ich ihm ſagen, ein Mann, der 
die Mandl⸗Verſammlung mitgemacht, ein Mann, der die Schlacht 
bei Kirchſchlag und andere Verſammlungen mitgemacht hat, der 
hat perſönlichen Muth, ſonſt würde er dort nicht hingehen. Ich 
bin ganz allein hingegangen, wo ganze Horden von Liberalen hin— 
gekommen ſind, um uns womöglich zu züchtigen und perſönlich zu 
miſshandeln. Das iſt Muth, mein Herr Dr. Friedjung! Sie 
trauen ſich nicht dorthin! (Erneuerte Heiterkeit.) 
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Aber was die geiſtigen Duelle betrifft, ſo iſt das ganz richtig: 
„Mich ſehen Sie vielleicht nicht mehr wieder, mich ſeht Ihr niemals 
wieder!“ Es haben ſchon manche mit mir geiſtige Duelle beſtanden, 
ſiehe da, man hat ſie wirklich nicht mehr wieder geſehen, ja, ſie ſind um 
ihr Mandat gekommen. Vielleicht erkundigt ſich Dr. Friedjung 
bei einigen, die in ſeiner Partei ſitzen, vielleicht ſogar bei hoch— 
geſtellten Perſönlichkeiten, und er wird finden, wie ſie retiriert ſind, 
von dem dritten Wahlkörper in den zweiten, vom zweiten in den 
erſten, wie ſie Landtagsmandate verloren haben und nicht wieder 
geſehen wurden. Das iſt ſchon vorgekommen, und darauf lege ich 
viel größeren Wert, als ob jemand mich erſchießt oder ich einen 
anderen erſchieße. 

Nun, meine Herren, iſt es merkwürdig, wie Herr Dr. Fried— 
jung ſagte, er gehe jetzt ſtreng auf die Sache über. Der Hauch 
iſt noch nicht trocken, und er meint, in Bezug auf das „Deutſche 
Bürgerthum“ werde er noch ſpäter mit Dr. Lueger ein Hühnchen 
pflücken. Gleich bin ich wieder da, gleich beſchäftigt er ſich wieder 
ausſchließlich mit meiner Perſönlichkeit. Nun ſucht er darüber 
einen Nachweis zu führen, dafs die Grundbeſitzer, die Grundſteuer— 
träger und auch die Hausbeſitzer begünſtigt ſind. Diesbezüglich 
verweist er auf Seite 160 der Vorlagen. Es iſt aber nicht Seite 160 
der Vorlagen, ſondern Seite 160 der Motive. Das hat Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Friedjung überſehen. Meine Herren, wie 
citiert nun da Herr Dr. Friedjung. Ich mußs Ihnen das vor: 
leſen, und dann werde ich Ihnen das Original vorleſen, und Sie 
werden ſehen, wer da richtig citiert. Nun, meine Herren, bitte ich 
Sie, die Motive und die Tabelle nachzuſehen, und vergleichen Sie 
wirklich die verſchiedenen Ziffern, und da werden Sie auf Folgendes 
kommen: Ein Grundbeſitzer zahlt bei einem Cataſtral-Reinertrag 
an Grundſteuer zu 22 ½ Percent 136 fl. 20 kr.; an Erwerbſteuer 
60 fl.; bis zu 1000 fl. 227 fl. Grundſteuer, 100 fl. Erwerbſteuer; 
bis zu 1500 fl. 340 fl. 50 kr. Grundſteuer, 150 fl. Erwerbſteuer. 
Nehmen Sie aber den Schluſs. Bei 50.000 fl. beträgt die Grund- 
ſteuer 11.350 fl., die Erwerbſteuer 5000 fl. Sie ſehen alſo, wie 
die Verhältniſſe anders geartet ſind, und da will Herr Dr. Fried— 
jung einen Vergleich ziehen! (Gem.-Rath Dr. Fried jung: 
Gewiſs!) Da will er das durchführen; da will er die Begünſtigung 
des Grundbeſitzes herausdeducieren. Das iſt wohl eine Aufgabe, 
die außerordentlich ſchwer zu erfüllen iſt. Er meint aber dann 
Folgendes: Wir wären hier als Anwälte des Großgrundbeſitzes 
aufgetreten. Ja er ſagt an einer Stelle (liest): „In einem Saale, 
wo Vertreter der Bürger ſitzen, will ich niemandem zumuthen, 
daſs er bezahlter oder unbezahlter Agent des Großgrundbeſitzes 
iſt; aber auch ein bezahlter Agent hätte nicht mehr Gründe für 
die Progreſſion anführen können, als es Dr. Lueger gethan hat.“ 
(Hört! links.) Das iſt ſehr durchſichtig. Nun, was würde 
den Herr Dr. Friedjung ſagen, wenn ich ihm Folgendes er— 
widern möchte: In die VI. Abtheilung gehören auch die Groß— 
händler und Banquiers, alſo gewiss auch das Bankhaus Rothſchild, 
Königswarter u. ſ.w. Was würde denn Herr Dr. Friedjung 
ſagen, wenn ich geſagt hätte: In einem Saale, wo Vertreter der 
Bürger ſitzen, will ich niemandem zumuthen, dafs er bezahlter oder 
unbezahlter Agent von Rothſchild, Königswarter und 
Genoſſen iſt. (Sehr gut! links.) Aber auch ein bezahlter Agent 
hätte nicht mehr Gründe für die geehrten Herren Rothſchild 
und Genoſſen aufführen können, als es Gem.-Rath Dr. Fried— 
jung gethan hat. (Sehr gut! links.) Was würde er ſagen, wenn 
ich eine ſolche Anwendung auf ihn ziehen möchte, und aus meinen 
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ſpäteren Auseinanderſetzungen wird hervorgehen, dafs das, was ich 
ihm ſagen könnte, viel mehr Berechtigung hat als das, was er mir 
geſagt hat. Er fährt dann weiter fort und ſagt (liest): „Es läge 
nahe, den bereits gemachten höchſt vulgären Ausdruck anzuwenden, 
dass ſchließlich auch die Beuſchelreißer in die VI. Abtheilung ge— 
hören.“ (Pfui-Rufe links; Rufe links: Das kann nur ein Jude 
ſagen!) Es iſt ja durchſichtig, wen Dr. Friedjung damit meint, 
aber er iſt ſehr vorſichtig, er nennt ihn nicht. 


Übrigens habe ich den nämlichen Satz bereits in der 


Scharf'ſchen „Sonn- und Montags- Zeitung‘ geleſen. Es ſcheint 


alſo, dafs Dr. Friedjung Mitarbeiter der Schar fſſchen 
„Sonn- und Montags⸗Zeitung“ iſt, dann finde ich es begreiflich, 
dass er einen ſolchen Ton hier in dieſem Saale anſchlägt. Aber 
der Beuſchelreißer ſpricht für den mittleren und kleinen Gewerbe— 
ſtand, der rührt ſich nicht gegen die VI. Abtheilung, aber der 
Journaliſt wehrt ſich dagegen, das iſt der Unterſchied, und nun 
überlaſſe ich es dem Herrn Gem.-Rathe Dr. Friedjung, ſich 
auszuſuchen, wer eigentlich der Beuſchelreißer iſt, ob derjenige, der 
den kleinen Mann ſchützen will, oder derjenige, welcher den großen 
ſchützt auf Koſten des kleinen Mannes, und das iſt Gem.-Rath 
Dr. Friedjung. (Sehr richtig! links.) Er meint auch, ich hätte 
ihm gegenüber mich ſo geſtellt, als ob er täglich und freundſchaft— 
lich mit Güterſchlächtern und Börſianern verkehre, als ob dies 
feine Umgangskreiſe wären und als ob er für die Jntereſſen dieſer 
Claſſe eintreten würde. Mit wem Dr. Friedjung umgeht, it 
mir vollſtändig unbekannt, iſt mir auch höchſt gleichgiltig, ich habe 
davon auch gar nicht geſprochen, aber das eine ſage ich ihm: 
Durch ſeine Rede hat er bewuſst oder unbewuſst — das will ich 
nicht entſcheiden; ich mache es ſo wie er — die Intereſſen der 
Güterſchlächter, der Börſianer, der Ackerparcellierer, der verſchiedenen 
Speculanten vertreten; das hat er, Gem.-Rath Dr. Fried jun g, 
hier gethan! (Sehr richtig! links.) 

Nun aber komme ich zu jenem Punkte, durch welchen er 
nachweiſen will, dafs die Progreſſion ungerecht iſt. Meine Herren, 
Sie erlauben mir vielleicht, daſs ich Ihnen auseinanderſetze, wie 
die Erwerbſteuer auferlegt wird. Bezüglich der Erwerbſteuer wird 
zuerſt das Contingent für jeden Bezirk feſtgeſetzt. Dieſes Con— 
tingent muſs im Bezirke aufgebracht werden. Verſtehen Sie mich 
wohl, meine Herren, eine beſtimmte Summe, ſagen wir eine 
Million, muss aufgebracht werden und dann kommt die Ders 
theilung auf die Einzelnen, verſtehen Sie wohl. Wenn ſich bei 
dieſer Vertheilung bei der Bemeſſung der Einzelnen ergibt, daſss 
mehr herauskäme, als die contingentielle Summe iſt, ſo wird jeder 
Einzelne herabgemindert; kommt zu wenig heraus, ſo wird jeder 
Einzelne hinaufgeſetzt. Das iſt die Veranlagung der Steuer, meine 
Herren! 

Jetzt richte ich an Sie die Frage, in welchem Bezuge ſteht 
nunmehr die Erwerbſteuer zur Grundſteuer oder zu irgend einer 
anderen Steuer? In gar keinem, ſondern die betreffende Summe 
mufs aufgebracht werden, und wenn es die Großen nicht zahlen, 
ſo müſſen es die Kleinen und Mittleren zahlen, verſtehen Sie mich 
wohl, meine Herren! Wenn alſo jemand hier in dieſem Saale iſt, 
der ſagt, die Progreſſion iſt zu ſtark, die Großen dürfen nicht ſo 
viel zahlen, wenn jemand, wie der Herr Gem.-Rath Dr. Fried— 
jung ſagt, die 6 Percent in der VI. Abtheilung ſind ungerecht, 
dann wälzt dieſer jemand die Hauptlaſt auf die mittleren und 
kleinen Erwerbſteuerträger. (Zuſtimmung links.) Das iſt ſo unbe— 
dingt, als irgend etwas. Und der Mann wagt es nun zu ſagen, 
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dafs ich, weil ich für die Progreſſion bin, weil ich alſo will, dajs 
der größte Theil der contingentierten Summe von den großen 
Fabrikanten u. ſ. w. aufgebracht werde, weil ich alſo will, dass 
der kleine und mittlere Gewerbsmann geſchützt werde, deswegen 
wagt mir der Herr Gem.-Rath Friedjung vorzuwerfen, daſss 
ich für das Intereſſe des Großgrundbeſitzes eintrete. Nein, mein 
lieber Herr Dr. Friedjung! Die Million, ſagen wir, als con— 
tingentierte Summe muſßs aufgebracht werden, ob der Großgrund— 
beſitz viel oder wenig bezahlt; das müſſen die Erwerbſteuerträger 
aufbringen. 

Es dreht ſich nur um die Vertheilung unter den Erwerb— 
ſteuerträgern. Und darum mus die Progreſſion fein, Es mag ja 
ſein, daſs im Erwerbſteuer-Ausſchuſſe niemand dafür eingetreten 
iſt. Ich weiß es nicht, ich habe die Protokolle nicht geleſen; aber 
das eine weiß ich, daſs ich im Parlamente entſchieden für die 
Progreſſion eintreten werde, weil, wenn die Progreſſion nicht iſt, 
die jetzigen Laſten noch vermehrt werden. Jetzt haben Sie keine 
coutingentierte Summe, ſondern es wird jeder nach dem beſteuert, 
was er angeblich im Geſchäfte verwendet u. ſ. f. Dann aber mußs 
die Summe aufgebracht werden, und wenn ſie von den großen 
nicht bezahlt wird, jo mufs fie von den kleinen und mittleren 
bezahlt werden. Sie ſehen alſo, derjenige, der wirklich das Geſetz 
kennt, weiß, dass die Progreſſion nothwendig iſt. Freilich wirft 
mir Dr. Friedjung vor, ich kenne das Geſetz nicht. Ich kenne 
es nur zu gut, und darum komme ich auf ſolche Schliche, darum 
ſitze ich den geehrten Herren nicht auf, wenn ſie mit ſolchen 
Anträgen kommen. Der Antrag Friedjung gegen die Progreſſion 
iſt geradezu ein Attentat gegen den kleinen und mittleren Gewerbe— 
ſtand, und weil er das iſt, deswegen habe ich mich gegen ihn 
gewendet. 

Jetzt komme ich aber auf die Stelle, welche ich bereits früher 
angezogen habe. Der Herr Gem.-Rath Dr. Fried jung be 
hauptet, auf Seite 121 der Motive ſage die Regierung Folgendes 
(liest): „Wir ſehen ja ganz gut ein“ — ich citiere jetzt wörtlich — 
„daſs die öſterreichiſche Erwerbſteuer ſehr hoch gegriffen iſt; in 
Preußen beträgt die Erwerbſteuer nur 9 Millionen, in Oſterreich 
wird ſie 19 Millionen betragen. Übrigens darf man nicht ver- 
geſſen, dajs Preußen .. .“ (Unterbrechung ſeitens des Gem.-Rathes 
Dr. Friedjung) ſo heißt es weiter — ich bitte es wird wörtlich 
citiert (Widerſpruch ſeitens des Gem.-Rathes Dr. Friedjung) — 
„einige Millionen Einwohner mehr hat und außerdem, daßs die 
Menſchen in Preußen durchſchnittlich wohlhabender ſind. Nimmt 
man nun an, ſo ſagt die Regierung“ — es wird wieder wörtlich 
citiert — „daſs durch dieſe Verhältniſſe eine doppelt jo hohe Be— 
ſteuerung in Preußen begründet iſt, jo müſste die Erwerbſteuer in 
Preußen 19 Percent betragen“. (Gem.-Rath Dr. Friedjung 
ruft: 1˙9 Percent!) Meine Herren, ich leſe wörtlich aus dem 
Bürſtenabzuge (Unruhe rechts; Zwiſchenrufe links.) 

Vürgermeiſter: Ich bitte, den Herrn Redner nicht zu unter— 
brechen, erſuche aber auch die anderen Herren, nicht durch Zwiſchen— 
rufe zu unterbrechen ich möchte Sie überhaupt erſuchen, in 
dieſer Debatte die ſtrengſte Ordnung aufrecht zu erhalten; ich bitte 
fortzufahren. 

Gem.-Nath Dr. Tueger (fortfahrend): Hören Sie weiter 
meine Herren, was Dr. Fried jung uns über die Motivierung 
erzählt hat. „Dann ſagt aber der Regierungs-Entwurf in ſehr 
naiver Weiſe“ (ich citiere wörtlich): „Da wir aber mehr brauchen, 
mindeſtens das Doppelte mehr brauchen, ſo müſſen wir den 
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Erwerbſteuerſatz einfach verdoppeln und daraus 3°8 Percent machen. 
Der Erwerbſteuerſatz wird in Oſterreich 3˙8 Percent betragen, 
während er in Preußen nur 19 Percent beträgt, aber er wird 


hinaufſteigen bis auf 6 Percent!“ — er fügt dann bei: „dies ſind 


die Grundſätze, welche Herr Dr. Lueger vertheidigt hat“. Nun, 
meine Herren, mit Erlaubnis des Herrn Vorſitzenden werde ich 
auch Seite 121 des Motivenberichtes vorleſen, damit die Herren 
ſehen, wie dieſer Herr ſtudiert hat. Es beginnt auf Seite 120 
unten: „Nachdem in Preußen die Anwendung eines Steuerfußes 
von ungefähr 0˙9 Percent, alſo nicht 1˙9 Percent ein Erträgnis 
von 9, 166.900 ergibt, fo würde in dieſem Lande zur Aufbringung 
des Betrages von 19,648.14 fl. die Anwendung eines Steuer⸗ 
ſatzes von 1˙929 Percent erforderlich ſein.“ — Ich leſe wörtlich, thue 
nichts dazu und nehme nichts weg. — „Nimmt man nun wie oben 
an, dass in Oeſterreich die Geſammtſumme der gewerblichen Er— 


trägniſſe nur halb jo hoch iſt als in Preußen, und daſs demnach, 


um auf analoger Baſis dieſelbe Steuerſumme aufzubringen, ein 
doppelt fo hoher Steuerfuß angewendet werden mufs, jo ergibt 
fich, daſs die Aufbringung des Steuerbetrages von 19,648.114 fl. 
den Gewerbetreibenden Oſterreichs durchſchnittlich keine ſtärkere 
Belaſtung als eine ſolche von etwa 3858 Percent der factiſchen 
Gewerbserträgniſſe auferlegen kann. Dieſe Ziffer kann umſomehr 
als eine Maximalziffer gelten, als, wie oben erwähnt, der Kreis 
der Beitragenden in Oſterreich verhältnismäßig eher weiterge- 
griffen iſt.“ 

„Dieſe Belaſtungsziffer von 3˙8 Percent iſt nun gewiſs keine 
exorbitante,“ — Sie ſehen, das gerade Gegentheil von dem, was 
uns Herr Gem.⸗Rath Dr. Fried jung erzählt hat — „fie dürfte 
z. B. die Belaſtungsziffer Preußens kaum ſehr weſentlich über- 
treffen, denn jene Ziffer ſtellt für Oſterreich bereits die geſammte, 
auf den Gewerbetreibenden ruhende Steuerbelaſtung — an Erwerb— 
und Einkommenſteuer — dar, während in Preußen zur Gewerbe⸗ 
ſteuer, die allerdings nur das ſehr niedrige Ausmaß von kaum 
ein Percent erreicht, noch die Einkommenſteuer hinzutritt, die ihrer- 
ſeits progreſſiv bis zu vier Percent anſteigt.“ 

Nun vergleichen Sie das, was ich Ihnen wörtlich vorgeleſen 
habe, mit dem von Herrn Dr. Friedjung Geſagten. Nicht eine 
Silbe von dem, was er geſagt hat, iſt richtig. Ich erkläre Ihnen 
nun hier, ich gebe mich nicht zum Vertheidiger deſſen her, was im 
Motivenberichte ſteht, das fällt mir durchaus nicht ein, aber noch 
weniger bin ich ein Vertheidiger deſſen, was Herr Dr. Friedjung 
der Regierung unterſchiebt, und ein Mann, der fo citiert, der, ich 
möchte ſagen, die Worte umſtülpt, hat die Kühnheit, mir vorzu⸗ 
werfen, dafs ich nichts gelernt, nichts geleſen habe, — ein Mann, 
der nur die eine Entſchuldigung für ſich anführen kann, dass er 
nicht leſen kann, denn, wenn er leſen kann, dann hat er falſch 
geleſen und hat uns hier wiſſentlich Unrichtiges vorcitiert. (Bravo⸗ 
Rufe links.) Darum ſollen ſolche Herren etwas vorſichtiger ſein 
und nicht mit fo großen Worten herumwerfen, wie es Herr Gem. 
Rath Dr. Friedjung thut. Ein wenig Beſcheidenheit ziert jeden 
Menſchen, ſie ziert auch den Herrn Dr. Friedjung. Soviel er 
gelernt hat, werde ich vielleicht auch noch in meinem Leben gelernt 
haben, und wenn ich etwas kritiſiere, ſo habe ich es in der Regel 
ſehr gut ſtudiert. Dajs vielleicht das eine oder andere mir ent— 
gehen kann, bezweifle ich nicht, aber was mir paſſiert, kann auch 
Herrn Gem.⸗Rath Dr. Fried jung paſſieren, und es iſt nicht 
beſonders höflich, wenn ein Mann von ſolchen Qualitäten einem 
anderen hier den Vorwurf macht, dass er nichts gelernt, nichts 
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ſudiert hat, nur oberflächlich ſpricht. Nein, — ich ſpreche nicht 
oberflächlich; Herr Gem.⸗Rath Dr. Friedjung ſpricht vielleicht 
auch nicht oberflächlich; wenn er aber nicht oberflächlich ſpricht, 
dann ſind ſeine Sätze zu einem gewiſſen Zwecke gebraucht, nämlich 
zu dem Zwecke, über die Tragweite ſeines Antrages irrezuführen 
und in den Zuhörern eine andere Meinung wachzurufen, als die⸗ 
ſelben haben ſollen. (Rufe links: Sehr richtig!) Ich habe Ihnen 
bereits auseinandergeſetzt, daſs die Grundſteuer mit der Progreſſion 
der Erwerbſteuer in gar keinem Zuſammenhange ſteht, aber Herr 
Dr. Friedjung möge doch nicht überſehen: die Grundſteuer iſt 
ja auch von ſeinen Parteigenoſſen beſchloſſen worden. Ich habe 
ihm ſchon geſagt, ſeine Parteigenoſſen, die berühmten Deutſch⸗ 
liberalen waren es, welche die Grundſteuer feſtgeſetzt haben, zum 
großen Schaden der Alpenländer, auch zum Schaden Nieder— 
öſterreichs. Erwähnen Sie alſo gütigſt nichts davon; es iſt viel 
vernünftiger! Man weiß die Geſchichte ſehr genau und es wird immer 
hier jemand ſein, der Sie eventuell zu corrigieren im Stande iſt. 


Nun komme ich auf das deutſche Bürgerthum. Herr Dr. 
Friedjung beruft ſich diesbezüglich auf das ſtenographiſche 
Protokoll. Ich habe das Wort gehört, ich bin hinter ihm geſeſſen; 
ich weiß, daſs man ſich in ſeine Nähe verfügen muſs, wenn man 
ihn wortdeutlich verſtehen will. Er möge gefälligſt die Stenographen 
fragen, wie ſchwierig es iſt, ihm nachzuſtenographieren, weil er 
eben zu jenen Rednern gehört, die ſprudeln. Er wirft mir, meine 
Herren, eine Fälſchung vor, eine Fälſchung ſei es, aber, jo meint 
er, ich habe ſie nicht abſichtlich begangen, ſondern, ſo meint er 
weiter, ich ſei einmal ein Feind von ihm und dürfte ich mir eine 
Rede ſchon längſt vorbereitet haben und dieſe Rede habe ich hier 
losgelaſſen. Das ſei zu vergleichen den eingefrorenen Poſthorntönen 
Münchhauſens. Herr Gem.-Rath Dr. Friedjung ſcheint der 
Meinung zu fein, dafs ich Reden auf dem Lager halte. Nein, 
mein Herr! Er ſcheint weiters der Meinung zu fein, daßs ich an 
der fixen Idee leide, den Herrn Dr. Fried jung bekämpfen zu 
müſſen; durchaus nicht, da mag er ſich beruhigen. Wenn aber 
einer von uns an einer fixen Idee leidet, bin nicht ich es, es iſt 
Herr Gem.-Rath Friedjung. Herr Dr. Fried jung ſieht 
überall nur Großgrundbeſitzer; überall wohin er blickt, ſind Groß— 
grundbeſitzer die Feinde des Bürgerthums. Das iſt ſehr ungerecht 
vom Herrn Dr. Frie djung. Denn, wenn die Großgrundbeſitzer 
nicht wären, würde er gar nicht da ſitzen, die Herren von der 
Majorität würden dann nicht in ſo anſehnlicher Zahl hier im Ge— 
meinderathe vertreten ſein. Denn den Großgrundbeſitzern verdanken 
Sie ja das Statut, verdanken Sie die Wahlordnung, auf Grund 
welcher Sie gewählt worden find, und wenn nicht die Großgrund— 
beſitzer wären, wären nicht Sie in der Majorität, ſondern wir. 
Sie verdanken alſo Ihre ganze politiſche Herrlichkeit ausſchließlich 
dem Großgrundbeſitze; es iſt daher höchſt undankbar, wenn Herr 
Gem.⸗Rath Dr. Fried jung jetzt auf den Großgrundbeſitz einen 
ſolchen Zorn hat; er ſoll den Herren danken, die für ſeine 
Partei ſind. 


Nun meint er, ich hätte ihn wüthend angegriffen. „Sehen 
Sie“, ſagt er, „das iſt der ganze Lueger, ſoweit er warm iſt“; 
das iſt die Methode, nach welcher er mit ſeinen politiſchen Gegnern 
kämpft. „Soweit er warm iſt“, auch ein recht hübſcher, auch ein 
recht gebildeter Ausdruck (Sehr richtig! links), wirklich würdig der 
Partei, welche Anſtand und Sitte gepachtet zu haben glaubt, und 
ihres Wortführers Dr. Friedjung. | 
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Dann kommt er auf den Fürſten Liechtenſtein. Er meint, 
er habe ihn perſönlich gar nicht angegriffen. Als Beweis fügt er 
die Behauptung bei, es ſei ihm ganz gleichgiltig, ob Fürſt Liechten⸗ 
ſtein reich oder arm ſei. Merkwürdig, er kümmert ſich um alles 
mögliche. Er rechnet nach, dafs er der Vetter eines Fürſten iſt, 
der ſehr viel beſitzt, daſs er der Bruder eines Fürſten iſt, der 
auch ſehr reich iſt. 

Er greift ſogar auf die Heirat zurück und meint, der Mann 
müſſe ſehr reich ſein, denn er ſoll angeblich aus einem der reichſten 
engliſchen Häuſer eine Dame in erſter Ehe geehelicht haben. Solche 
Dinge erzählt man hier. So etwas wird hier in dieſem Hauſe geduldet. 
(Rufe links: So iſt es!) So erlaubt ſich ein Mitglied der Majorität 
in Familienverhältniſſe einzugreifen und hier breitzuſchlagen. 

Meine Herren! Ich habe mich noch nie bekümmert, wieviel 
der Fürſt hat; ich weiß nur, dafs er kein Großgrundbeſitzer iſt; 
weil ich es nicht für anſtändig halte, mich um die Privatver- 
hältniſſe eines anderen zu bekümmern. Ich ſchaue bloß, ob der 
Betreffende ein anſtändiger, ehrlicher Manu iſt und das iſt mir 
genug. Ob er arm oder reich iſt, das iſt mir gleich. Aber Dr. 
Friedjung rechnet jeden Kreuzer nach, den der Fürſt in ſeinem 
Beſitze hat. Es fehlt nur noch, dass er die Mitgift angibt, welche 
der Fürſt eventuell mit ſeiner Frau bekommen hat. So ſchaut der 
Kämpfer aus und um ſeine Worte zu gebrauchen: Das iſt der 
Dr. Friedjung, ſoweit er warm iſt. (Gelächter links.) 

Weiters moquiert er ſich außerordentlich über das Wort, das 
ich geſagt habe, dafs jeder Binkeljude mehr Einfluſs in der liberalen 
Partei habe als der Herr v. Plener. Er nennt das Wort 
„Binkeljud“: „Kneipenberedſamkeit“! Er meint, ſo arbeitet man 
die Gegenſätze heraus. Das it richtig, aber das muſs man thun, 
damit das Volk richtig ſieht. Übrigens erkläre ich dem Herrn Dr. 
Friedjung, daſs der Binkeljude in meinen Augen nicht zu den 
ſchlechteſten Juden gehört. (Sehr richtig! links.) Er verdient ſein 
Brot durch Arbeit, und wenn ich mir die Sorte von Juden an— 
ſehe, die am Wahltage Kronawetters bei der „Kugel“ Am 
Hof geftanden hat, fo mußs ich fagen, ein Binkeljude iſt ein Ehren⸗ 
mann gegenüber dieſen Juden, die wirklich mehr Einfluss in der 
liberalen Partei haben als der Herr v. Plener. 

Was die „Kneipenberedſamkeit“ betrifft, ſo weiß ich nicht, ob 
in den Kneipen gut oder ſchlecht geſprochen wird — es wird wohl 
verſchieden ſein — aber ich geniere mich nicht, in Wirtshäuſern zu 
reden, weil ich meine Wähler nirgends anders verſammeln kann; 
ich habe keine Salons, in welchen ich ſie verſammeln kann, ich 
muss die Wähler ins Wirtshaus einladen, um mit ihnen zu ſprechen. 
Er möge übrigens über Kneipenberedſamkeit nicht urtheilen, beſſer 
iſt ſie immer noch als die Journaliſtenberedſamkeit. (Zuſtimmung 
links.) Über der Journaliſtenberedſamkeit ſteht die Kneipenbered⸗ 
ſamkeit, denn wenn jemand in einer Kneipe das ſagen würde, was 
von gewiſſen Blättern anſtandslos geſchrieben und gedruckt wird, 
dann würde dieſer Jemand von den Zuhörern einfach zur Thüre 
hinausbefördert werden, weil man ſagen würde, der Betreffende 
iſt ein unanſtändiger, ehrloſer Menſch. Darum bin ich lieber ein 
Mann, der Kneipenberedſamkeit hat, als daſs ich ein Mann wäre, 
der Journaliſtenberedſamkeit hat. Er hat ſich ſogar den alten Goethe 
ausgeliehen und meint, der alte Goethe hat große Menſchenkenntnis 
beſeſſen. Vollſtändig richtig! Er hat große Menſchenkenntnis beſeſſen, 
und darum war er auch ein großer Judenfeind. Die betreffenden 
Stellen ſcheint eben Herr Dr. Fried jung bei der Lectüre ſeines 
alten Goethe nicht geleſen zu haben. 
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Bevor ich zum Schluſſe übergehe, geſtatten. Sie mir noch zu 
bitten, die von unſerer Seite geſtellten Anträge anzunehmen. Mein 
Antrag bezweckt, daj3 die Handels- und Gewerbekammer von jeder. 
Thätigkeit bei den Erwerbſteuer⸗Commiſſionen abgehalten werde; 
es iſt unſere Pflicht, das zu verlangen. Die Anträge, die andere 
geſtellt haben, bezwecken die richtige Vertheilung der Steuern. 

Der Antrag, den Herr Gem.⸗Rath Ferd. Mayer geſtellt 
hat, bezweckt, daſs jene Erhebungen gepflogen werden, auf welche 
einzig und allein man Vertrauen ſetzen kann, nämlich Erhebungen 
von Männern, die dem Volke angehören und vom Volke gewählt 
werden. Unſere Anträge ſind alſo ſolche, welche das Intereſſe des 
Volkes wahren. Ich bin nach wie vor überzeugt, daſs Sie unſere 
Anträge ablehnen werden. Wir werden gegen Ihre Anträge ſtimmen, 
gegen den Antrag Wünſch, vor allem anderen aber auch gegen 
den Antrag des Gem.-Rathes Dr. Friedjung. Und nun wollen 
wir zum Schluſſe eilen. Herr Gem.⸗Rath Dr. Friedjung 
(Unruhe rechts) .. .. (Gem.⸗Rath Hawranek ruft: Ruhig, 
Frauenberger!) 

Vürgermeiſter: Bitte um Ruhe, wollen Sie nicht unter- 
brechen, ich habe das hier auch nicht geduldet, gleiches Recht für alle. 


Gem.-Nath Dr. Tueger (fortfahrend): Herr Dr. Fried— 
jung vergleicht ſich mit dem Herrn Eduard Simſon, Präfidenten 
des deutſchen Reichstages, mit Lasker, mit dem verſtorbenen 
Miniſter Glaſer, mit dem Präſidenten des Reichsgerichtes 
Unger. (Gem.⸗Rath Dr. Friedjung: Ich?) Ja, er hat geſagt, 
das ſind Deutſche, und darum iſt er auch ein Deutſcher. Das iſt 
hier gedruckt ſchwarz auf weiß, das können Sie nicht ableugnen. 
(Heiterkeit links.) Er meint dann ſchließlich: „Die Juden verſäumen 
ihre Pflicht, wenn ſie ſich herabwürdigen laſſen zu Landsknechten 
und Reisläufern der Nationalitätsloſigkeit und jeder Nationalität 
dienen.“ (Beifall rechts.) 

Meine Herren! Wie kann denn ein Mitglied einer Partei 
Derartiges ſagen, die den Herrn Magiſtratsrath Dr. Kronawetter, 
von dem es ja bekannt iſt, das er auf die Nationalität gar nichts 
hält, zu ihrem Candidaten erhoben hat, und wie kann ein Mitglied 
einer Partei, die ſo etwas ſelbſt gethan hat, anderen einen Vor— 
wurf machen, daſs fie angeblich Reisläufer und Landsknechte der 
Nationalitätsloſigkeit ſind und jeder Nationalität dienen. Nun, 
meine Herren, das dürfen Sie nicht, und wenn Herr Dr. Fried— 
jung die Güte hat, ſich vielleicht um ſeine nationalen Genoſſen 
etwas näher zu erkundigen, ſo wird er finden: In Böhmen ſind 
fie einmal deutſch, den nächſten Tag find fie wieder czechiſch, je 
nachdem es ihnen in den Kram paſst, ob fie deutſch oder czechiſch find. 
(Sehr richtig! links.) In Polen ſind ſie die enragierteſten Polen, 
in Ungarn ſind fie die größten magyariſchen Chauviniſten, in 
Oſterreichiſch⸗Italien und in den ſüdlichen Kronländern, z. B. in 
Trieſt und in Dalmatien ſind ſie die Italianiſſimi, die größten 
italieniſchen Chauviniſten. In Frankreich, meine Herren, ſind die 
größten Revancheſchreier und die größten franzöſiſchen Chauviniſten 
jene Juden, welche aus den Rheinlanden nach Frankreich ein- 
gewandert ſind. 


Meine Herren! Ein Mann wie Dr. Friedjung wagt 
es, uns zu jagen, dafs wir Landsknechte und Reisläufer der Nas 
tionalitätsloſigkeit ſind und jeder Nation dienen. Meine Herren! 
Wer dient denn jeder Nation, wer iſt denn ein Reisläufer und 
Landsknecht der Nationalitätsloſigkeit? Wir? Nein! Es kommt 
mir, meine Herren, ich erwähne es nur kurz, ſo vor: Wenn 
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irgendwo ein Gedränge iſt, werden Sie finden, daſs ſich Taſchen⸗ 
diebe herandrängen, um harmloſen Paſſanten die Taſchen auszu⸗ 
leeren und die Börſen zu ziehen. Wenn man ſich gar ſo heran⸗ 
drängt wider den Willen des Betreffenden, wenn man mit aller 
Gewalt das ſein will, was man nicht iſt, dann, meine Herren, 
hat man immer eine Nebenabſicht (Sehr richtig! links), und wir 
Deutſchen haben dieſe Nebenabſicht ſchon zu wiederholtenmalen 
empfunden. Ich erinnere Sie nur an das Jahr 1873, ich erinnere 
Sie an die neueſte Zeit. Sie alle werden wiſſen, warum ſich 
gewiſſe Herren gar ſo an die einzelnen Nationen herandrängen. 
Ja, meine Herren, man hat uns unſer Geld weggenommen beim 
Herandrängen, und wir ſind jetzt geſcheit genug geworden und 
rufen jenen, die ſich an uns herandrängen, die Worte zu: Hände 
weg! Wir laſſen uns nicht mehr in unſeren Säcken herumſtöbern, 
wir wollen ſelber Herren ſein unſeres Vermögens, Herren deſſen, 
was wir uns durch unſere Arbeit erworben haben, und weil wir 
ſagen: Hände weg, deswegen werden wir auch gegen den Antrag 
Friedjung ſtimmen. Hände weg und Fried jung weg! 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen links.) 

Bürgermeiſter: Als Generalredner für die Vorlage erhält 
das Wort Herr Gem.⸗Rath Noske. 

Gem.- Rath Noslie: Sehr geehrte Herren! Der Vorſicht, 
welche der geehrte Herr Vorredner für ſein geſchätztes Leben be— 
kundet, und der Vorſicht, mit welcher er ſeine Freiheit vor dem 
Staatsanwalte zu ſchützen bemüht iſt, haben wir es zu verdanken, 
dafs er, der Held von Kirchſchlag, der muthige Kämpfer aus der 
Schlacht bei den Mandl'ſchen Thermopylen, heute in unſerer Mitte 
erſcheinen konnte, daſs er auftreten konnte als Generalredner der 
Minorität. (Heiterkeit rechts. Lebhafte Unruhe links.) Wir haben 
dieſem Umſtande auch das wenig erbauliche Schauſpiel zu ver⸗ 
danken, dafs wir ihn bis zu einem ex offo-Bertheidiger eines Ernſt 
Schneider herabſinken geſehen haben. (Lebhafte Unruhe und 
Widerſpruch links. Sehr richtig! und Bravo! rechts.) Meine 
Herren, ich habe kein Publicum auf die Gallerien beſtellt (Wider⸗ 
ſpruch und Unruhe links.) 

Nürgermeiſter: Bitte, den Herrn Redner nicht zu unter⸗ 
brechen; ich erkläre, daſs ich nicht den geringſten Zwiſchenruf von 
Ihrer (linken) Seite dulden werde, weil ich es auch früher von der 
anderen Seite nicht geduldet habe; ich ſetze voraus, daſs Sie den 
Herrn Redner unbeirrt zu Ende kommen laſſen werden. (Beifall 
rechts.) 

Gem.⸗Nath Hoske (fortfahrend): Ich brauche daher kein 
Spectakelſtück in zwei Acten „Schlechter und Friedjung“ 
aufzuführen (Sehr gut! rechts), ſondern ich kann mich der Auf- 
gabe zuwenden, welche nach meiner Auffaſſung für einen General⸗ 
redner nicht darin beſteht, daſs er vollgeſchlagene anderthalb 
Stunden Perſonalien breittritt, ſondern dafs er in die Sache ein- 
geht und den Gegenſtand behandelt, der auf der Tagesordnung 
ſteht. Und das iſt allerdings eine Thätigkeit, welche der Herr Vor— 
redner mit Sorgfalt vermieden hat. (Sehr gut! rechts.) 

Die Aufgabe eines Generalredners in dieſer Debatte liegt 
darin, daſs er die Anſchauungen, welche infolge der Wahl von 
Generalrednern ſeitens derjenigen nicht zum Ausdrucke kommen 
konnten, die noch zum Worte gemeldet waren, wiedergibt, und 
daſs er die Stellung der Majorität zu dem vorliegenden Referate 
in großen Zügen kennzeichnet. 

Wir ſtehen der Vorlage, wie ſie erſtattet wurde, wir ſtehen 
dem Reformvorſchlage der Regierung im allgemeinen ſympathiſch 
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gegenüber; wir können uns aber nicht verhehlen, dafs manche 
gewichtige und ſchwere Bedenken gegen dieſe Vorlage ſprechen und 
daſs, wenn dieſe Bedenken nicht berückſichtigt werden, die Gefahr 
vorhanden iſt, daſfs das Reformwerk entweder vereitelt oder 
wenigſtens jo tief geſchädigt werde, dass der Erfolg nicht eintreten 
werde, den man davon erwartet; deswegen können wir einigen 
Wendungen, welche in dem Eingange des Referates gebraucht 
find, nicht voll zuſtimmen; wir ſtimmen dem zu, daf8 wir in dem 
Geſetzentwurfe einen weſentlichen Fortſchritt gegenüber der der— 
zeitigen Gewerbeſteuergeſetzgebung erblicken; wir ſtimmen aber 
nicht dem zu, dafs durch dieſe Vorlage auch nach der definitiven 
Herabſetzung der als nachlaſsberechtigt erklärten Steuergattungen 
die Stabilität der Erwerbſteuerhauptſumme aufrechterhalten werde; 
denn wir glauben, dass hier ein kleiner thatſächlicher Irrthum 
vorliegt, weil ja das Geſetz vorſchreibt, dafs, nachdem das zweite 
Jahr vorübergegangen ſein wird, die Erwerbſteuerhauptſumme neu 
feſtzuſtellen iſt. Wir wollen auch nicht, weil wir manche ſchwere 
Bedenken gegen die Vorlage haben, in dieſes etwas weitgehende 
Lob ausbrechen, welches in der betreffenden Stelle des Referenten⸗ 
Entwurfes enthalten iſt, und wir ſchlagen daher — ich ſpreche 


da im Namen derjenigen Herren, welche nicht zum Worte ge— 


kommen find — vor, dafs die Stelle: „fie begrüßt vor allem mit 
Freude die Übertragung der Veranlagungsgeſchäfte an Com⸗ 
miſſionen“ u. ſ. w. bis dahin, wo es heißt: „dass auch manche 
Detailbeſtimmungen des Entwurfes für die Gemeinden und für 


minder ſteuerkräftige Schichten der gewerbetreibenden Bevölkerung 


vortheilhaft ſind“ aus dem Referate weggelaſſen und an Stelle 
deſſen ein anderer Satz eingeſchaltet werde, der in etwas ein— 
ſchränkender Richtung den Standpunkt der Gemeinde gegenüber 
dieſer Vorlage begründen ſoll. 


Es ſoll dieſe Stelle lauten: „Die Übertragung der Veran— 
lagungsgeſchäfte an Commiſſionen, welche zum überwiegenden Theile 
aus Steuerträgern zuſammengeſetzt ſein ſollen, das Princip der 
Contingentierung und Repartition, das im § 28 des Geſetzent⸗ 
wurfes ausgeſprochene Princip der Parification, die Aufſtellung 
des Erwerbſteuertarifes müſſen bei zweckmäßiger Durchführung in 
ihrem Zuſammenhange als geeignet anerkannt werden, eine gleich- 
mäßige und gerechtere Vertheilung der Steuerlaſt herbeizuführen. 
Dieſen Vorzügen gegenüber ſteht aber eine Reihe von Bedenken 
gewichtiger Art, deren Nichtberückſichtigung geeignet erſcheinen 
würde, den Erfolg der beabſichtigten Reform weſentlich zu beein⸗ 
trächtigen, wenn nicht vollſtändig in Frage zu ſtellen.“ (Bravo! 
Bravo! rechts.) 


Ich weiſe insbeſondere darauf hin, daſs wir den Hauptwert 
darauf legen, daſs die zweckmäßige Durchführung des Geſetzes be- 
tont werde, weil wir nur unter dieſer Vorausſetzung der Meinung 
ſind, daj8 das Geſetz jenen Effect haben wird, der von demſelben 
erwartet werden kann und es iſt das der erſte der Anträge, welchen 
ich mir erlaube der geehrten Verſammlung zur Annahme zu 
empfehlen. Ich gehe nunmehr über zu den einzelnen Punkten des 
Referates. 


Es beſchäftigt ſich der erſte Punkt des Referates damit, dafs 
das Verlangen geſtellt wird, es möge bei Feſtſetzung des Contin⸗ 
gentes der Stadt Wien ein angemeſſener Steuerabſchlag bewilligt 
werden, ein Abſchlag von jener Jahresſchuldigkeit, nach welcher das 
Contingent zu bemeſſen iſt. Ich glaube, es iſt nie eine Forderung 
mit mehr Recht geſtellt worden, als dieſe. 
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Es iſt ſchon im Referate darauf hingewieſen, daſs nach 
Munk die durchſchnittliche Belaſtung eines Steuerträgers in Wien 
50 fl. 92 kr. für das Jahr 1885 an Reichsſteuern directer Art 
allein betragen hat. Ich habe aber eine Zuſammenſtellung nach den 
neueſten Daten gemacht, nach welcher im alten und neuen Ge⸗ 
meindegebiete im Jahre 1890 an directen landesfürſtlichen und in⸗ 
directen Verbrauchsſteuern in Wien allein 40 Millionen gezahlt 
wurden, ohne die Landes⸗ und Gemeindezuſchläge, die Handels— 
kammerzuſchläge, die Bezirksſtraßen⸗ und Schulumlagen. Wenn 
man dieſe Ziffer mit der Zahl der Steuerträger vergleicht, dann 
wird man auf eine Ziffer kommen, welche weit hinausgeht über 
den Betrag von 50 Millionen, man wird zu einer Ziffer kommen, 
welche geradezu eine enorme Belaſtung der Wiener Steuerträger 
gegenüber den Steuerträgern im übrigen Reiche darſtellt. Ich frage 
nun, meine Herren, wo liegt die Berechtigung zu einer ſolchen 
Belaſtung? In welchen Verhältniſſen iſt ſie begründet, heute, wo 
notoriſch und anerkanntermaßen die Erwerbsverhältniſſe in Wien 
ſich ungünſtiger geſtaltet haben als in manchen Provinzhauptſtädten, 
weil die Provinzhauptſtädte vielfach auf Koſten Wiens begünſtigt 
und bevorzugt wurden? Wo liegt die Berechtigung, dass ein Zuſtand 
der Unbill und des Unrechtes aufrechterhalten wird, welcher durch 


Jahrzehnte ſchwer genug auf der Wiener Bevölkerung gelaſtet hat? 


Es iſt daher das Verlangen, welches in dieſer Richtung ge— 
ſtellt wird, durchaus berechtigt. Nur haben wir auch hier ein Be- 
denken gegen die Stelle des Referates, in welcher die Verkehrs⸗ 
anlagen dargeſtellt werden als beſondere geſetzliche und finanzielle 
Verfügung, um der gewerblichen Stagnation in Wien abzuhelfen. 
Wir ſtehen auf dem Standpunkte, daſs die Gemeinde Wien erheb- 
liche Opfer gebracht hat, die wieder auf ſie zurückwirken werden, 
um die Verkehrsanlagen zuſtande zu bringen; wir ſtehen weiter 
auf dem Standpunkte, daſs der Stadt Wien mit dieſen Verkehrs⸗ 
anlagen nichts als endlich ein Recht geworden iſt, daſs damit ein 
Anſpruch erfüllt wird, welchen ſie längſt zu ſtellen berechtigt war 
und der endlich erfüllt werden musste. Wir können daher der Auf- 
faſſung, der übrigens auch im Abgeordnetenhauſe wiederholt wider⸗ 
ſprochen wurde, nicht beipflichten, als ob es ſich um eine Art Noth⸗ 
ſtandsbau handeln würde, welcher inſceniert wurde, ſondern wir 
ſtehen vielmehr auf dem Standpunkt, der betont werden mufs, 
dass, ſelbſt wenn dieſe Verkehrsanlagen, die unter großen Opfern 
ſeitens der Stadt Wien ins Leben gerufen werden, ihre wohl- 
thätige Wirkung geübt haben werden, dies erſt hinreichen wird, die 
ſchwere Belaſtung etwas auszugleichen, unter welchen der Wiener 
Steuerträger ſeufzt, und dafs damit allein noch lange nicht geſagt 
iſt, daſs ein ſolcher Erwerbszuſtand eintreten wird, welcher eine 
neue ungerechtfertigte Belaſtung für die Wiener Steuerträger 
motivieren würde. 


Wir ſchlagen daher auch in dieſer Richtung eine Anderung vor, 
indem wir dem Gemeinderathe empfehlen, anſtatt der Stelle: „die 
hohe Reichsvertretung ſowie Landesvertretung haben ſich bemüſſigt 
geſehen“ bis „und wird ſich auch bis zu dem in Ausſicht geſtellten 
Termine der Wirkſamkeit der Steuergeſetze nicht einſtellen“ zu 
ſetzen (liest): 


„Selbſt wenn die Wirkung der unter großen Opfern ſeitens 
der Gemeinde Wien zu ſchaffenden Verkehrsanlagen ſich geltend 
machen wird und die Erwerbsverhältniſſe in Wien ſich beſſer ge- 
ſtalten, iſt anzunehmen, dass auch die übrigen Städte und Induſtrie⸗ 
orte Oſterreichs einen Aufſchwung erfahren werden, welche ſie in 
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ihrer einſtigen geiftungsfüigfeit mit der Stadt Wien mindeſtens 
wieder gleichſtellt.“ 

Aus dem Geſagten geht hervor, daS diejenigen Redner, welche 
nicht zu Wort gekommen ſind, dem Antrage des Herrn Dr. 
Nechansky ſympathiſch gegenüber ſtehen, welcher dahin geht, 
das nicht bloß in ſehr zahmer Form, wie es im Referate geſchieht, 
ſondern nachdrücklich betont werde, daſs die Gemeinde Wien dem 
nicht zuſtimmen kann, daſs durch ein zu hohes Contingent die 
Steriliſierung jenes Steuerdruckes erfolge, welcher bis jetzt auf der 
Bevölkerung Wiens gelaſtet hat. 

In Punkt 2 geht der Antrag des Herrn Gem.⸗Rathes 
Taub ler dahin, daſs es bei den erheblichen Befugniſſen, die der 
Contingentierungs⸗Commiſſion obliegen, wünſchenswert wäre, dass 
dieſe Contingentierungs⸗Commiſſion nicht allein aus Vertretern 
zuſammengeſetzt werde, die gewiſſermaßen auf dem olympiſchen 
Throne ſitzen, und von denen vielleicht eben deshalb nicht anzu- 
nehmen iſt, dass ſie in die Details der Steuerbemeſſung und die 
Lage der Steuerträger fo eingeweiht find, um ihr Amt ohne Bei- 
hilfe der Steuerträger ſelbſt mit Erfolg ausüben zu können. 

Herr Gem.⸗Rath Taubler hat den Antrag angeregt, dass 
in der Contingentierungs-Commiſſion auch die Steuerträger ſelbſt 
vertreten ſein ſollen, und er denkt ſich das jo, dafs aus der Steuer- 
commiſſion Delegierte entſendet werden, und dafs, um dieſen Dele⸗ 
gierten in der Commiſſion Platz zu machen, die Zahl der Com- 
miſſionsmitglieder auf 15 erhöht werde. 

Ich glaube, daſs auch dieſer Antrag zur Annahme zu 
empfehlen ſei. 

Ich komme nun zu Punkt 3, zu welchem eine Reihe von 
Anträgen geſtellt wurde, welche einerſeits die Rückſichtnahme auf 
die verſchiedenen Intereſſengruppen, andererſeits die Nichttheilnahme 
von Vertretern der Handelskammer an der Steuercommiſſion betreffen. 
Ich bemerke, dajs ſchon im Referate im allgemeinen der Gedanke 
ausgedrückt iſt, daſs bei Feſtſetzung der Beſtimmungen, wie künftig 
die Erwerbſteuer⸗Commiſſionen gebildet werden ſollen, auf die ver⸗ 
ſchiedenen Intereſſengruppen entſprechende Rückſicht genommen 
werden ſolle, und daſs daher der Antrag Wünſch ſich als eine 


Ausführungsbeſtimmung darſtellt, in welcher Weiſe dieſe Rückſicht⸗ 


nahme auf die verſchiedenen Intereſſengruppen gedacht wird. Ich 
bemerke in dieſer Richtung, daſs, wenn die Regierung den Stand- 
punkt eingenommen hat, das fie die Wahl aus ſämmtlichen Steuer⸗ 
trägern zuläſst, fie das von ihrem Standpunkte leicht thun konnte; 
denn in der Commiſſion ernennt ſie die Hälfte der Mitglieder, den 
Vorſitzenden und ſeinen Stellvertreter; ſie wird alſo unter allen 
Umſtänden einen gewichtigen Einfluſs haben, wenn ſie nicht bei 
dem Umſtande, als wahrſcheinlich ihre Vertreter allen Sitzungen 
beiwohnen werden, was bei den anderen uicht der Fall ſein wird, 
üderhaupt den überwiegendſten Einfluj3 hat. 

Ganz anders aber ſteht es bezüglich der Vertretung der 
Steuerträger ſelbſt. Herr Dr. Lueger ſagt zwar: Wir kennen 
die Gefahren, welche es in ſich birgt, einen ſolchen Antrag wie 
den des geehrten Herrn Gem.⸗Rathes Wünſch nackt und trocken 
zu bringen. Es habe daher ein anderer Redner dieſe Angelegen- 
heit etwas zu bemänteln verſucht, und er greife ſich an den Kopf, 
weil der Demokrat Schlechter dafür eingetreten ſei, daßs vieler 
Antrag des Herrn Gem.⸗Rathes Wünſch angenommen werde. 
Ich glaube, dafs wir gar keine Urſache haben, uns irgendwie vor 
dem Urtheil der Bevölkerung, das heißt der ruhig denkenden, nicht 
verhetzten, nicht auf Irrwege geleiteten Bevölkerung über dieſe 
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Angelegenheit zu fürchten. Wenn Herr Dr. Lue ger dieſe Ang e⸗ 
legenheit auf das Gebiet der Demokratie hinüberſpielen will, ſo 
möchte ich ihm Folgendes ſagen. Die Demokratie beſteht nicht 
darin, daſs man ein Unrecht dem einen zufügt und ein Vorrecht 
dem anderen einräumt, ſondern darin, dafs ſie gerade das gleiche Recht 
für alle dort, wo ein berechtigtes Intereſſe vorhanden iſt, feſtſetzt. 
(Beifall rechts.) Ich begreife, daſs Herr Dr. Lueger ſich heute 
nicht mehr daran erinnert, wie dieſe demokratiſchen Ideen eigentlich 
find und aufgefajst werden müſſen, denn es find ja ſieben Jahre 
her, daſs er Demokrat geweſen iſt, und das Fahrwaſſer, in dem 
er ſich jetzt bewegt, wo er bemüht und verpflichtet iſt, jeder noch 
ſo unſinnigen Volksregung zu folgen, hat ihm den klaren Blick 
für das, was ein berechtigter Anſpruch iſt, getrübt. (Beifall rechts. 
Unruhe links. Gem.⸗Rath Hawranek ruft dazwiſchen.) 

Vürgermeiſter: Ich bitte um Ruhe. — Ich werde das nicht 
dulden, Herr Gem.-Rath Hawranek! Abſolut nicht. Es iſt 
hier (rechts) nicht geduldet worden, ich dulde es auch hier (links) 
nicht. Ich bitte Ruhe zu halten. 

Gem.-Nath Noske (fortfahrend): Dajs wir nicht die 
Kleinen den Großen ausliefern wollen, dafür iſt ein Argument 
vorhanden, das Herr Dr. Lueger bei der Rabuliſtik, der er ſich 
gerne in ſeinen Reden bedient, wohlweislich verſchwiegen hat, 
daſs aus der Mitte unſerer Partei und in dieſem Referate ſchon 
darauf hingewieſen worden iſt, daſs wir in der Einkommenſteuer 
eine durchgreifende Progreſſion wollen. Durch dieſe durchgreifende 
Progreſſion wird das Recht des Kleineren, weniger Leiſtungsfähigen, 
in ſeiner Erwerbsthätigkeit Schwächeren geſchützt gegenüber dem 
Stärkeren, Leiſtungsfähigeren, und es wird der Leiſtungsfähige 
mehr zu den Zwecken des Staates herangezogen, von denen er 
vielleicht auch mehr Vortheil als der Kleinere hat. Aber deswegen 
zu ſagen, daſs in einer Frage, wo es ſich um vollkommen legale 
und berechtigte Intereſſen handelt, das Intereſſe des einen dem 
Intereſſe des anderen ausgeliefert werden müſſe, dafs das 
Intereſſe desjenigen, welcher weniger leiſtungsfähig iſt, über die 
Intereſſen desjenigen gebieten müſſe und nicht mit den Intereſſen 
desjenigen gleichgeſtellt ſein dürfe, der mehr leiſtet, iſt einer jener 
Fehlſchlüſſe, die darauf berechnet ſind, die Menge zu kitzeln, die 
aber vor dem Standpunkte der Moral, der Gerechtigkeit in der 
Verwaltung nicht Stand halten können. (Beifall rechts.) Freilich 
rechnen wir, indem wir dieſen Standpunkt mit Nachdruck und 
Ernſt vertreten, nicht mit der verhetzten Menge, die jedem Schlag- 
worte nachläuft, um deren Gunſt zu buhlen das einzige Ziel des 
politiſchen Ehrgeizes des Herrn Vorredners geworden iſt; wir 
rechnen dabei mit vorurtheilsfreien, mit denkenden, mit ſolchen 
Wählerclaſſen, die das Recht für ſich in Anſpruch nehmen, aber 
auch das Recht der anderen zu ſchützen wiſſen. (Bravo⸗Rufe rechts.) 

Es mufs überhaupt hier einmal gejagt werden, und es muss 
deutlich geſagt werden: Hört denn die ehrliche Arbeit bei 5 ½ fl. 
Steuer auf? Iſt denn derjenige Gewerbetreibende, der ſich aus 
kleinen Anfängen zu einer beſſeren ſocialen Poſition durch Fleiß 
und Arbeit emporgerungen hat, freilich nicht dadurch, daſs er anti- 
ſemitiſche Allotria in Wirtshäuſern treibt und ſeine Arbeit ver⸗ 
nachläſſigt, iſt denn der des Schutzes verluſtig, auf den er im Staate 
und in der Verwaltung der Gemeinde Anſpruch hat? — Das iſt 
nicht richtig. — Bei 5 ¼ fl. hört nicht der kleine Mann auf, Hört 
nicht der Rechtsſchutz der Intereſſen auf, ſondern jeder im Staate, 
der ehrlich arbeitet, hat den gleichen Anſpruch auf den Schutz im 
Staatsweſen und in der Verwaltung. (Beifall rechts.) 
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Es iſt zu dieſem Punkt 3 noch ein Antrag vom Herrn Gem. 
Rathe Jedliöka geſtellt worden, welcher dahin geht, dass auch 
die Genoſſenſchaften bei der Einvernahme über die Steuerbemeſſung 
berückſichtigt werden mögen. Ich mache darauf aufmerkſam, daſs 
in dem Referate des Stadtrathes bereits ein Satz enthalten iſt, 
daſs auch den Genoſſenſchaften und deren berechtigten Vertretern 
der ihnen gebürende Einflufs bei der Erwerbſteuerbemeſſung ein⸗ 
geräumt werde. Herr Gem.⸗Rath Jedliöka hat dieſen Gedanken 
nachempfunden und in einem Antrag formuliert, und es wird der 
Sache nichts verſchlagen, wenn die Formulierung des Herrn Gem. 
Rathes Jedliöka angenommen wird, obwohl es dasſelbe iſt und 
nichts anderes ausdrückt, als was bereits vom Stadtrathe vorge— 
ſchlagen iſt. 

Zu dieſem Punkt 3 hat ſich auch eine Discuſſion darüber 
entſponnen, ob die Handelskam mer berufen ſein ſoll, Vertreter in 
die Erwerbſteuer⸗Commiſſion zu entſenden. Es iſt merkwürdig, der 
Herr Vertreter der Minorität hat zu Beginn ſeiner Rede geſagt: er 
habe ſich eigentlich vorgenommen, an einem anderen Orte über 
dieſe Steuervorlage zu ſprechen, aber aus Gründen, auf die ich 
nicht weiter zurückzukommen brauche, ſehe er ſich veranlasst, hier 
zu ſprechen. Nun habe ich mir gedacht, wenn in einer Frage, die 
mit den Intereſſen des Gewerbeſtandes ſo innig zuſammenhängt, 
wie es bei dieſem Erwerbſteuertarif der Fall iſt, der Führer der 
patentierten Minorität, der patentierte Schützer des kleinen Mannes 
auftreten wird, dann werde er eine andere Fülle von Ideen aus 
ſich herausſtrömen laſſen, befruchtender und anregender Natur, 
welche alle darauf berechnet ſind, den kleinen und mittleren Mann 
zu ſchützen und zu fördern. Statt deſſen haben wir zwei Dinge 
gehört, die lebhaft an die Geſchichte vom Berge erinnern, der 
gekreißt und endlich eine lächerliche Maus geboren hat. Wir haben 
zwei Dinge gehört und darin hat ſich die ganze finanzpolitiſche 
Weisheit des Führers der Minorität gekennzeichnet, die ganze 
finanzpolitiſche Weisheit, dafs er vier Seiten des ſtenographiſchen 
Protokolles mit einer Polemik gegen einen Herrn Collegen vollgefüllt 
hat, und dass er weiters endlich als Summe der Erkenntnis, die ihm 
über dieſen Erwerbſteuertarif und das ganze Geſetz geworden iſt, 
den Antrag hervorgebracht hat, die Handelskammer ſolle keine 
Vertreter entſenden. Das war das Um und Auf deſſen, was er 
im ganzen Geſetz gefunden hat, das gebeſſert werden mußs, 
um ſeinen erleuchteten finanzpolitiſchen Ideen zum Durchbruche 
zu verhelfen. Nun, meine Herren, kann man es der Regierung, 
welche auf Grund der Geſetze und nicht verworrener Ideen von 
Parteiführern zu regieren berufen iſt, gewiſs nicht verübeln, wenn 
fie vorſchlägt, dafs eine anerkannte und geſetzlich geſchaffene und 
gut functionierende Körperſchaft, welche über Gewerbe und Handel 
zu entſcheiden hat, bei der Bildung der Erwerbſteuer-Commiſſionen 
berückſichtigt werde. Man kann das umſoweniger thun, als die 
Angriffe, welche gegen die Wirkſamkeit der Handelskammer ge- 
richtet worden ſind, nicht berechtigte ſind, und ich freue mich, dass 
mir Gelegenheit geboten iſt, eine in allen denkenden gewerblichen 
und kaufmänniſchen Kreiſen geachtete Körperſchaft vor den An⸗ 
griffen des Herrn Dr. Lueger in Schutz zu nehmen. (Beifall 
rechts.) 

Meine Herren! Der Herr Lueger — er wird mir ver— 
zeihen, wenn ich den Doctortitel nicht beifüge, denn er hat in der 
letzten Zeit ſoviel Beweiſe der Geringſchätzung für alles doctrinäre 
Wiſſen gegeben, dafs es kaum paſſen wird, wenn ich ihn Doctor 
nennen würde (Heiterkeit rechts) — ſpricht davon, daſs bei der 
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Handels⸗ und Gewerbekammer Wahlumtriebe ſtattfinden, dafs 
Stimmzettel gekauft werden u. ſ. w. Nun muss ich darauf 
erwidern, dafs ich ſelbſt durch Jahre — ich weiß nicht genau wie 
viele, es dürften achtzehn geweſen fein — bei jeder Wahlcampagne 
im Centralcomité der alliierten kaufmänniſchen und gewerblichen 
Vereine geſeſſen bin, und dajs mir während dieſer 18 Jahre keine 
Unzukömmlichkeit — die Kammer als ſolche geht das übrigens 
nichts an, ſondern das Wahlcomité — bekannt geworden iſt. Aber 
das eine muſßs ich zugeben: Ich bin in dieſen Praktiken nicht 
erfahren, Herr Lueger hat in dieſer Richtung einen weiten 
Vorſprung vor mir, denn ſeine Partei hat dieſe Praktiken in Wien 
eingeführt, und wenn Stimmzettel gekauft worden ſein ſollten, ſo 
wird wahrſcheinlich Herr Lueger bei ſeiner Partei einige Er— 
fahrungen in diefer Richtung geſammelt haben. Ich habe fie nicht 
geſammelt. Es iſt aber auch nicht wahr, dafs die Handelskammer 
den Intereſſen der Kleingewerbetreibenden theilnahmslos oder, wie 
der Herr Vorredner gejagt hat, derart gegenüberſteht, daſs fie dem 
Gewerbeſtande nicht nützt, ſondern ſchadet. Ja freilich, meine 
Herren, wenn dieſe Gewerbekammer dem Gewerbeſtand, den der 
Herr Vorredner vertritt, oder zu vertreten vorgibt, nicht nützt und 
ihn ſchädigt, dann rechne ich ihr das zum Verdienſte an, denn 
das iſt nicht der ſchaffende und arbeitende Gewerbeſtand, der in 
den Wirtshäuſern antiſemitiſche Geſchichten treibt und Zeit dazu 
hat — anſtatt zu Hauſe zu bleiben und dort zu arbeiten und zu 
ſorgen —, Juden todtzuſchlagen. Wenn die Kammer dieſen Gewerbe: 
leuten nicht hilft, dann rechne ich es ihr wirklich zum Verdienſte an 
(So iſt es! rechts), aber dem ſchaffenden Gewerbeſtande hat dieſe 
Kammer genützt, fie hat dadurch genützt, dafs fie von den ge- 
ſammten Brutto⸗Einnahmen, zu welchen ein Siebentel von den 
kleinen Gewerbetreibenden und ſechs Siebentel von den viel ver⸗ 
läſterten großen Gewerbetreibenden und Großcapitaliſten beigetragen 
werden, beiſpielsweiſe 96 Percent zu Gunſten des Kleingewerbes 
verwendet hat, und ſie hat, wenn ich mit weiteren Daten dienen 
ſoll, in allen Fragen, welche den Gewerbeſtand lebhaft intereſſieren . 
(Unruhe links. Gem. Rath Gregorig macht Zwiſchenrufe). 


Vürgermeiſter: Ich erſuche um Ruhe, und ich bitte den 
Herrn Gem.⸗Rath Gregorig, den Herrn Redner nicht zu ſtören 
und ſich ruhig zu verhalten. (Fortdauernde Unruhe.) Ich bitte, 
wollen Sie gefälligſt ruhig ſein. Unterbrechen und ſtören Sie nicht! 
(Gem.⸗Rath Gregorig: Ich ſtöre nicht, wir ſind in keiner 
Kirche!) Ich rufe Sie zur Ordnung! Ich bitte fortzufahren. Ich 
bitte um Ruhe! (Rufe links: Mußs man ſich das gefallen laſſen?) 


Gem. - Rath Nos fie (fortfahrend): In der Frage des Hauſier⸗ 
handels iſt dieſe Kammer eingetreten für die Verſchärfung der 
Beſtimmungen überhaupt, für die Erhöhung des Minimalalters 
der Hauſierer, für die Sonntagsruhe, für die Sperrung von Wien 
für den Hauſierhandel; bei den Warenausverkäufen hat ſie verlangt, 
dafs das Gutachten der Genoſſenſchaften eingeholt werde; fie hat 
verlangt, dass die diesbezüglichen Strafgelder den Genoſſenſchaften 
zugeführt werden! Bei der Strafhausarbeit, bei dem Ratenhandel, 
bei der Frage der Materialgenoſſenſchaften, allüberall hat dieſe 
verläſterte Kammer den Intereſſen des Kleingewerbes Rechnung 
getragen. Und als bei den neuen Steuervorlagen die Regierung 
verlangt hat, daßs die Kammer einige Genoſſenſchaften einvernehmen 
ſolle, hat ſie aus eigener Initiative beſchloſſen, ſämmtliche Genoſſen⸗ 
ſchaften einzuvernehmen. (Bravo! rechts.) Und in dem Gewerbe⸗ 
comité der Kammer, das ausſchließlich über gewerbliche Intereſſen 


ſchon angegriffen, 
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zu entſcheiden hat — und das iſt etwas ſehr Bezeichnendes gerade 
in der vorliegenden Frage, — ſitzen ausſchließlich Kleingewerbe— 
treibende oder dem Kleingewerbe verwandte Intereſſengruppen. 
Es iſt daher die Befürchtung vollſtändig unbegründet, dass eine 
Kammer, in der jo ſorgfältig die Intereſſen gerade des Klein⸗ 
gewerbeſtandes gewahrt werden, dajs eine ſolche Kammer nicht 
berechtigt und berufen ſein ſoll, auch in die Erwerbſteuer⸗Commiſſionen 
Mitglieder zu entſenden. (Zuſtimmung rechts.) Das dieſe Kammer 
nicht gar ſo ſchlecht zuſammengeſetzt ſein muſs, geht wohl auch 
daraus hervor, dass bei den letzten Wahlen in die Kammer von 
32 Genoſſenſchaften mit über 20.000 Mitgliedern der Wahlaufruf 
zu Gunſten jener Candidaten unterſchrieben wurde, welche dann 
in die Kammer entſendet wurden. Freilich begreife ich, dass der 
Herr Vorredner und ſeine Partei gegen dieſe Kammer auftreten, 
ich begreife es, weil ſein Geſchäft das der Verhetzung iſt, und 
weil die Kammer in Wien gerade dadurch ſich auszeichnet, dass 
ſie verſucht, die Gegenſätze auf gewerblichem und kaufmänniſchem 
Gebiete zu verſichern. (Lebhafter Beifall rechts.) Damit, meine 
Herren, beſorgt ſie Ihre Geſchäfte freilich nicht, und es wäre 
traurig um die Kammer und den Gewerbeſtand beſtellt, wenn ſie 
dieſe Geſchäfte verſehen würde. Aber freilich die Kammer mag ſich 
mit dem St.⸗R. Schlechter und verſchiedenen anderen Leuten 
gemeinſam tröſten. Es iſt ja keine anſtändige Corporation, kein 
anſtändiger Menſch mehr in Wien, den Herr Lueger nicht 
heruntergezerrt, beſudelt und beleidigt hat. 
(Unruhe links. Zuſtimmung rechts.) Ich glaube, dass ich dem 
Collegen Schlechter nicht fo nahe treten ſoll, dafs ich ihn gegen 
die ungeheuerliche Behauptung des Herrn Vorredners in Schutz 
nehme, als ob Schneider thurmhoch über Schlechter ſtünde. 
(Sehr gut rechts.) Ich würde den Collegen Schlechter beleidigen, 
wenn ich ihn gegen einen ſolchen unqualificierbaren Vorwurf 
angeſichts deſſen, was in der allerletzten Zeit vorgegangen iſt, auch 
nur mit einem Worte in Schutz nähme. (Lebhafter Beifall und 
Händeklatſchen rechts.) Das ſteht unter der Kritik. 


Was die Bevölkerung an Gütern des Wiſſens (Gelächter 
links), des Herzens, des Gemüths, der Kunſt hochſchätzt, ehrt und 
achtet, hat der Herr Lueger in ſeinen verſchiedenen Reden ſchon 
getödtet und geſchlachtet (Sehr gut! rechts), und wenn er ſein 
Gewerbe ſo forttreibt — man kann ihn nicht mehr ernſt nehmen, 
ich muſs da mit einer heiteren Redewendung ſchließen — dann 
wird er ſelbſt noch nach Tarifpoſt 83 des neuen Erwerbſteuergeſetzes 
als Güterſchlächter beſteuert werden müſſen. (Sehr gut! rechts; Ge⸗ 
lächter links.) Alle dieſe Angriffe, welchen Univerſitätsprofeſſoren, 
Gelehrte, Arzte, Techniker, die Donaur egulierungs⸗Commiſſion, der 
Bürgermeiſter, der Stadtrath, einzelne Stadträthe, der Gemeinde⸗ 
rath, kurz alles, was nur auf der Welt exiſtiert, ausgeſetzt ſind, 
ſind ja auf nichts anderes berechnet, als auf den Beifall jener 
johlenden Menge (Lebhafter Widerſpruch links) . . 


Bürgermeifler: Ich bitte um Ruhe! Die Aufrechterhaltung 
der Ordnung iſt meine Sache, und ich mußs dringend bitten, den 
Herrn Redner nicht zu unterbrechen. 


Gem. -Rath Nose (fortfahrend): . . . um deren Gunſt 
der Herr Vorredner in den Verſammlungen und Gaſthäuſern 
buhlt, und ich mufs ſagen, dieſer Beifall, der ihm dort wird, deſſen 
iſt er würdig, und die, welche ihn ſpenden, ſind ſeiner würdig. 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts; Unruhe links.) 

Mürgermeiſter: Ich bitte um Ruhe! 


wur 


Gem.-Nath Noske (fortfahrend): Zum nächſten Punkte der 
Vorlage übergehend, handelt der Punkt 4 des Referates .. 
(Unruhe links; Unterbrechung ſeitens des Gem.⸗Rathes Gregorig.) 

Bürgermeifter: Herr Gem.⸗Rath Gregorig, wenn Sie 
reden wollen, müſſen Sie Ihre Collegen erſuchen, mit ihnen 
hinauszugehen; es geht nicht an, über die Bank hinüber zu ſprechen. 
(Beifall rechts.) Ich bitte, ſich gefälligſt ruhig zu verhalten! 

Gem.-Nath Noske (fortfahrend): Dieſer Punkt 4 handelt 
von dem Erwerbſteuertarife und es iſt, mit Recht, glaube ich, in 
dem Referate des Herrn Dr. Vogler, beziehentlich des Stadt— 
rathes hervorgehoben, daſs es nicht Sache des Gemeinderathes 
ſein könne, all die 2000 Poſitionen des Tarifes zu beurtheilen, weil 
ja dazu andere Factoren, denen das Material viel leichter als uns 
zugebote ſteht, berufen find. Es mufs aber im allgemeinen her: 
vorgehoben werden, daſs der Tarif an einer ungeheuren Com— 
pliciertheit leidet, an einer Unklarheit, und dass er eine Gefahr in 
ſich birgt, die darin beſteht, dass einzelne Tarifpoſten fo ins 
Detail zergliedert find, daſs man nahezu befürchten muſs, es beſtehe 
die Abſicht, als ſollte jemand, der unter verſchiedene Kategorien 
der einen oder anderen Unterabtheilung fällt, für jede dieſer 
Kategorien extra beſteuert werden. Darauf deutet auch eine 
Stelle des Geſetzes hin. Ich führe an, dass in dieſer Richtung 
Bedenken geäußert worden ſind von Kaufleuten, Gemiſchtwaren⸗ 
händlern, und daf? namentlich auch hervorgehoben wird, der Tarif 
ſtehe nicht im vollen Einklange mit dem Gewerbegeſetze. Es liegt 
mir z. B. eine Petition aus den Kreiſen der Kaufleute vor, in 
welcher gejagt wird, dafs, während das Gewerbegeſetz den Gemifcht- 
warenhändlern erlaube, alle Artikel zu führen, die uicht einer 
beſonderen Conceſſion bedürfen, die Kategorie der Gemiſchtwaren⸗ 
händler im Tarife in eine Reihe von Kategorien, die einander 
mitunter ſogar widerſprechen, zerfällt, und es beſteht alſo die Be— 
fürchtung, daſs nach jeder dieſer Kategorien die Steuer bemeſſen 
werden ſoll. Es ſind das Bedenken, auf welche ich im allgemeinen 
aufmerkſam machen will, ebenſo wie ich die Bedenken der Schank— 
gewerbetreibenden hervorheben und rückſichtlich derſelben bemerken 
will, dafs die Herren, welche nicht zum Worte gekommen find, den 
Standpunkt, welchen der Herr College Herold entwickelt hat, 
vollkommen theilen und der Anſchauung beipflichten, welche er in 
dieſer Richtung entwickelt hat. 

Es liegen zu dieſem Punkte auch Anträge vor, welche darauf 
hinzielen, daſs gewiſſe Kategorien von Arbeitern und Lehrlingen, 
ſei es beſchränkt, ſei es unbeſchränkt, nicht zu den Hilfsarbeitern 
gerechnet werden ſollen, während das Geſetz vorſchreibt, dafs 
Arbeiter, welche über 65 Jahre alt ſind und Lehrlinge, wenn ſie 
noch nicht beſonders ausgebildet find, von der Erwerbſteuer-Com⸗ 
miſſion nur als halbe Arbeitskräfte in Anſchlag gebracht werden 
können. Ich glaube, dafs in dem Verlangen, welches dahin geht, 
daj8 die Arbeiter nicht erſt mit 65, ſondern ſchon mit 60 Jahren 
nicht mitgezählt werden ſollen, und in dem Verlangen, dafs diefe 
Arbeiter überhaupt nicht mitgezählt werden, auch nicht als halbe 
Arbeitskräfte, ein ſocialpolitiſches Moment liegt, welches berück— 
ſichtigt werden muſs. Dann iſt es naturgemäß, wenn ein Arbeiter 
in feiner Leiſtungsfähigkeit durch feine phyſiſche Beſchaffenheit zurück— 
gedrängt iſt und der Betreffende, der ihn beſchäftigt, in der Steuer 
hinaufgeſetzt wird, weil er ihn beſchäftigt, ſo liegt die Gefahr vor, 
daſs er ihn von der Arbeit entfernt, und es würden gerade die— 
jenigen, welche durch ein langes Leben hindurch gearbeitet haben, 
in ihren alten Tagen infolge dieſer Steuerpolitik viel eher der Noth 
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und dem Elend ausgeſetzt fein, als es vielleicht ſonſt der Fall iſt. 
Das wirkt auch auf die Gemeinden zurück, welche ja dieſen Arbeiter 
in letzter Linie zu verſorgen haben. Ich glaube daher, es wäre dem 
Antrage beizupflichten, dieſe Kategorie von Arbeitern freizulaſſen. 
Etwas anders ſteht die Sache bezüglich der Lehrlinge. Es ſcheint 
da in gewerblichen Kreiſen eine getheilte Meinung zu !herrichen. 
Die einen halten dafür, dafs die vollſtändige Freilaſſung der 
Lehrlinge von der Erwerbſteuer zur Folge hätte, dajs das Lehrlings⸗ 
unweſen zunimmt. Es iſt vielfach über das Lehrlingsunweſen 
geſprochen und geſchrieben worden. Es iſt in dieſer Richtung ſogar 
durch die Genoſſenſchaften eine gewiſſe Einſchränkungsnorm ge⸗ 
ſchaffen worden. 

Ich glaube, die richtige Mitte in dieſem Falle liegt in dem 
Antrage des Collegen Tagleicht, welcher nicht verlangt, dass 
der Lehrling überhaupt nicht mitgezählt werde, ſondern dajs während 
der Probezeit und des erſten Jahres der Lehrling freigelaſſen werde, 
weil er wirklich nicht in der Lage iſt, erhebliche Dienſte zu thun 
und vielleicht ſogar ſeinem Lehrherrn manches verdirbt, ſtatt ihm 
helfend zur Seite zu ſtehen. Dagegen iſt er im zweiten und dritten 
Jahre als Hilfskraft zu zählen, denn er nähert ſich da ſchon der 
Grenze der vollkommenen Leiſtung. Ich glaube daher, dass ſich in 
dieſer Richtung der Antrag Tagleicht zur Annahme empfiehlt. 

Zum Punkt 6 — eigene Ortsclaſſe für Wien — bin ich 
gleichfalls beauftragt, einen Antrag zu ſtellen. Es liegen zu dieſem 
Punkte Anträge der Herren Gem.-Räthe Herold und Jedliska 
vor, welche ſich gegen eine eigene Ortsclaſſe für Wien ausſprechen. 
Es iſt das gewiss berechtigt aus allen den Gründen, welche ich 
ſpeciell früher angeführt habe, als es ſich darum handelte, den 
Antrag zu begründen, daſs für Wien eine Herabſetzung des Erwerb⸗ 
ſteuercontingents verlangt werden ſoll. Wir theilen aber die Auf- 
faſſung des Referates nicht vollſtändig, welche dahin geht, dafs die 
abſolute Höhe des Tarifſatzes bei dem Charakter der Erwerbſteuer 
als einer Repartitionsſteuer für die gerechte Vertheilung der Steuer⸗ 
laſt ohne Belang erſcheint. Wir find nämlich der Meinung, dafs 
zwar nicht direct die Höhe des Tarifſatzes von Belang für die 
gerechte Vertheilung der Steuerlaſt iſt, dafs ſie aber einen indirecten 
Einfluſs auf die Bemeſſung hat und wir ſtützen uns dabei auf 
Seite 110 des Motivenberichtes, in welchem die Regierung aus⸗ 
drücklich ſagt, fie habe den Tarif fo aufgeſtellt, daſs er ungefähr 
nach ihrer Berechnung das zu erwartende und zu berechnende Con— 
tingent trägt. 

Wenn nur für Wien ein höherer Ortsclaſſentarif aufgeſtellt 
iſt, jo iſt damit ſchon geſagt, dass die Regierung ein fo hohes 
Contingent erwartet, dass fie dieſen hohen Tarif braucht, um 
dieſes Contingent decken zu können. Eine Begründung dafür, 
warum derjenige, der in Atzgersdorf arbeitet, fo weſentlich, gleich 
um ein Viertel billi iger beſteuert werden ſoll, als jemand, der zehn 
Schritte innerhalb der Linien arbeitet, liegt nicht vor, wohl aber 
liegt die Befürchtung vor, dafs man bei Neufeſtſetzung des Steuer: 
contingentes ſagen wird: in Wien hat dieſes Contingent leicht 
aufgebracht werden können, die Steuerträger ſind nicht einmal 
ſehr erheblich belaſtet, ſogar nur mit dem Minimum des Tarifes, 
und haben doch das Contingent aufgebracht und man wird das 
Moment leicht überſehen, dafs eben hier ein höherer Ortsclaſſen⸗ 
tarif iſt. Man wird alſo indirect befürchten müſſen, daſs die Feſt⸗ 
haltung dieſes beſonderen Ortsclaſſentarifes bei Feſtſtellung des 
Erwerbſteuercontingents, namentlich im Jahre 1896, wo die neue 
Veranlagung erfolgen werde, eine ungünſtige Wirkung äußern wird. 
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Ich ſtelle daher in dieſer Richtung den Antrag: daſs 
die Worte „ohne Belang“ eliminiert und dafür geſetzt 
werde: „nicht direct entſcheidende Wirkſamkeit“. 

Zu Punkt 7 hat Herr College Dr. Da um Anträge geſtellt, 
von denen wir glauben, dass fie ſich vollkommen zur Annahme 
empfehlen. Es iſt von Herrn Dr. Daum namentlich betont 
worden, das die Erſchwerung für den Realitätenverkehr ganz 
enorm ſein würde, wenn ein Vorzugspfandrecht zu Gunſten der 
Steuerforderung feſtgeſetzt wird. Es wird mit Recht von Herrn 
Dr. Daum daran erinnert, dass die Regierung, als es ſich um 
die Baugewerbetreibenden handelte und man denſelben gegen den 
Bauſchwindel ein Vorzugsrecht einräumen wollte, erklärte, das 
ſtünde mit den Grundſätzen des öſterreichiſchen Grundbuchsrechtes 
nicht im Einklange. 

Die Regierung begründet nun dieſen Paragraph in folgender 
Weiſe: Um gewiſſe Manipulationen, durch welche einzelne Steuer⸗ 
pflichtige zum großen Schaden ihrer gewiſſenhafteren Gewerbs- 
genoſſen ſich der Steuerpflicht zu entziehen wiſſen, den Boden zu 
entziehen wiſſen, ſei dieſes Vorzugspfandrecht nothwendig. 

Darauf ſage ich Folgendes: Ganz dasſelbe gilt auch bezüglich 
des Verlangens der Bauhandwerker; auch hier kann man ſagen: 
um gewiſſen Manipulationen, durch welche einzelne Bauhandwerker 
und Speculanten zum großen Schaden ihrer gewiſſenhafteren 
Gewerbsgenoſſen ſich der Zahlungspflicht entziehen wollen, den 
Boden zu entzie hen, muſs das Vorzugsrecht gewährt werden. 

Wenn nun die Regierung erklärt hat, dafs fie es für die 
Bauhandwerker nicht geben könne, weil es den Grundſätzen des 
öſterreichiſchen Grundbuchsrechtes widerſpreche, To iſt gewiss auch 
die Forderung berechtigt, dafs dieſes Vorzugsrecht auch zu Gunſten 
des Fiscus nicht gegeben werde; alſo entweder für keinen oder für 
beide. (Beifall rechts.) 

Darum empfehle ich Ihnen den Antrag des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Daum zur Annahme. 

Es liegt auch noch ein Antrag vor, welcher ein eigenthüm— 
liches Streiflicht auf die Genauigkeit wirft, welcher ſich manche 
Herren befleißen, bevor ſie im Gemeinderathe Anträge ſtellen. 
Ich hätte dies nicht erwähnt, weil ich ſolche Kleinigkeiten gerne 
überſehe; aber wenn es dem Herrn Vorredner beliebt hat und 
möglich war, aus dem Umſtande, dafs bei den 19 Percent ein 
Punkt im Drucke weggeblieben iſt — alſo offenbar ein Druckfehler 
vorliegt —, ein Langes und Breites darüber zu reden, was Herr 
Dr. Friedjung alles verbrochen habe, weil er 19 Percent geſagt 
haben ſoll, was er übrigens gar nicht geſagt hat, ſo erſcheint 
es auch nothwendig, auf den Antrag des Collegen Purſcht 
hinzuweiſen, den Herr Gem.⸗Rath Steiner mit der Frage 
propagiert hat: „Wo iſt denn die Beſteuerungsgrundlage für die 
Conſumvereine? Es ſteht nichts darin, Sie müſſen daher den 
Antrag Purſcht annehmen, dass 300 fl. bis 3000 fl. als Tarif 
für die Vereine feſtgeſetzt werden.“ 

Ich möchte da den Herrn Gem.-Rath Steiner, wenn er 
fragt: „Wo iſt die Beſteuerungsgrundlage für die Conſumvereine?“ 
erſuchen, gefälligſt das Geſetz aufzuſchlagen und ſo lange zu leſen 
— nicht bloß das erſte Hauptſtück, ſondern ſo lange, bis er an 
die betreffende Stelle kommt — ſoviel Mühe muſßs man ſich 
nehmen (Heiterkeit rechts) — und im zweiten Hauptſtücke würde 
er dann den betreffenden Paragraph finden, wo die Conſumvereine 
ganz ausdrücklich genannt ſind. 
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In dem betreffenden Paragraphen hätte er ganz ausdrücklich 
die Conſumvereine genannt gefunden. Und wenn er noch weiter 
geleſen hätte, um ſein Studium noch mehr zu vertiefen, was ihm 
gewiss nicht geſchadet hätte (Heiterkeit rechts), dann hätte er gefunden, 
daſs dieſe Art von zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten 
Genoſſenſchaften, Vereinen, Actien-Geſellſchaften u. ſ. w. mit 
10 Percent des reinen Einkommens beſteuert ſind, und die Frage, 
die er ſo emphatiſch geſtellt hat: „Wo ſind denn die Conſumvereine? 
Die ſind ganz abhanden gekommen? Wahrſcheinlich will man die 
gar nicht beſteuern?“ wäre ganz überflüſſig und ſeine Erregung 
wäre auch ganz überflüſſig geweſen. Deswegen gehört aber der 
Antrag Purſcht überhaupt nicht in die Debatte, er gehört erſt 
dann zur Debatte, wenn wir über das zweite Hauptſtück des 
Erwerbſteuertarifes ſprechen werden und das wird dann der Fall 
ſein, wenn das bezügliche Referat erſtattet werden wird. 

Es hat noch im Anſchluſſe an Punkt 7 Herr College Dr. 
Friedjung einen Antrag geſtellt, deſſen Inhalt, kurz geſagt, 
dahin geht: Es ſolle der Gemeinderath erklären, 
daſs die ſtarke Progreſſion, welche in dem Erwerb— 
ſteuertarife durchgeführt ſei, das mittlere und kleinere 
Bürgerthum zu Gunſten des Großgrundbeſitzers, der 
Grund- und Realitätenbeſitzer übermäßig belaſte. 

Es hat ſich über dieſen Antrag eine ſehr gereizte und lange 
Polemik entſponnen. Ich mußs ſagen, ſelten hat der Herr Ver— 
treter der Minorität mit einer größeren Rabuliſtik, mit einer 


größeren Hervorkehrung des Unrichtigen und einem größeren Ver— 


ſchweigen des Richtigen gearbeitet, als in dieſem Falle, und ich 
will ihm das kurz an der Hand des Geſetzes beweiſen. 

Der Gedankengang des Herrn Dr. Friedjung bei ſeinem 
Antrage war folgender: Das Erträgnis der, Perſonalſteuern, 
darunter der Erwerbſteuer, welche berufen iſt, eine Hauptrolle unter 
den Perſonalſteuern zu ſpielen, iſt dazu berufen und beſtimmt, 
Herabſetzungen nicht nur der Erwerbſteuer, ſondern auch ſolcher 
Steuergattungen zu bewirken, wie die Grund- und Gebäudeſteuer, 
bei welchen ein progreſſiver Satz in dem Sinne nicht beſteht, wie 
er im Erwerbſteuertarife beſtehen wird. Der Gedankengang iſt 
weiter dahin gegangen, dajs es den mittleren und kleinen Gewerbe— 
und Bürgerſtand zu Gunſten der Grund⸗ und Gebäudeſteuer⸗ 
pflichtigen belaſten hieße, wenn man ihm allein eine Progreſſion 
auferlegt, welche bei der Grund- und Gebäudeſteuer nicht vorkommt, 
und es handelt ſich nun darum, jetzt zu beweiſen, daßs wirklich 
nicht nur in der VI. Abtheilung, von der ſoviel die Rede war, 
ſondern daſs wirklich in dem ganzen Erwerbſteuergeſetze und in 
dem ganzen Erwerbſteuertarife das Princip der Progreſſion vor— 
handen iſt, beziehentlich in denſelben hineingefügt werden kann. 

Ich bemerke bei dieſer Gelegenheit, daßs ich gegen die Faſſung 
des Antrages des Herrn Dr. Fried jung einige Bedenken gehabt 
und auch ihm gegenüber geäußert habe. Weil aber dieſer in ſeinem 
Grundgedanken — wie geſagt, nach meiner Meinung nicht ganz 
in der Faſſung, aber in ſeinem Grundgedanken ſo richtige, ſo 
wahrheitsgetreue Antrag einer ſolchen Verdrehung, einer ſolchen 
Verkehrung aller thatſächlichen Verhältniſſe unterzogen worden iſt, 
wie dies vom Herrn Vorredner geſchehen iſt, darum habe ich 
darauf verzichtet, irgend eine Bemerkung zu der Faſſung zu 
machen, weil ich das Gewicht deſſen, was in dieſer Richtung gegen 
den Herrn Vertreter der Minorität gejagt werden mufs, nicht 
durch eine formale Debatte abſchwächen will. Und da ſage ich dem 
Herrn Vertreter der Minorität: Warum hat er — nicht den § 28, 
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welcher von der Parification ſpricht — denn ich bin hier nicht der 
Meinung des Herrn Dr. Fried jung, daſs die Parification die 
Urſache fein wird, daſss die Progreſſion der VI. Abtheilung auf 
den ganzen Tarif zurückwirkt — ſondern warum hat er den § 41 
verſchwiegen? Wenn er das Geſetz ſo genau geleſen hat, wenn er 
ein ſo ehrlicher, aufrichtiger, alles herausſagender Interpret iſt, 
als den er ſich gegeben hat, warum hat er dann den ſpringenden 
Punkt gerade verſchwiegen, welcher bis zur Unwiderleglichkeit — 
ich ſage es ihm — bis zur Unwiderleglichkeit beweist, daſs er in 
dieſem Falle das Intereſſe des kleinen und mittleren Bürgerthums 
zurückgeſetzt hat gegen das Intereſſe des Großen und des Grund— 
beſitzers überhaupt. (Beifall rechts.) 

Der 8 41 dieſes Geſetzes ſagt Folgendes: (Unterbrechung 
links.) 

ZBürgermeiſter: Ich bitte, den Herrn Redner nicht zu unter— 
brechen. 

Gem.⸗Nath Noske (fortfahrend; liest): „Auch aus anderen 
als den früher angeführten Gründen kann die Erwerbſteuer-Com⸗ 
miſſion verſchiedene Dinge thun, aber ſchließlich kann ſie auch die 


Beſteuerung nach dem abzuſchätzenden Ertrage, das iſt die Be⸗ 


ſteuerung, wie ſie in der VI. Abtheilung des Tarifes enthalten 
iſt und eine ſehr ſtarke Progreſſion enthält, auch auf ſolche Gewerbe 
und Beſchäftigungen anwenden, die im Tarif der Beſteuerung nach 
einem andern Maßſtabe zugewieſen ſind. (Rufe rechts: Hört!) 
Wenn das nicht klar genug iſt, dass jeder, der leſen kann und 
will, daraus herausleſen muss, daſs das Princip der ſtarken Pro- 
greſſion von 1 auf 6 Percent, wie es in der VI. Abtheilung des 
Tarifes enthalten ift, auf den ganzen Tarif und alle Erwerbſteuer⸗ 
claſſen ausgedehnt werden kann, dann muſs man ein Dr. Lueger 
ſein, um das zu leugnen und in Abrede zu ſtellen. (Beifall rechts.) 
Wenn es aber richtig iſt, daſs neben manchen anderen Pro— 
greſſionen, die darin begründet find, daſs z. B. jemand, der fünf 
Hilfsarbeiter hat, ſoviel bezahlt, und wenn er einen Hilfsarbeiter 
mehr hat, nicht für den einen, ſondern ſchon für alle anderen 
Hilfsarbeiter auch mehr bezahlen muſs, wenn — ſage ich — 
abgeſehen von dieſer Art der theilweiſen Progreſſion — es iſt keine 
eigentliche Progreſſion im ſteuerpolitiſchen Sinne — das Princip 
der ſtarken Progreſſion — ich wiederhole den Ausdruck, der in der 
VI. Abtheilung enthalten iſt — nach § 41 des Geſetzes auf alle 
Erwerbſteuergattungen durch die Commiſſion ausgedehnt werden 
ſoll, dann iſt es auch richtig, dafs, wenn dies geſchieht, die Ge⸗ 
ſammtheit der Erwerbſteuerträger, dieſe große Maſſe, aus welcher 
ſich der Ertrag der Perſonalſteuern zuſammenſetzen wird, dazu 
beitragen wird, die Herabſetzung der Grund⸗ und Gebäudeſteuer 
zu bewirken, bei welchen eine ſolche Progreſſion nicht beſteht. 
Und wenn das alles — und es iſt unzweifelhaft richtig, denn 
es iſt actenmäßig hier dargelegt und nachgewieſen — richtig iſt, 
dann iſt es auch richtig, dafs derjenige, welcher ſich unter dem 
Vorwande, den Herr Dr. Lueger ſich dazu genommen hat, gegen 
den Antrag des Dr. Friedjung wendete, nicht das Intereſſe, 
wie er vorgibt, des kleinen und mittleren Bürgerſtandes vertritt, 
Sondern dafs er dieſe Intereſſen zu Gunſten der Grund- und 
Gebäudeſteuerpflichtigen preisgegeben und ausgeliefert hat. So 
ſteht die Sache. (Heiterkeit rechts. — Widerſpruch links.) So ſteht 
die Sache, und es mußs ausgeſprochen, es mußs feſtgenagelt 
werden (Gelächter links), daßs der patentierte Vertreter des kleinen 
Mannes hier bei dieſer Debatte dieſe Intereſſen preisgegeben hat, 
unbewuſst oder bewujst — ich will es nicht unterſuchen, meine 
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Anschauung darüber kann ich ja haben, und es mußs feſtgehalten 
werden, in welch ſchlauer Weiſe der Vertreter der Minorität dieſes 
Odium von ſich hat abwälzen wollen. Das hat mich lebhaft au 
die alte Geſchichte erinnert: Wenn einer bei einer Unthat auf 
offener Straße ertappt wird, laufen eine Menge Leute zuſammen 
und laufen dem Thäter nach, um ihn einzufangen. Dann fängt 
aber auch dieſer an, einem anderen nachzulaufen und zu ſchreien: 
„Haltet ihn auf! Haltet ihn auf!“ — Haltet den Dr. Fried— 
jung auf, der hat die Börſeagenten und Güterſchlächter bevor— 
zugen wollen. (Heiterkeit rechts.) Es ſei mir hier einſchaltungsweiſe zu 
bemerken erlaubt, daſs vor einigen Jahren aus anderem Anlaſſe 
und an anderer Stelle die Behauptung aufgeſtellt wurde, die bis 
jetzt nicht widerlegt worden iſt, daſs die Beziehungen des Herrn 
Vorredners zu manchen der von ihm verfehmten Kategorien nicht 
ſo unfreundliche geweſen ſind, wie ſie jetzt geworden zu ſein 
ſcheinen. (Gem.⸗Rath Tagleicht: Hört!) 

Ich mujs ſagen, der Herr Vertreter der Minorität hat das 
Schauſpiel geboten, dafs er ſich gedreht und gewunden mit per— 
ſönlichen Angriffen, mit Verdrehungen, mit nicht richtiger Anführung 
von Thatſachen gearbeitet hat, und dass er die liberale Partei 
mit allem Möglichen und Unmöglichen in Zuſammenhang gebracht 
hat, was gar nicht mit ihr in Zuſammenhang ſteht. Ich könnte 
das auch bezüglich der Grundſteuer beweiſen, ich habe die Daten 
hier, dafs die Grundſteuerregulierung erſt zu einer Zeit eingeleitet 
wurde, wo ſchon längſt die liberale Partei nicht mehr am 
Ruder war, das nicht das Grundſteuergeſetz, welches erſt Ende 
der 70er Jahre fertig geworden iſt, ſo daſs es zur Ausführung 
gelangen konnte, ſondern dajs erſt die Repartition manche Unge— 
rechtigkeiten gebracht haben mag, die aber auch nicht unſerer Partei, 
ſondern Galizien zugute gekommen find. Aber ich mufs jagen, es 
war intereſſant zu ſehen, wie er ſich gewunden und gedreht hat, 
um dieſer höchſt unbequemen Situation, die einmal zur Abwechslung 
wir ausnützen werden, ſo gut es unſere Kräfte erlauben werden, 
zu entgehen. 

Nicht mit Befriedigung, ſondern mit Mitleid haben mich 
dieſe politiſchen Capriolen des Herrn Vertreters der Minorität 
erfüllt, und ich möchte ihm als guter Freund — wir ſind es ja 
(Heiterkeit) — ſagen, ſelbſt der geſchickteſte Clown bricht ſich einmal 
in einem Circus den Hals, dem geſchickteſten Clown iſt es ſchon 
paſſirt, und auf der politiſchen Bühne geht es auch ſo, wenn einer 
verſucht, den geſunden Menſchenverſtand und die politiſche Auf— 
richtigkeit und Ehrlichkeit allzu gewagte Saltimortali ſchlagen zu 
laſſen. (Beifall rechts.) Es iſt alles herbeigezogen worden, um dieſen 
klaren, nackten, unverfälſchten, unleugbaren Sachverhalt — der 
Herr College wird ihn leugnen, aber unleugbar iſt er doch — 
dieſen unleugbaren Sachverhalt zu verdrehen, zu bemänteln und 
zu verſchleiern; es hat herbeigezogen werden müſſen eine lang— 
mächtige Citierung der Rede des Herrn Dr. Friedjung in Ver⸗ 
gleich mit einer Stelle der Regierungsvorlage, und auch da iſt 
etwas geſagt worden, was den Thatſachen nicht entſpricht, denn 
Dr. Friedjung hat geſagt, die Regierung meine, es ſeien drei 
Percent ungefähr der Steuerſatz, der ſich ergeben hat, aber er hat daran 
die Folgerung geknüpft und geſagt, wenn die Regierung drei Percent 
ſagt, warum ſchreibt ſie ſechs Percent im progreſſiven Satze der 
VI. Abtheilung vor? So war die Außerung gemacht, jo war fie 
gemeint. Ich habe auch ſo gute Ohren wie Dr. Lueger, nur 
habe ich eine Eigenſchaft, die Dr. Lueger nicht hat; ich glaube 
nämlich als alter Stenograph an das ſtenographiſche Protokoll, 
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und drehe nicht das ſtenographiſche Protokoll, wie ich es brauche. 
Ich erinnere mich ſehr genau, wie oft Dr. Lueger aufgetreten 
iſt und geſagt hat: So ſteht es im ſtenographiſchen Protokoll, da 
gibt's gar nichts zu reden, das iſt heilig und wahr. (Heiterkeit 
rechts.) Heute auf einmal, weil er „Deutſches Bürgerthum“ gehört 
haben will, was kein Menſch außer ihm gehört haben wird (Oho! 
links), oder die, denen er es geſagt hat, weil er ein „Deutſches 
Bürgerthum“ gebraucht hat, um Herrn Dr. Fried jung wegen 


dieſes „Deutſchen Bürgerthums“ angeblich zu zerzauſen, auf einmal 


iſt das ſtenographiſche Protokoll nichts und das „Deutſche Bürger— 
thum“ muſßs gejagt worden ſein (Heiterkeit rechts), es nützt nichts, es 
mufs geſagt worden ſein. 

Nun, ich muſßs ſagen, in der leidigen Polemik, in die ich mich 
nicht einmengen will und in die ich mich nur ſoweit eingemengt 
habe, als es nothwendig iſt, um die Sache zu beleuchten, habe 
ich eine Mühe bedauert, die fi) Herr Dr. Fried jung gegeben 
hat, nämlich die Mühe, dass er das Deutſchthum und fein Deutſch— 
thum einem Herrn Dr. Lueger gegenüber in Schutz zu nehmen 
für nothwendig befunden hat. Sehen Sie, meine Herren, ein gott— 
begnadeter Menſch, der Dichter des deutſchen Vaterlandes, dem 
man das Recht, ein Urtheil darüber abzugeben, was deutſcher 
Charakter iſt, was deutſche Mannhaftigkeit iſt, gewiSs nicht ab— 
ſprechen wird, der ſpricht einmal in ſeinem „Deutſchen Vaterland“ 
davon, was denn eigentlich der Deutſche ſei und da ſagt er: Der 
Deutſche ſei dort zu ſuchen, 

Wo Eide ſchwört der Druck der Haud, 

Wo Treue hell vom Auge blitzt 

Und Liebe warm im Herzen ſtitzt. 
(Lebhafter Beifall rechts.) Und nun frage ich Sie, ob jemandem, 
dem nicht die Liebe warm im Herzen ſitzt, ſondern der dieſem 
warmblütigen, warmfühlenden und gemüthreichen Wienerthum, 
beziehentlich dem von ihm irregeleiteten Wienerthum den Claſſenhaſs 
ins Herz gegoſſen, das Gift der gegenſeitigen Verhetzung in dieſe 
Stadt gebracht hat, ob demjenigen, dem, ſtatt dafs ihm die Treue 
hell vom Auge blitzen ſollte, Geſinnungsuntreue der einzige Grund— 
ſatz geweſen iſt, den er bis jetzt im öffentlichen Leben feſtgehalten 
hat (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts), ob endlich dem- 
jenigen, der den Druck der Hand, die Eide ſchwören ſoll, urſprünglich 
mit uns, den Liberalen, gewechſelt hat, der ſich von uns auf die 
Fluten des öffentlichen Lebens hat emportragen laſſen, der noch 
vor ſechs oder ſieben Jahren auf das Programm der Gleichheit 
der Confeſſionen und Nationen beim „grünen Jäger“ in Margarethen 
ſich von ſeinen Wählern hat einſchwören laſſen und der heute den 
von ihm irregeleiteten und verhetzten Theil der Bevölkerung der 
clerical⸗-feudalen Reaction in die Arme führt, ob dieſem Manne 
und denen, die ihm anhängen, das Prädicat „deutſch“ gebürt? 
(Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts.) Ich frage Sie, ob 
die Herren Lueger, Steiner und Conſorten das Recht haben, 
uns eine Belehrung darüber zu geben, was wir in der inneren 
Stadt in unſerem Wahlbezirke bei Kronawetter geleiſtet haben. 
(Lebhafte Unruhe links.) 

Bürgermeifter: Bitte, ruhig zu fein, Herr Gem.-Rath 
Purſcht, unterbrechen Sie den Redner nicht! 

Gem.-Nath Noske (fortfahrend): Ich ſage eines, es war — 
das iſt eine offenkundige Thatſache und ich kann ſie darum auch hier 
erzählen —, als die Candidatur Kronawetters in der inneren 
Stadt aufgeſtellt wurde, eine getheilte Meinung über dieſe Candidatur 
vorhanden; aber wenn diejenigen, welche damals der Candidatur 
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nicht zugeſtimmt haben, die blinde Wuth und den Hafs ſehen, mit 
dem heute dieſe Wahl von den Antiſemiten verfolgt wird (Ge— 
lächter links), dann müſſen ſie eine Befriedigung darüber empfinden, 
dajs die Wahl durchgegangen iſt. (Sehr gut! rechts.) Dann müffen 
ſie ſich freuen, denn daraus können ſie entnehmen, welcher Schlag 
den Antiſemiten damit verſetzt worden iſt (Sehr gut! rechts — 
Gelächter links), dass ein fo erbitterter Gegner von ihnen gewählt 
worden iſt. (Gelächter links.) Eines muss ich jagen. Gegenüber 
der bodenloſen Fr. . . . (Gem.⸗Rath Gregorig: Sagen Sie es 
nur!) Freiheit in der Benützung der politiſchen Tribüne, welche 
ſich dieſe Herren uns gegenüber herausnehmen, mufs einmal eines 
conſtatiert werden; das will ich conſtatieren und damit ſchließen: 
Deutſch ſprechen können dieſe Herren, aber das, was man einen 
deutſchen Mann, einen deutſchen Charakter nennt, das ſind ſie nie 
und nimmer! (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen rechts — leb— 
hafter Widerſpruch und Pfui-Rufe links. — Gem.⸗Rath Weitmann: 
Wir können deutſch, Sie mauſcheln! — Gem. Rath Stehlik: 
Frechheit!) 


Bürgermeifler: Herr Gem.-Rath Stehlik! Sie haben 
den Ausdruck „Frechheit“ gebraucht; ich rufe Sie dafür zur 
Ordnung! Sie haben gar keinen Grund, ſo zu reden; denn Sie 
haben offenbar die Ausführung gar nicht verſtanden. (Lebhafte 
Heiterkeit, Beifall und Händeklatſchen rechts. Gem.⸗Rath Stehlik 
unterbricht durch Zurufe.) 


Herr Gem.⸗Rath Stehlik, wenn Sie nicht aufhören, ſich 
ungezogen zu benehmen, ſo werde ich Sie wirklich ausſchließen, 
heute noch. (Widerſpruch links.) Ich bitte, doch ruhig zu ſein. 
(Unterbrechung links.) Herr Gem.-Rath Gregorig, ich rufe Sie 
zum zweitenmale zur Ordnung. Der Herr Referent hat das 
Schluſswort. Ich erſuche, die Debatte ruhig anzuhören. (Gem. 
Rath Dr. Lueger: Wir thun das fo!) 


Referent Gem.- Bath Dr. Vogler: In der eben geführten 
Debatte muſs man — glaube ich — zwei Theile auseinanderhalten, 
einen ſachlichen und einen perſönlichen Theil. Was den erſten betrifft, 
ſo hat die Debatte einen ſehr ſchönen Anlauf genommen und hat ſich 
auf einem Niveau bewegt, welches höher geweſen ift, als das mancher 
Debatten, die hier im Gemeinderath geführt worden ſind. Die Herren 
Redner haben mit großer Sachkenntnis und mit Verſtändnis die 
Angelegenheit behandelt. Ungemüthlich wurde die Sache nur dann, 
als das perſönliche Gebiet betreten wurde, wie das leider auch 
von einigen der Herren Vorredner geſchehen iſt. Ich werde, meine 
ſehr geehrten Herren, ſchon meiner Natur entſprechend und anderer- 
ſeits meiner Aufgabe als Referent, mich lediglich an jenen Theil 
der Debatte halten, welcher ſich auf ſachlichem Gebiete bewegt hat, 
(Beifall rechts), und ich werde das perſönliche Gebiet vollſtändig 
außer Betracht laſſen. In dieſer Richtung, glaube ich, iſt meine 
Aufgabe nun eine doppelte. Ich habe, nachdem die Herren General— 
redner mir eine ſo geringe Zeit für meine Ausführungen übrig 
gelaſſen haben, mich lediglich zu beſchränken auf gewiſſe Nichtig- 
ſtellungen, die unbedingt nothwendig ſind, damit nicht Irrthümer 
in die Bevölkerung hinausgetragen werden und damit nicht hier 
vorgebrachte irrige Auffaſſungen, Anſchauungen und Auseinander— 
ſetzungen unwiderlegt bleiben. Der zweite Theil meiner Aufgabe 
als Referent wird ſich aber damit befaſſen, Stellung zu den vielen 
mir vorliegenden Zuſatz- und Abänderungs-Anträgen zu nehmen. 
Zum erſten Theil meiner Aufgabe übergehend erlaube ich mir, 
hier nun Folgendes zu bemerken. 
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Es wurde von einem der Herren Vorſprecher, vom Herrn 
Gem.⸗Rath Weitmann die bereits wiederholt widerlegte, aber 
immer wieder neu aufgeſtellte, unrichtige Behauptung vorgebracht, 
daſs, weil der Maximal-Erwerbſteuerſatz nach dem gegenwärtig 
geltenden Erwerbſteuerpatent vom Jahre 1812 1575 fl. beträgt, 
ein Fabrikant und Großinduſtrieller mit dieſem Erwerbſteuerſatz 
abſchließt (Gem.⸗Rath Weitmann: Richtig!), und daſss er 
tauſende von Arbeitern aufnehmen kann, ohne dafs feine Steuer 
irgendwie eine Steigerung erfährt. (Gem.-Rath Weitmann: 
Richtig!) Der Herr College jagt ausdrücklich „Richtig!“ dazu, dafs 
ich ſeine Worte fo citiert habe. Da möchte ich nun bemerken, 
es wurde dieſe Behauptung ſeinerzeit ſchon vom Reichsraths— 
Abgeordneten des VII. Bezirkes aufgeſtellt, und ſie wurde von mir 
ſchon in dieſem Saale und auch anderwärts, ſchriftlich und 
mündlich, wiederholt widerlegt; aber die Herren glauben es noch 
immer nicht. Mus man da nicht das Schiller'ſche Wort anwenden: 
„Seid Ihr nicht wie Weiber, die beſtändig zurück nur kommen auf 
ihr erſtes Wort, wenn man Vernunft gepredigt ſtundenlang?“ 
(Bravo! Bravo! rechts.) 

Ich erlaube mir nochmals zu betonen: dem Fabrikanten oder 
Großinduſtriellen kann es ganz gleichgiltig ſein, welche Erwerb— 
ſteuer er zahlt, weil ihm nach dem beſtehenden Patente die Erwerb— 
ſteuer in die Einkommenſteuer eingerechnet wird, die er zahlt. Wenn 
ein Fabrikant heute mit einem Einkommen von 20.000 fl. einge⸗ 
ſchätzt wird, zahlt er 2000 fl. Einkommenſteuer und Erwerb— 
ſteuer zuſammengenommen. Es iſt vollſtändig gleichgiltig, ob er 
500 fl. Erwerb⸗ und 1500 fl. Einkommenſteuer zahlt oder umge- 
kehrt; aber weniger bezahlt er nicht. Deswegen iſt es eine Un— 
richtigkeit und eine unwahre Angabe, wenn immer betont wird, 
er zahle nur 1575 fl. Steigt ſein Einkommen, nimmt er mehr 
Arbeiter auf, die ſein Einkommen vermehren, fo muss er mehr 
zahlen — das iſt ſelbſtverſtändlich — ohne Rückſicht auf den 
Maximalſatz der Erwerbſteuer. 

Eine weitere Bemerkung iſt vom Herrn Gem. Rath Jedlista 
gemacht worden, welcher ſich darüber aufgehalten hat, dafs die 
Strafhausarbeit in dieſem Geſetzentwurfe gar nicht vorkommt; er 
folgert daraus, dafs die Strafhausarbeit vollſtändig unbeſteuert 
bleibt. Ich glaube, dafs das eine ganz unrichtige Folgerung iſt, 
und ich verweiſe den Herrn Collegen diesfalls, nachdem ich nicht 
umſtändlich citieren will, einfach auf SS 31 und 35 der Vorlage. 
Wenn ſelbſt in dem Erwerbſteuertarife, was aber nicht noth— 
wendig iſt, von der Strafhausarbeit nicht beſonders die Rede iſt, 
fo folgt doch aus den geſetzlichen Beſtimmungen, dafs dieſe Arbeit 
gerade ſo beſteuert wird, wie jede andere, was übrigens auch jetzt 
ſchon der Fall iſt. 

Herr Collega Steiner hat wieder eine unrichtige Bemerkung 
vorgebracht, indem er aus § 4 der Vorlage in vollſtändig miſs— 
verſtändlicher Weiſe folgern wollte, dafs Sanitätsanſtalten, wie 
z. B. jene des Profeſſors Leidesdorf und ähnliche, ſteuerfrei 
bleiben würden; ich bitte den $ 4 nochmals aufmerkſam zu leſen, 
derſelbe hat auf ſolche Anſtalten keinen Bezug und ich brauche 
denſelben nicht zur Verleſung zu bringen, ſondern berufe mich 
einfach auf den vorliegenden Geſetzestext. 

Eine weitere Richtigſtellung mufs ich aber vornehmen, und 
zwar ſowohl meinem ſehr geſchätzten Herrn Collegen Schlechter, 
als auch dem Herrn Dr. Lueger gegenüber, welche beide die 
Bemerkung gemacht haben, dass die Verzehrungsſteuer für Wien 


einen Mehrertrag von 3½ Millionen für den Staat ergeben habe, . 


2589 


K 


Dieſe Behauptung wurde allerdings in einem Blatte aufgeſtellt, 
aber; ſchon am nächſten Tage widerlegt, weil die damals vorge— 
brachten Ziffern irrig waren. Es war nämlich die Conſumabgabe 
von Brantwein und Zucker und die allgemeine Steuer von der 
Biererzeugung und die Verbrauchsſteuer von Mineralöl mit zur 
Thorſteuer gerechnet worden, die wir ſchon vor Einführung des 
neuen Geſetzes gehabt haben. 8 

Dafs man dadurch zu irrigen Reſultaten kommen mufste, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Die Regierung hat dies ſelbſt berichtigt und 
ausgerechnet, dafs fie jedenfalls noch ein Mindererträgnis haben 
wird. Ob dies richtig iſt oder nicht, darauf kann ich heute auch 
nicht ſchwören, weil das erſte Probejahr der neuen Verzehrungs— 
ſteuer noch nicht abgelaufen iſt. 

Aber dafs die Ziffer von 3 ½ Millionen, die hier vorgebracht 
wurde, unrichtig iſt, glaube ich heute ſchon mit Gewiſsheit behaupten 
zu können. 

Damit wäre ich nun mit den etwaigen Richtigſtellungen fertig 
und wende mich nun in der Reihenfolge der Stadtraths-Anträge 
zu den geſtellten Abänderungs- und Zuſatz⸗Anträgen. Zunächſt 
wurden zum Eingange des Gutachtens von den Herren Collegen 
Dr. Stern und Noske Anträge geſtellt. Der erſtere Antrag 
ging dahin, den Abſatz, welcher laute: „Die Gemeindever— 
tretung der Stadt Wien" bis „entſchieden vortheil— 
haft“ ganz zu ſtreichen. | 

Herr Gem.-Rath Nos ke ſtellt diesfalls einen anders ſtiliſierten 
Antrag, welcher ſich von dem meinigen nur dadurch unterſcheidet, 
daſs er das Lob, welches in dieſer Vorlage der ganzen Reform 
gezollt wird, einigermaßen abſchwächen und dagegen den Tadel, den 
ich ausſpreche, in etwas ſchärferes Licht ſetzen will, endlich dafs 
er insbeſonders den Hinweis auf die Stabilität der Erwerbftener- 
Hauptſumme weglaſſen will. | 

Ich erachte dieſe Abänderungen des Herrn Gem. - Nathes 
Noske für fo geringfügig, dafs ich wohl glaube, dass ich die— 
ſelben aufnehmen kann. Ich bin wohl nicht befugt, namens des 
Stadtrathes eine Erklärung abzugeben, aber ich werde dafür ſtimmen. 

Zu Punkt 1 wurden aber weitere Abänderungs-Anträge ge'teltt, 
und zwar einer vom Herrn Collegen Dr. Nechansky, welcher 
gleichfalls eine kleine Anderung der Stiliſierung vorſchlägt, die ich 
ohneweiters acceptieren kann. Die übrigen Anträge des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Stern aber, welche ſich auf diefen Punkt be- 


ziehen, und welche die einfache Streichung mehrerer Abſätze be— 


treffen, durch welche die Sache nicht verbeſſert, ſondern verſchlechtert, 
ja geradezu unverſtändlich wird, bitte ich, abzulehen. 

Zu Punkt 2 der Vorlage des Stadtrathes liegt der Antrag 
des Herrn Gem.-Rathes Taubler vor, welcher im weſentlichen 
dahin geht, daſs in die Contingentierungs-Commiſſion 
auch Delegierte der Steuercommiſſionen berufen werden 
ſollen. Principiell kann ich gegen dieſen Antrag eine Einwendung 
nicht machen, ich glaube nur, daſßs die Durchführung dieſes An- 
trages wohl auf beſondere Schwierigkeiten ſtoßen würde. Es iſt 
dies übrigens nicht Sache des Gemeinderathes, und wenn die 
Herren glauben, dafs es zweckdienlich ift, daſs die Erwerbſteuer⸗ 
träger eine Vertretung in der Contingent⸗ Commiſſion bekommen, 
jo bitte ich, den Antrag Taub ler anzunehmen. 

Was den dritten Antrag betrifft, welcher ſich mit der Bu: 
ſammenſetzung der Erwerbſteuer-Commiſſionen befaſst, jo find zu 
dieſem Antrage mehrere Abänderungs- und Zuſatz⸗Anträge geſtellt 
worden: zunächſt ein Zuſatz⸗Antrag des Gem.⸗Rathes Wünſch, 

3* 


2590 


— —— N 


— —ů 


rn 


welcher wieder in zwei Sub-Anträge zerfällt. Nach dem einen ſoll 
ausgeſprochen werden, daſs der Gemeinderath wünſche, daſs 
mindeſtens zwei Wahlkörper zur Wahl dieſer Erwerb— 
ſteuer-Commiſſionsmitglieder gebildet werden; der andere, 
welcher bemerkt, daſss die im $ 52 erwähnten Sachver— 
ſtändigen und Auskunftsperſonen von der Handels— 
kammer namhaft gemacht werden ſollen. Ich möchte nur 
diesfalls den Standpunkt des Stadtrathes conſtatieren und damit 
erledigt ſich auch eine Anfrage, die Herr College Dr. Daum ge— 
ſtellt hat: daſs wir nämlich geglaubt haben, in dieſem Punkte 5 
lediglich betonen zu ſollen, dass hier eine gewiſſe Intereſſenver— 
tretung platzgreifen müſſe; deshalb ſprechen wir davon, daßſs die 
Wahl mit Rückſicht auf die verſchiedenen Intereſſengruppen ſtatt⸗ 
finden ſoll. Die Art der Ausführung glaubten wir nicht in den 
Antrag aufnehmen zu ſollen, umſoweniger, als ja verſchiedene 
Vorſchläge nicht nur denkbar, ſondern auch ſchon gemacht worden 
ſind, um eine ſolche Intereſſenvertretung herbeizuführen. Ich kann 
mich z. B. auf das Gutachten des Referenten in der n.⸗ö. Handels- 
und Gewerbekammer berufen, welches diesfalls einen neuen Modus, 
wie er übrigens in Preußen ſchon gehandhabt wird, nämlich die 
Bildung von Erwerbſteuer-Geſellſchaften, vorſchlägt. Wenn aber die 
Herren der Anſicht find, dafs es zweckmäßig iſt, daſs der Gemeinde⸗ 
rath jetzt ſchon ſich über den Weg ausſpricht, wie die Intereſſen— 
vertretung herbeizuführen ſei, ſo bitte ich, den erſten Theil des 
Antrages des Gem.⸗Rathes Wünſch anzunehmen. 

Was den zweiten Theil betrifft, ſo iſt es jedenfalls im 
Intereſſe der Steuerträger gelegen, das die Steuerbehörde Aus— 
kunftsperſonen und Sachverſtändige nicht ad libitum, wie es heute 
der Fall iſt, auswählen, ſondern daſs dieſe Sachverſtändigen und 
Auskunftsperſonen von der competenten Körperſchaft namhaft gemacht 
werden ſollen, dieſe Körperſchaft kann nun wohl nur die Handels— 
kammer, eventuell können es die Genoſſenſchaften und Induſtriellen⸗ 
verbände fein. Ich glaube daher, dass dieſer Antrag ſeine ſachliche 
Begründung hat. 

Herr Dr. Lueger hat nun diesfalls den Antrag geſtellt: 
Der Gemeinderath möge ſich mit aller Entſchiedenheit dagegen 
ausſprechen, dass ein Viertel der Erwerbſteuer⸗Commiſſion von der 
Handels- und Gewerbekammer gewählt werde und empfiehlt, dafs 
auch dieſes eine Viertel von den Steuerpflichtigen gewählt werde. 
Von ſeinem Standpunkte natürlich ein ſehr ſchöner Antrag. 


Nachdem die directe Wahl der Erwerbſteuer-Commiſſions⸗ 


mitglieder, die aus den Erwerbſteuerträgern gewählt werden ſollen, 
vorgeſchlagen iſt, meint Herr Dr. Lueger: Drei Viertel ſind 
mir lieber, als die Hälfte, dann haben wir jedenfalls eher die 
Majorität. Ich glaube aber, dieſer Standpunkt iſt vollkommen 
verfehlt und der Gemeinderath wird darauf nicht eingehen können, 
ebenſowenig als den Antrag, den Herr Gemeinderath Weitmann 
zu dieſem Punkte empfohlen hat und der ſachlich zwar im Principe 
den Standpunkt des Herrn Dr. Lueger einnimmt, jedoch zu 
einer etwas anderen Concluſion kommt. Herr Gemeinderath 
Weitmann verlangt nämlich, dajs jenes Viertel, welches von 
der Handels⸗ und Gewerbekammer nach der Regierungsvorlage 
gewählt werden ſoll, vom Finanzminiſter ernannt werde. Das iſt 
ein Widerſpruch, den die beiden Herren wohl mit einander ſelbſt 
ausmachen können. Ich möchte nur beantragen, daſs auf beide 
Anträge hier keine Rückſicht genommen werde. 

Ein weiterer Antrag wurde zu dieſem Punkte noch vom Herrn 
Gem.⸗Rathe Jedlicka geſtellt, der darauf hinausläuft, daſs den 
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Genoſſenſchaften das Recht gewahrt werden ſoll, ſich zu äußern. 
Ich glaube, dafs dieſer Antrag in dem Antrage des Stadtrathes 
bereits enthalten iſt, denn es ſteht darin, daſs den Genoſſenſchaften 
der gebürende Einfluſs gewahrt werden ſoll. Wozu man das alſo 
noch in einem beſonderen Antrage ausſprechen ſoll, iſt mir un- 
erfindlich. 

Herr Gem.⸗Rath Ferd. Mayer hat zu dieſem Punkte ferner 
den Antrag geſtellt, dafs auch die Bezirksvertretungen und das 
Marktcommiſſariat bei den Erhebungen herangezogen und gehört 
werden ſollen. Ich weiß nun nicht, ob die Bezirksvertretungen ſich 
ſo ungeheuer darnach ſehnen, die Steuergeſchäfte, die ihnen heute 
obliegen, beizuhalten. Ich glaube, dass es vollkommen genügt, wenn 
man den Antrag, der vom Stadtrathe geſtellt wird, annimmt; 
es iſt dadurch den Steuerträgern jedenfalls das Recht gewahrt, 
dafs ihre Intereſſen in entſprechender Weiſe berückſichtigt werden. 
Der Steuerbehörde vorzuſchreiben, wie ſie eventuell Erhebungen 
pflegen ſoll und der Erwerbſteuer-Commiſſion vorzuſchreiben, an 
welche Gutachten ſie ſich eventuell halten ſoll, das geht im neuen 
Steuergeſetze nicht an. Nach der Vorlage kann die Erwerbſteuer— 
Commiſſion alle möglichen Erhebungen pflegen, ſie kann alſo 
nicht bloß das Markteommiſſariat und die Bezirksausſchüſſe 
fragen, ſie kann eine Reihe anderer Auskunftsperſonen und alle 
möglichen Genoſſenſchaften, die Handelskammer vernehmen u. ſ. w. 
Sie iſt in dieſer Richtung unbeſchränkt, und es wird kaum an- 
gehen, daſs der Geſetzgeber hier einen beſtimmten Weg vorſchreibe, 
welchen dieſe Erhebungen machen ſollen. Ich glaube alfo, dafs der 
Antrag Ferd. May er zur Annahme nicht zu empfehlen wäre. 

Punkt 4 der Stadtraths-Anträge befaſst ſich nun mit dem 
Erwerbſteuertarif. Dieſer Tarif hat hier auch eine bedeutende An— 
fechtung erlitten. Ich erlaube mir nur zu bemerken, daſs der 
elaſtiſche Tarif mit gewiſſen Anſätzen einen Vorzug hat, welcher 
unverkennbar iſt. Wenn man ihn mit jenem Tarif vergleicht, welcher 
im Jahre 1877 in der damaligen Regierungsvorlage enthalten 
war, jo muſs man jagen, daſs der damalige Tarif freilich ein 
ſehr einfacher war; er hat nur vier Claſſen umfaſst und jede Claſſe 
hatte nur zwei Steuerſätze, z. B. Fabriken von 60 bis 2400 fl., 
Künſte und Gewerbe von 8 bis 500 fl. Innerhalb dieſer zwei 
Ziffern war es der Steuercommiſſion anheimgegeben, ad libitum 
die Steuer zu beſtimmen. Wo hatte da der Steuerträger einen 
Anhaltspunkt, wenn er ſich beſchwert fühlte, wenn er ſagte: ich 
kann nicht ſoviel zahlen? Ich glaube, da iſt es viel beſſer, wenn 
gewiſſe Merkmale im Tarife feſtgeſtellt ſind, wie der Tarif der 
Vorlage es thut, weil der Steuerträger leichter in die Lage kommt, 
dies oder jenes nachzuweiſen, damit er eventuell von der Steuer— 
behörde von der Steuer entlaſtet werde. 

Zu dieſem Punkte liegt nun ein Antrag des Herrn Collegen 
Tagleicht vor, welcher dahin geht, daſs Lehrlinge in der Probe— 
zeit und im erſten Lehrjahre zu den Hilfsarbeitern im Sinne des 
Steuergeſetzes nicht gezählt werden ſollen. 

Es iſt dies ein Antrag, der in der Billigkeit begründet iſt. 
Ein ähnlicher Antrag wurde auch von Herrn Gem.-Rath Jedliöka 
geſtellt, welcher aber zu weit geht, nachdem er Lehrlinge überhaupt 
nicht berückſichtigt wiſſen will. (Gem.⸗Rath Jedliékka: Er geht 


nicht zu weit!) Es ſteht im Antrage, dass für die Lehrlinge über— 


haupt nicht gezahlt werden ſoll. Das würde zur außerordentlichen 
Vermehrung der Lehrlinge führen, was ja die Herren ſelbſt nicht 
wollen. Obwohl eine geſetzliche Beſchränkung in der Zahl der 
Lehrlinge nicht beſteht, hat doch jede Genoſſenſchaft die Zahl der 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 84, 25. October 1892. 


— — — ——— Y ee Ze De PY ————— Y Y— PHD. N N —— — f ä — — — — . — 


Lehrlinge für ihre Genoſſenſchaft beſchränkt und erklärt, die Meiſter 
dürfen nur eine gewiſſe Zahl Lehrlinge aufnehmen. Wenn Sie 
nun die Lehrlingszahl beſchränkt haben wollen, ſo dürfen Sie doch 
nicht in das Geſetz einen Punkt aufnehmen, daſs die Lehrlinge gar 
nicht als Hilfsarbeiter gezählt werden ſollen. 

Anders ſteht es mit dem Antrage Tagleicht, der meint, 
daſs für Lehrlinge nur im erſten Jahre nicht bezahlt werden ſolle; 
das hat den Sinn, dal für die Lehrlinge während des Jahres der 


Abrichtung, in welchem ſie ſo viel Material verderben, frei ſein 


ſollen. Ich werde daher für den Antrag Tagleicht, aber gegen 
den Antrag Jedlicõka ſtimmen. 

Der zweite Antrag Tagleicht iſt eine Abänderung des 
§ 33 der Vorlage und geht dahin, daßs Arbeiter, welche das 
60. Lebensjahr überſchritten, nicht mehr als Hilfsarbeiter ange— 
rechnet werden ſollen, gegenüber der Geſetzesvorlage, welche hier 
das 65. Lebensjahr annimmt, beziehungsweiſe vorſchlägt, dais ſolche 
Arbeiter nur mit dem halben Betrage des Steuerſatzes anzuſetzen 
ſind. Dieſem Antrage ſtimme ich gleichfalls zu. 

Ein Antrag, der zu heftigen und gereizten Auseinanderſetzungen 
geführt hat, iſt der Antrag Dr. Friedjung. 

Ich glaube, dieſer Antrag iſt von Herrn Dr. Lueger, um 
mich milde auszudrücken, miſsverſtanden worden. Er hat gejagt, 
daſs dieſer Antrag einzig und allein ſich darauf ſtützt, dass die 
in der VI. Abtheilung benannten Perſonen in der Steuer ent— 
laſtet werden ſollen. Das ſteht im Antrage aber nicht. Der 
Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. Fried jung baſiert lediglich 
auf dem Gedanken, daſs im Erwerbſteuertarife eine Progreſſion 
ſtattfindet, und nicht nur in der VI. Abtheilung, ſondern in allen 
Abtheilungen, das hat, glaube ich, der letzte Herr Redner, der 
Generalredner der Majorität, klar auseinandergeſetzt. (Gem.⸗Rath 
Dr. Lueger: Das beſtreite ich gar nicht!) In der VI. Abtheilung 
liegt nur in den Ziffern die Progreſſion klar zutage, in den anderen 
Abtheilungen iſt die Progreſſion verſteckt einerſeits in der Laxität 
der Tarifſtenerſätze, andererſeits in den Anmerkungen, welche dieſer 
Tarif enthält. Aber dass die Progreſſion auch dort vorhanden iſt, 
mufs jeder, der den Tarif gründlich ſtudiert, anerkennen, abgeſehen 
von den Paragraphen, die hier für dieſe Behauptung mit Grund 
‚eitiert worden ſind und citiert werden können, die SS 28 und 41 
der Geſetzesvorlage. 

Ich glaube daher, das man dem Gedanken des Herrn Collegen 
Dr. Friedjung, welcher einzig und allein dem Ausdruck gibt, 
dass eine Progreſſion zwar in der Einkommenſteuer ſtattfinden ſoll, 
nicht aber bei der Erwerbſteuer, und zwar deshalb nicht, weil bei 
den Ertragſteuern, die wir ſonſt noch haben, bei der Grund-, 
Gebäude- und Rentenſteuer eine ſolche Progreſſion nicht ſtattfindet, 
immerhin durch die Annahme dieſes Antrages Rechnung tragen kann. 

Zu dem Punkte 6 der Vorlage des Stadtrathes liegen Anträge 
vor der Gem.⸗Räthe Herold und Jedliöéka. Dieſe Anträge 
ſind aber vollkommen identiſch mit dem Antrage des Stadtrathes, 
und es geht doch nicht an, dass wir das wiederholen. Ich an— 
erkenne, daſs die Gaſtwirte⸗Genoſſenſchaft, beziehungsweiſe die Ge⸗ 
noſſenſchaft der Hoteliers, in einer ſehr ſachlich gearbeiteten Petition 
ihre Specialwünſche hervorgehoben hat. Dieſelbe wird ja auch an 
das Abgeordnetenhaus kommen und wohl auch berückſichtigt werden. 
Was aber ſpeciell dieſen Punkt betrifft, ſtimmt derſelbe mit der 
Vorlage des Stadtrathes vollkommen überein; denn der Stadtrath 
wendet ſich gegen das Ortsclaſſenſyſtem, ſoweit Wien eine beſondere 
Ortsclaſſe werden ſoll, und die Herren wenden ſich gegen den 
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25percentigen. Zufchlag, der für Wien im Erwerbſteuertarife beſtimmt 
wird, was nichts anderes iſt, als die Ortsclaſſe Wien. 

Der Herr College Noske hat zu dieſem Punkte eine meines 
Erachtens lediglich ſtiliſtiſche Abänderung im Abſatze 2 beantragt, 
der ich auch ohneweiters zuſtimme. 

Zu Punkt 7 der Vorlage des Stadtrathes hat Herr College 
Daum einen Abänderungs⸗Antrag geſtellt, dahin gehend, dafs im 
erſten Alinea eingefügt werden ſoll: „gleich den im § 4 des Ent- 
wurfes erwähnten Unternehmungen“. Es iſt dies lediglich eine 
Hinweiſung auf das Geſetz, die immerhin in dieſem Punkte zweck⸗ 
dienlich iſt. Ich bin daher für dieſen Antrag. Der Herr College 
Daum hat aber weiters noch einen Antrag geſtellt, welcher dahin 
geht, daſs der Gemeinderath ſich gegen das im Geſetzentwurfe 
ſtatuierte geſetzliche Pfandrecht ausſprechen ſoll. Ich perſönlich bin 
diesfalls mit dem Herrn Collegen Daum nicht ganz einverſtanden 
und mufs es nur der Erwägung der Herren überlaſſen, ob fie für 
dieſen Antrag ſtimmen wollen oder nicht. Einerſeits iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, das das finanzielle Intereſſe der Gemeinde jedenfalls es 
gerade nicht erheiſchen würde, dafs wir ein ſolches geſetzliches 
Pfandrecht, welches auch der Gemeinde zugute kommen würde, 
ablehnen; andererſeits gebe ich aber ohneweiters zu, daſs gewiſſe 
Bedenken vom Standpunkte des Realbeſitzes dagegen ſprechen, weil 
eine Unſicherheit in Bezug auf die Laſten, welche auf Realitäten 
ruhen, durch dieſes geſetzliche Pfandrecht herbeigeführt wird. Ich 
überlaſſe es daher den Herren, wie ſie in dieſem Punkte ſtimmen 
wollen, und damit glaube ich, habe ich meiner Pflicht genügt. 


Nur einen Antrag mußs ich noch beſprechen, und zwar den 
Antrag des Herrn Collegen Pur ſcht. Derſelbe läſst ſich in keinen 
der Anträge des Stadtrathes einfügen, es wäre denn, daſs man 
ihn als einen Zuſatz⸗Antrag zu dem Erwerbſteuertarif auffaſſen 
wollte. Der Antrag geht dahin, es ſei ein Steuerſatz für Conſum⸗ 
vereine und en gros-Händler von 300 bis 3000 fl. zu beſtimmen. 


Es wurde nun ſchon von Seite des Herrn Collegen Noske 
darauf hingewieſen, daſs die Conſumvereine mit der Vorlage der 
allgemeinen Erwerbſteuer, die hier beſprochen wird, gar nichts zu 
thun haben; die Conſumvereine unterliegen der Erwerbſteuer nach 
dem II. Hauptſtücke der Vorlage, und das ſteht heute nicht zur 
Debatte. Was aber die en gros-Händler betrifft, ſo bemerke ich, 
daßs dieſe im Tarife ihre entſprechende und geeignete Berückſichtigung 
finden, und daſs dieſer Tarif ein derart complicierter Aufbau, ein 
Gebäude ift, in das man nicht fo mit einem Ruck hineinfahren 
kann, und aus dem man nicht eine ſpecielle Gruppe von Steuer— 
trägern herausgreifen und ſagen kann: Die müſſen einen beſtimmten 
Steuerſatz zahlen. Der Antrag iſt in dieſer Richtung auch gar 
nicht begründet worden, und ich glaube, dafs der Gemeinderath 
ſeinem Anſehen ſchaden würde, wenn er dieſen Antrag annähme; 
man würde glauben, dajs der Gemeinderath dieſe Vorlage nicht 
ſehr genau angeſehen und ſtudiert hat. 

Ich bin nunmehr am Schluſſe, ich glaube, ich habe die 
Geduld der Herren nicht zu ſehr in Anſpruch genommen, ich 
glaube auch, dass ich mich nach keiner Richtung hin auf das per— 
ſönliche Gebiet, wie ich das früher verſprochen habe, verſtiegen 


habe. Ich habe lediglich die Vorlage vertreten, wie es Pflicht und 


Aufgabe eines Referenten des Stadtrathes iſt, und ich empfehle 
Ihnen daher noch dieſe Vorlage mit jenen Abänderungs- und 
Zuſatz⸗Anträgen, für die ich mich ausgeſprochen habe. (Lebhafter 
Beifall und Händeklatſchen rechts.) | 
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(Während vorſtehender Rede hat Vice-Bürger— 
meiſter Dr. Grübl den Vorſitz übernommen.) 

Vürgermeiſter (welcher inzwiſchen den Vorſitz wieder 
übernommen hat): Das Wort hat Herr Gem.-Rath Weit⸗ 
mann zu einer thatſächlichen Berichtigung. 

Gem.-Nath Weitmann: Der Herr Referent hat die Be⸗ 
hauptung aufgeſtellt, das der von mir angegebene Maximaltarif 
bezüglich der jetzigen Steuer unrichtig ſei. Ich conſtatiere, dafs 
im Geſetze vom Jahre 1812 1575 fl. als Maximalziffer eingeſetzt 
ſind, mehr habe ich in meiner Rede nicht geſagt und der Herr 
Referent hat dies als unrichtig hingeſtellt. 

Referent: Der Herr Collega hat ſoeben geſagt, er habe 
nicht mehr geſagt. Das iſt unrichtig, weil er noch hinzugeſetzt hat; 
daſs ein Fabrikant, der 400 Arbeiter hat, noch 1000 oder 2000 
dazu nehmen kann und trotzdem keine höhere Steuer zu zahlen hat. 

9 5 Math Sedfiöka (zur thatſächlichen Berichtigung): Ich 
mufs mir zuerſt eine Frage an den Referenten erlauben.. 

Bürgermeifter (unterbrechend): Ich bitte, keine Frage zu 
ſtellen; Sie haben eine thatſächliche Berichtigung vorzubringen. 

Gem.-Nath Jedliélaa (fortfahrend): Ich berichtige alſo that— 
ſächlich, daſs der Antrag, daſs für einen Arbeiter, der das 60. Jahr 
überſchritten hat, keine Steuer zu zahlen iſt, von mir und nicht 
vom Herrn Gem.⸗Rath Tagleicht ausgegangen iſt. 

Gem.-Nath Weitmaun (zur thatſächlichen Berichtigung): 
Ich habe ausdrücklich betont, daſs der Betreffende, wenn er 400 
oder 500 Arbeiter mehr hat, in der Erwerbſteuer nicht erhöht 
werden kann; ich habe nebenſächlich gejagt, dajs man ihn freilich 
mit der Einkommenſteuer erhöhen kann; aber die Erwerbſteuer— 
quote iſt ihm geſchenkt; das habe ich geſagt. (Referent: Das 
iſt aber eben falſch.) Das iſt nicht richtig! Sie verſtehen das nicht, 
Sie ſind kein Geſchäftsmann! 

Bürgermeiſter: Seien Sie nicht fo grob; wer wird denn 
ſo grob ſein! Das ziemt ſich nicht! (Beifall rechts. — Lebhafter 
Widerſpruch links.) 

Gem.-Nath Weitmann: Ich habe ſchon gröbere Leute 
gefunden, wie ich bin. Wer wird ſich das gefallen laſſen! 

Vürgermeiſter: Ich bitte um Ruhe! — Herr Gem. -Rath 
Steiner zu einer thatſächlichen Berichtigung. 

Gem.-Kath Steiner (zur thatſächlichen Berichtigung): Es 
hat dem Herrn St.⸗R. Noske beliebt, zu behaupten, dafs die 
Zuhörer in den Verſammlungen des Herrn Dr. Lueger aus 
einer johlenden Menge zuſammengeſetzt ſind. Nachdem ich ſelbſt 
ſolchen Verſammlungen beiwohnte und mitunter auch die Spritz 
fahrten in die Provinz mitmache, erkläre ich Ihnen, dafs die 
„jiohlende Menge“ die wirtſchaftlichen Lehren Dr. Luegers als 
richtig anerkannt hat; aber Ihre wirtſchaftlichen Lehren und die 
wirtſchaftlichen Lehren des St.⸗R. Noske ſtehen in der Kategorie 
des Wunderrabbi von Sadagora. (Lebhafter Beifall links. — 
Gelächter rechts.) | 

Vürgermeiſter (unterbrechend) : 
Berichtigung, 

Gem.-Nath Steiner (fortfahrend): Herr St.⸗R. Noske 
hat weiter erklärt, dafs wir nicht deutſch fühlen, ſondern nur 
deutſch ſprechen. Dem gegenüber ſage ich ihm Folgendes und ich 
erkläre es noch einmal: Die deutſchliberale Partei hat ſeit dem 
Jahre 1848 die Völker Öfterreiche belogen und betrogen. (Leb— 
hafter Beifall links. — Lebhafter Widerſpruch rechts. — Große 
Unruhe.) 


Das iſt keine thatſächliche 
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Bürgermeifter: Das find eben Dinge, über welche verſchiedene 


Auffaſſungen möglich ſind. Sie haben eben dieſe Auffaſſung. 


(Beifall und Heiterkeit rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zu einer thatſächlichen Bemerkung): 
Meine Herren! Ich werde mich gegen die perſönlichen Beleidi— 
gungen, die der Herr Noske mir entgegengeſchleudert hat, nicht 
wehren. Es iſt mir vollſtändig gleichgiltig, was der Herr Noske 
über mich denkt. Ich werde erſt dann auf ſein Urtheil ein Gewicht 
legen, bis er einmal für die ſtädtiſche oder ländliche Verſicherungs— 
anſtalt ſtimmen wird. (Beifall und Heiterkeit links.) Aber gegen 
eines muſs ich mich auch verwahren. Er hat nämlich meine Wähler, 
die meine Verſammlungen beſuchen, eine johlende Menge genannt. 
Ich darf dieſe Beleidigung, die meinen Wählern zugeſchleudert 
worden iſt, nicht dulden. (Lebhafte Zuſtimmung links.) Ich ver— 


wahre mich dagegen und erkläre dem Herrn Noske, dafs die— 


jenigen, welche mir zuhören, keine johlende Menge ſind. Ich erkläre 
ihm, daſs z. B. am vergangenen Sonntag mir der Herr Dr. Heils- 
berg, der hoch über ihm ſteht, zugehört hat, mit meinen Aus⸗ 
führungen vollſtändig einverſtanden war und dies durch ſeine Ab— 
ſtimmung bekundet hat; alſo die Menge, die mir zuhört, beſteht 
aus hochgebildeten, anſtändigen Leuten. 

Würgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte, ſich kurz zu faſſen. 
Sie haben nur das Wort zu einer perſönlichen Bemerkung. Es 
iſt keine Debatte zuläſſig. 

Gem.⸗»Nath Dr. Tueger (fortfahrend): Ich verwahre mich 
dagegen, daſs der Herr Gem.-Rath Nose dieſelben eine johlende 
Menge nennt. (Beifall links.) Das iſt eine johlende Menge, die 
bei der „Kugel“ Am Hof war. (Lebhafte Zuſtimmung und Rufe 
links: Judenbuben!) 

Vürgermeiſter: Ich habe Folgendes richtig zu ſtellen ... 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger (fortfahrend): Das find Leute, 
die ins Zuchthaus gehören. (Beifall links.) 

Vürgermeiſter: Der Herr Gem.-Rath Dr. Lueger hat 
jetzt nicht das Wort. Ich habe Folgendes thatſächlich zu erklären. 
Beleidigungen ſind nicht vorgekommen. Dies zu rügen wäre meine 
Sache geweſen. Es ſind aber keine vorgekommen. Zweitens hat 


der Gem.-Rath Nos ke nicht von den Wählern geſprochen, ſondern 


von den Verſammlungen. (Widerſpruch links.) Ich bitte um Ruhe. 

Wir ſchreiten zur Abſtimmung. (Gem. Rath Schuh: 
Nicht ſo aufgeregt!) Ja, man regt ſich auf; wollen Sie es einmal 
übernehmen, hier zu präſidieren. Ich bitte gefälligſt um Ruhe, 


unterbrechen Sie nicht, die Abſtimmung iſt nicht fo leicht, als 


manche Herren glauben. 

Das Gutachten haben die Herren in Händen, und ich glaube, 
dafs die Abſtimmung am richtigſten zum Ziele führt, wenn ich 
dem Gutachten folge und die Anträge dort zur Sprache bringe, 


wo ſie in Abänderung oder als Zuſatz zu einzelnen e des 


Gutachtens geſtellt wurden. 
Zum erſten Abſatze des Gutachtens iſt vom Herrn Gem.⸗Rath 


Dr. Stern ein Antrag geſtellt, aber zurückgezogen worden, er 
entfällt daher; zum erſten Abſatze liegt ſomit kein Antrag vor, ich 
erkläre denſelben für angenommen. 


Der zweite Abſatz beginnt mit den Worten (liest): „Die 
Gemeindeverbretung der Stadt Wien erblickt in dem vorliegenden 
Geſetzentwurf über die Reform der allgemeinen Erwerbſteuer und 
über den Erwerbſteuertarif einen weſentlichen Fortſchritt gegenüber 
der derzeitigen Gewerbeſteuergeſetzgebung.“ 
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Gegen dieſen erſten Satz liegt keine Einwendung vor. Der— 
ſelbe iſt angenommen. Dann kommt folgende Stelle (liest): 
„Sie begrüßt vor allem mit Freude die Übertragung der Veran⸗ 
lagungsgeſchäfte an Commiſſionen, welche zum überwiegenden Theile 
aus Steuerträgern zuſammengeſetzt ſein ſollen. Das Princip der 
Contingentierung und Repartition, die auch nach der definitiven 
Herabſetzung der als nachlaſsberechtigt erklärten Steuergattungen 
aufrechterhaltene Stabilität der Erwerbſteuer⸗Hauptſumme, das im 
§ 28 des Geſetzentwurfes ausgeſprochene Princip der Parification, 
die Aufſtellung eines Erwerbſteuertarifes müſſen in ihrem Zuſammen— 
hange als geeignet anerkannt werden, eine möglichſt gleichmäßige 
und gerechte Vertheilung der Steuerlaſt herbeizuführen. Auch manche 
Detailbeſtimmungen des Entwurfes ſind theils für die Gemeinde, 
theils für die minder kräftigen Schichten der gewerbetreibenden 
Bevölkerung entſchieden vortheilhaft.“ 

An Stelle dieſer Beſtimmung wird ſeitens des Herrn Gem. 
Rathes Noske folgender Gegen-Antrag geſtellt: Es ſoll heißen 
(liest): 

„Die Übertragung der Veranlagungsgeſchäfte an 
Commiſſionen, welche zum überwiegenden Theile aus 
Steuerträgern zuſammengeſetzt ſein ſollen, das Princip 
der Contingentierung und Repartition, das in 8 28 
des Geſetzentwurfes ausgeſprochene Princip der Pari— 
fication, die Aufſtellung eines Erwerbſteuertarifes 
müſſen bei zweckmäßiger Durchführung in ihrem Zu— 
ſammenhange als geeignet erkannt werden, eine gleich— 
mäßige und gerechte Vertheilung der Steuerlaſt herbei— 
zuführen. Dieſen Vorzügen gegenüber ſteht aber eine 
Reihe von Bedenken gewichtigſter Art, deren Nicht— 
berückſichtigung geeignet erſcheinen würde, den Erfolg 
der beabſichtigten Reform weſentlich zu beeinträchtigen, 
wenn nicht vollſtändig in Frage zu ſtellen.“ 

Ich mus nun dieſen Gegen-Antrag zuerſt zur Abſtimmung 
bringen; diejenigen Herren, welche mit dem Antrage des Herrn 


Gem.⸗Rathes Nos ke einverſtanden find, wollen die Hand erheben. | 


(Geſchieht.) Angenommen. 

Es kommt nun der nächſte Abſatz: „Die vom Gemeinderathe 
u. ſ. w. . . .; dagegen wurde keine Einwendung erhoben, er iſt 
daher angenommen. 

Zu dem Folgenden wurde kein Antrag geſtellt, bis zum Schlufs 
auf Seite 2, 1. Spalte, von unten, wo es heißt: „Die hohe 
Reichsvertretung ſowie die Landesvertretungen haben ſich bemüſſigt 
geſehen, beſondere geſetzliche und finanzielle Verfügungen zu treffen, 
um der gewerblichen Stagnation in Wien abzuhelfen; die Wirkungen 
dieſer Maßregeln haben ſich noch nicht eingeſtellt und werden ſich 
auch bis zu dem in Ausſicht geſtellten Termine der Wirkſamkeit 
der neuen Steuergeſetze nicht einſtellen; und bis die Verhältniſſe 
in Wien ſich beſſer geſtalten werden, iſt anzunehmen, daſs auch 
die übrigen Städte und Induſtrieregionen des Reiches einen Auf- 
ſchwung erfahren werden, welcher ſie in ihrer dereinſtigen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit mit Wien mindeſtens wieder gleichſtellen wird.“ 

Hier hat Herr Gem.⸗Rath Noske den Antrag geſtellt, die 
Worte: „Die hohe Reichsvertretung . . .“ bis „ſich beſſer geſtalten 
werden“ zu ſtreichen, und folgenden Satz einzufügen: „Selbſt wenn 
die Wirkung der unter großen Opfern ſeitens der Gemeinde Wien 
zu ſchaffenden Verkehrsanlagen ſich geltend machen wird und die 
Erwerbsverhältniſſe in Wien ſich beſſer geſtalten ſollten, iſt anzu⸗ 
nehmen, dafs auch die übrigen Städte und ꝛc.“ 
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Diejenigen Herren, welche mit dem Antrage des Herrn Gem. 

Rathes Nos ke einverſtanden find, wollen die Hand erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen. 

Der weitere Antrag iſt nicht beſtritten, er iſt daher ange- 

nommen; ebenſo der nächſte Abſatz: „Wenn eingewendet werden 


ſollte“ bis „beeinfluſst haben“. Ange nommen. 


Nun kommt (liest): „Die Mehrbelaſtung der Wiener Bevöl— 
kerung in Bezug auf die Erwerbſteuer u. ſ. w.“ bis Seite 3, am 
Schluss der linken Spalte: „Der Gemeinderath glaubt nur feine 
Pflicht zu erfüllen.“ Angenommen. 

Zum nächſten Abſatze liegt der Antrag des Herrn Gem. 
Rathes Dr. Nechansky vor; er will nämlich, dass der Puſſus: 
„Der Gemeinderath glaubt nur ſeine Pflicht zu erfüllen“ bis 
„wenn er den Wnnſch ausſpricht“ wegzubleiben habe und dafür 
einzuſetzen ſei: „Der Gemeinderath hält ſich für verpflichtet, den 
fortwährenden Klagen der hieſigen Bevölkerung über den Steuer- 
druck aus dem vorliegenden Anlaſſe zu dem Zwecke Ausdruck zu 
geben, damit die bisherige Überbürdung nicht in dem Rahmen 
der neuen Steuergeſetze zu einer für alle Zeiten feſtſtehenden und 
unabänderlichen Inſtitution werde und er hält es nach den Geſetzen 
der Gerechtigkeit und Billigkeit für nothwendig, die dringende 
Bitte auszuſprechen, dafs bei Berechnung ꝛc.“ wie im Referenten⸗ 
Antrage, bis „eingeräumt werden möge“. 

Jene Herren, welche mit dem Gegen-Antrage des Herrn Gem. 
Rothes Dr. Nechansky einverſtanden ſind, wollen die Hand 
erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt angenommen; ebenſo der 
weitere Referenten⸗Antrag. 

Zum nächſten Abſatz: „Der Gemeinderath ſpricht nebſtbei ꝛc.“ 
hat Herr Gem.-Rath Dr. Stern einen Zuſatz beantragt; es iſt 
alſo gegen die Stiliſierung des betreffenden Stadtraths-Antrages 
ſelbſt, wie ſie auf Seite 3, zweites Alinea enthalten iſt, keine Ein- 
wendung erhoben. Das Alinea iſt ſohin angenommen. 

Der Zuſatz⸗Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. Stern geht 
dahin, es ſei eine Motivierung hinzuzufügen; der Abſatz 5 wird 
demnach lauten (liest): „. .. als das Reſultat einer Er— 
höhung der einzelnen Steuerſätze angeſehen werden 
neuſs, da zufolge 8 81 die Erwerbſteuer der im Laufe 
des Jahres hinzukommenden Steuerträger nebſt dem 
Contingent dem Staatsſchatze zugute kommt und da 
das Contingent auf Grund der zufälligen Eingangs- 
ſumme eines Jahres — 1893 — gerechnet wird.“ 

Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die 
Hand zu erheben. Abgelehnt. 

Wir kommen nun zu Punkt 2. Gegen Punkt 2 iſt, wie er 
hier ſeitens des Herrn Referenten vorliegt, keine Einwendung er⸗ 
hoben worden; ich erkläre denſelben daher für angenommen. 
Wohl aber wurde folgender Zuſatz⸗Antrag ſeitens des Herrn Gem. 
Rathes Taubler geſtellt (liest): „Der Gemeinderath ſpricht 
ſeine Anſchauung dahin aus, daſs in der Contingent— 
Commiſſion die Steuerträger durch Delegierte der Er— 
werbſteuer-Commiſſionen vertreten fein ſollen und dafs 
zu dieſem Behufe die Zahl der Mitglieder der Con— 
tingent-Commiſſionen auf 15 feſtgeſetzt werden ſoll.“ 
Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand 
zu erheben. Angenommen. 

Wir kommen zu Punkt 3; derſelbe lautet (liest): 

„3. Bezüglich der Erwerbſteuer-Commiſſionen glaubt der Ge⸗ 


meinderath, wenngleich, wie eingangs erwähnt, dieſe bedeutſame 
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Reform zu begrüßen iſt, ſeine Anſchauung dahin ausſprechen zu 
ſollen, daſs bei der Feſtſetzung der Beſtimmungen, wie die zufünf- 
tigen Erwerbſteuer-Commiſſionen gebildet werden ſollen, auf die ver: 


ſchiedenen Intereſſengruppen entſprechend Rückſicht genommen werden 


möge und dass auch den Genoſſenſchaften und deren berechtigten 
Vertretern der ihnen gebürende Einfluſs bei der Erwerbſteuer— 
bemeſſung eingeräumt werde.“ 

Keine Einwendung? Angenommen. | 

Hiezu liegen folgende Anträge vor, zunächſt ein Zuſatz⸗Antrag 
des Herrn Gem. Rathes Weitmann, welcher lautet (liest): 

„Mit Rückſicht auf den Umstand, daſs die Handels: 
und Gewerbekammer in ihrer gegenwärtigen Zuſammen— 
ſetzung ausſchließlich die Intereſſen der Großproduction 
und des Großhandels vertreten und es ſich bei der 
bevorſtehenden Reform der Erwerbſteuergeſetzgebung 
vor allem darum handelt, eine Erleichterung der unteren 
und mittleren Kategorien der Erwerbſteuerträger ein— 
treten zu laſſen, iſt eine ſolche Zuſammenſetzung der 
Erwerbſteuer-Commiſſion erſtrebenswert, welche dieſem 
Hauptgeſichtspunkt der Reform Rechnung zu tragen 
geeignet erſcheint. 

Es möge daher die Zuſammenſetzung der Erwerb— 
ſteuer-Commiſſionen in der Weiſe erfolgen, dafs die eine 
Hälfte derſelben von der Geſammtheit der Steuerträger 
gewählt, die zweite Hälfte aber vom Finanzminiſter 
ernannt werde, weil in einer ſolchen Intereſſenfrage 
das Vertrauen der überwiegendſten Mehrheit der Steuer— 
pflichtigen zu den weder perſönlich noch nach ihrem 
Standes intereſſe engagierten Vertretern der Staats— 
finanz-Verwaltung ein unbedingt größeres iſt, als zu 
den Vertretern der Großproduction, wie ſie die Handels— 
kammern entſenden würden. 

Eine Benachtheiligung der Großproduction aber iſt 
durch eine ſolche Zuſammenſetzung umſoweniger zu be— 
fürchten, als den Angehörigen derſelben in viel höherem 
Maße die Möglichkeit der Abwehr ungerechter Ein— 
ſchätzung gegeben iſt, als den Angehörigen des mittleren 
und kleinen Gewerbeſtandes.“ 


(Gem.⸗Rath Weitmann: Ich ziehe ihn zu Gunſten des 


Antrages des Herrn Dr. Lue ger zurück.) 

Dieſer Antrag iſt zurückgezogen. 

Wir kommen nun zu dem Antrage des Herrn Gem.-Rathes 
Dr. Lueger, der auch ein Zuſatz⸗Antrag iſt. Derſelbe lautet (liest): 

„Der Gemeinderath ſpricht ſich mit aller Entſchieden— 
heit dagegen aus, dafs ein Viertel der Erwerbſteuer— 
Commiſſion von der Handels- und Gewerbekammer ge— 
wählt wird. Er empfiehlt vielmehr, daſs auch dieſes 
Viertel von den Steuerpflichtigen gewählt werde.“ 

Wenn dieſer Antrag fällt, ſo kommt der Antrag Wünſch 
zur Abſtimmung, welcher gegen die Wahl durch die Handelskammer 
keine Einwendung erhebt, ſondern nur die Eintheilung in Wahl— 
körper wünſcht, und zwar in ſeinem erſten Theile; der zweite 
bezieht ſich auf die Sachverſtändigen und Auskunftsperſonen. Zu 
dieſem Antrage iſt wieder ein Zuſatz-Antrag ſeitens des Herrn 
Gem.⸗Rathes Dr. Stern geſtellt. Die übrigen Anträge der 
Herren Gem.⸗Räthe Jedlikka, Ferd. Mayer und Dr. Stern, 
welche mit der Wahl durch die Handelskammer nichts zu thun 
haben, werde ich ſpäter zur Abſtimmung bringen. 
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Jene Herren, welche mit dem Antrage Lueg er einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minder⸗ 
heit, daher abgelehnt. Es kommt daher der Antrag Wünſch, 
1. Theil, zur Abſtimmung. Derſelbe lautet: 

„Demgemäß wäre behufs einer gerechten Vertretung 
der Intereſſen auch der mittleren und größeren Betriebe 
die Wahl der aus der Mitte der Steuerträger zu 
wählenden Gruppe der Erwerbſteuer-Commiſſion (8 13 
bis 20) mindeſtens in zwei nach der Höhe der Steuer— 
leiſtung getrennten Wahlkörpern vorzunehmen.“ 

Für dieſen Theil des Antrages iſt namentliche Abſtimmung 
beantragt. Jene Herren, welche wünſchen, dafs über den Antrag 
Wünſch namentlich abgeſtimmt werde, bitte ich, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt! (Gelächter links.) 

Jene Herren, welche mit dem Antrag Wünſch, wie ich ihn 
geleſen habe, einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Angenommen! (Rufe links: Oho!) | 

Ich bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag Wünfch 
ſind, ſich von den Sitzen zu erheben. (Geſchieht. — Zu den Schrift— 
führern: Bitte zu zählen. 48 Stimmen find dafür. Ich erſuche 
die Herren, welche gegen den Antrag ſind, ſich zu erheben. 
(Geſchieht.) 43 dagegen. Der Antrag iſt ſohin angenommen. 

Es kommt nun ein weiterer Antrag des Herru Gem.-Rathes 
Wünſch als Zuſatz, welcher lautet: 

„Ferner ſollen die im Sinne des $ 52, Alinea 5 
und § 55 einzuberufenden Sachverſtändigen und Aus: 
kunftsperſonen durch die Handelskammern im Ein— 
vernehmen mit den betreffenden Geunoſſenſchaftsvor— 
ſtänden und Induſtriellenverbänden namhaft gemacht 
werden.“ 

Der Herr Gem.-Rath Dr. Stern hat den Eventual-Autrag 
geſtellt, und zwar zu dem Antrage Wünſch, dahin gehend, dafs 
nach dem Worte „Auskunftsperſonen“ einzuſchalten wäre, „im Ein- 
vernehmen mit der betreffenden Handels- und Gewerbekammer, 
Genoſſenſchaftsvorſtänden und induſtriellen Vertänden”. 

Der Unterſchied iſt der, dafs nach dem Antrage Wünſch 
dieſe Auskunftsperſonen durch die Handels- und Gewerbekammer im 
Einvernehmen mit den Genoſſenſchaftsvorſtänden zu wählen ſind; 
nach dem Antrag des Gem.-Rathes Dr. Stern aber ſollen dieſe 
Auskunftsperſonen im Einvernehmen mit der Handels- und Gewerbe⸗ 
kammer gewählt werden. 

Ich mufs daher den Antrag Wünſch zuerſt zur Abſtimmung 
bringen. Wird dieſer angenommen, ſo entfällt der Eventual-Antrag 
Stern. 

Jene Herren, welche mit dem Antrage Wünſch einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die 
Minorität; der Antrag iſt abgelehnt. 

Jetzt kommt der Antrag des Gem.-Rathes Dr. Stern, 
welchen ich wohl nicht mehr zu verleſen brauche. (Rufe: Nein!) 
Jene Herren, welche mit demſelben einverſtanden ſind, bitte ich, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Das iſt die Minorität; der 
Antrag iſt abgelehnt. (Gem.⸗Rath Frauenberger: Ich 
bitte um die Gegenprobe.) Alſo, ich bitte um die Gegenprobe. Jene 
Herren, welche mit dem Antrag Stern einverſtanden ſind, bitte 
ich, ſich von den Sitzen zu erheben. (Geſchieht. Nach einer Pauſe:) 
51 Stimmen dafür. 

Ich bitte jene Herren, welche dagegen ſind, ſich von den Sitzen 
zu erheben. (Während der Auszählung Zwiſchenrufe links.) Ich 
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bitte um Ruhe! Wozu regen Sie ſich jetzt zum Schluſſe erſt auf? 
(Nach erfolgter Auszählung:) Der Antrag iſt mit 51 Stimmen 
angenommen. 

Nun kommt ein Zuſatz⸗Antrag des Gem.⸗Rathes Jedliöka, 
der lautet (liest): 

„Den Genoſſenſchaften iſt das Recht zu wahren, 
über die Steuerleiſtungsfähigkeit der Genoſſenſchafts— 
mitglieder Auskunft zu geben, und ſind ſolche Gut— 
achten der Genoſſenſchaften zu berückſichtigen.“ 

Jene Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, 
wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Mehrheit, a n⸗ 
genommen. 

Ein Zuſatz⸗Antrag des Gem.⸗Rathes Ferdinand Mayer 
lautet (liest): 

„Es ſollen demnach die Erhebungen bezüglich der 
Bemeſſung wie bisher durch die Markteommiſſäre, die 
Bezirksausſchüſſe und Genoſſenſchafts vorſteher beſorgt 
und die Acten der zu wählenden Commiſſion zur Be— 
ſchluſsfaſſung vorgelegt werden.“ 

Jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, wollen die 
Hand erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Minderheit, abgelehnt. 

Nun kommen wir zu Punkt 4 auf Seite 4. Gegen dieſen 
Punkt, der mit den Worten beginnt: „Anknüpfend an die bereits 
u. ſ. w.“ und ſich über die zweite Spalte von Seite 4 und erſte 
Spalte von Seite 5 erſtreckt, iſt keine Einwendung erhoben worden, 
ich erkläre daher dieſe Vorlage des Stadtrathes für angenommen. 

Wohl aber find von den Gem.-Räthen Dr. Fried jung, 
Tagleicht und Jedliöéka Zuſatz⸗Anträge geſtellt worden. 

Herr Dr. Friedjung beantragt, dass zum Schluſſe bei⸗ 
geſetzt werde (liest): | 

„Hebt aber zudem nachdrücklich hervor, daſs die 
von der Regierung beantragte ſtarke Progreſſion der 
Erwerbſteuerſätze, welche zumal den Mittelſtand in be— 
denklicher Weiſe belaſtet, zu den größten Bedenken 
Anlaſs gibt, da von den anderen Ertragſteuern keine, 
weder die Grundſteuer, noch die Rentenſteuer, noch 
auch die Gebäudeſteuer, eine Progreſſion aufweist. 

Der Gemeinderath gibt demgegenüber ſeiner Über: 
zeugung Ausdruck, dafs er lediglich bei der Einkommen— 
ſteuer für eine nachdrückliche Progreſſion einzutreten 
vermag, welche nach ſeiner Anſchauung die kleinen 
Steuerträger mehr noch, als beabſichtigt iſt, entlaſten 
und dafür die großen Einkommen aller Gattungen 
ſtärker herbeiziehen ſoll. Er warnt vor einer drückenden 
Progreſſion innerhalb der Erwerbjtener umſo ernſtlicher, 
weil dadurch die Entwicklung der Einkommenſteuer, 
dieſes Eckſteines des verbeſſerten Steuerſyſtems bedroht, 
weil insbeſondere der bisherige Übelftand der unauf— 
richtigen Steuerbekenntniſſe verewigt wird und endlich 
weil ſonſt ein ernſter Beſchwerdepunkt der handel- und 
gewerbetreibenden Bürger gegen die Renten-, ſowie 
gegen die Grundbeſitzer geſchaffen wird.“ 

Zu dieſem Antrage iſt namentliche Abſtimmung beantragt 
worden. Jene Herren, welche mit der namentlichen Abſtimmung 
einverſtanden ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Es iſt 
die Minderheit, abgelehnt. 

Jene Herren, welche mit dem Antrage des Herrn Gem.⸗Rathes 
Dr. Fried jung einverſtanden find, wollen die Hand erheben. 
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(Geſchieht. Nach einer Pauſe:) Bitte ſich von den Sitzen zu 
erheben. (Geſchieht.) Das iſt die offenbare Mehrheit. Der Antrag 
iſt angenommen. 

Nun kommt ein Antrag des Gem.⸗Rathes Tag leicht. Der⸗ 
ſelbe beantragt (liest): 

„Die Lehrlinge ſollen in der Probezeit und im erſten 
Lehrjahre zu den Hilfsarbeitern im Sinne der Steuer— 
geſetze nicht gezählt werden.“ 

Jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, wollen die 


Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Der Antrag des Herrn Gem.-Rathes Jedliöéka lautet (liest): 

„Lehrlinge und ſolche Arbeiter, welche das 60. Jahr 
überſchriteen haben, ſollen bei der Berechnung der 
Steuerquote nicht gerechnet werden.“ 

Ich mußs die Abſtimmung über den Antrag Tagleicht 
reaſſumieren, weil der Antrag Jedli ka weitergehend iſt; denn 
Gem.⸗Rath Jedlicka will alle Lehrlinge ausgeſchloſſen wiſſen, 
Gem.⸗Rath Tagleicht aber nur Lehrlinge in der Probezeit oder 
in dem erſten Lehrjahre. Bezüglich der Arbeiter liegt ein Antrag 
von Seite des Gem.⸗Rathes Tagleicht vor, der dahin geht: 

„Die im $ 33, III. 2. Abſatz enthaltene Altersgrenze 
von 65 Jahren für ſolche Arbeiter, welche nur mit der 
halben Anzahl in Anſchlag zu bringen ſind, ſei auf 
60 Jahre herabzuſetzen und ſind ſolche Arbeiter bei der 
Anwendung des Erwerbſteuertarifes überhaupt nicht in 
Auſchlag zu bringen.“ 

Gem.⸗Rath Jedlicka will dagegen, dajs Arbeiter, die das 
60. Jahr überſchritten haben, bei der Berechnung der Steuerquote 
überhaupt nicht gerechnet werden ſollen; er geht alſo in jeder 
Richtung weiter und über ſeinen Antrag mußs daher zuerſt abge⸗ 
ſtimmt werden, und zwar werde ich getrennt abſtimmen laſſen über 
die Lehrlinge und die Arbeiter. 

Ich erſuche nunmehr jene Herren, welche mit dem Antrage 
Jedliäka einverſtanden find, dass die Lehrlinge überhaupt aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſollen, ſich von ihren Sitzen zu erheben. (Geſchieht.) 
Es ſind 43 Stimmen dafür. Ich erſuche nun die Herren, die 
gegen dieſen Antrag ſind, ſich von ihren Sitzen zu erheben. 
(Geſchieht.) Es ſind 46 Herren dagegen. Der Antrag iſt daher 
abgelehnt. Nun gelangt der Antrag Tag leicht zur Abſtimmung, 
daſs Lehrlinge in der Probezeit und im erſten Lehrjahre aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſollen. Die Herren, welche dieſen Antrag annehmen 
wollen, bitte ich, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt 
angenommen. 

Jetzt kommen wir zu den Anträgen in Betreff der Arbeiter. 
Hier kommt wieder der Antrag Jedliöka zuerſt zur Abſtimmung, 
daſs Arbeiter, welche das 60. Jahr überſchritten haben, bei der 
Berechnung der Steuerquote nicht gerechnet werden ſollen. Ich 
bitte die Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Mehrheit, der Antrag iſt ang e⸗ 
nommen; es entfällt daher die Abſtimmung über den Antrag 
Tagleicht. 

Gem.-Nath Dr. Cueger (zur Geſchäftsordnung): Ich bitte, 
es wurde nicht verkündigt, ob der Antrag Jedliöéka bezüglich 
der Lehrlinge angenommen oder abgelehnt wurde. 

Bürgermeiſter: Der Antrag wurde abgelehnt, wie ich 
dies enunciert habe. 

Gegen Punkt 5 iſt keine Einwendung; derſelbe iſt alſo a n⸗ 


genommen. 
4 
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Gegen den erſten Abſatz des Punktes 6 liegt keine Einwendung 


vor; derſelbe iſt alſo angenommen. 


Zum zweiten Abſatze liegt ein Abänderungs⸗ Antrag von Herrn 
es ſoll nämlich ſtatt der Worte „ohne 


Gem.⸗Rath Noske vor; 
Belang“ geſetzt werden „nicht direct entſcheidend“. Ich bitte die 
Herren, die mit dieſem Abänderungs⸗Antrage des Gem.⸗Rathes 
Noske einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Derſelbe iſt angenommen. 


Gegen den Schluſsabſatz liegt ein Gegen⸗Antrag des Gem. 
Rathes Herold vor, welcher lautet: | 

„Der Gemeinderath wolle 
Wien notoriſch beſtehenden ungünſtigen Erwerbsver— 
hältniſſe des kleinen und mittleren Gewerbeſtandes, 
welche jede Mehrbelaſtung gegenüber den Gewerbs— 
genoſſen der auf Koſten Wiens raſch emporgeblühten 
Provinzſtädte als durch die ſachlichen Verhältniſſe un— 
begründet erſcheinen laſſen, entſchieden gegen den für 
Wien geplanten 25percentigen Zuſchlag für die Wiener 
Gewerbetreibenden Stellung nehmen und die hohe 
Regierung und das Parlament im Wege einer Petition 
um Eliminierung dieſer Beſtimmung bitten.“ 


Herr Gem.⸗Rath Jedlikka hat einen Antrag geſtellt, 
welcher lautet: 

„Der Gemeinderath der Stadt Wien proteſtiert gegen 
die geplante 25percentige Mehrbelaſtung der Wiener 
Steuerträger und verlangt, die Erwerbſteuerſätze für 
Wien ſollen gleich den Erwerbſteuerſätzen der Haupt: 
ſtädte der öſterreichiſchen Kronländer geſtellt werden.“ 


Dieſe beiden Anträge decken ſich in ihrem Gedanken, aber 
weiter geht der Antrag Herold, weil er eine Petition an die 
Regierung will. Es iſt alſo über den Antrag Herold zuerſt ab— 
zuſtimmen. 


in Anbetracht der in 


Ich erfuche jene Herren, welche dem Antrage des Herrn 
Gem.⸗Rathes Herold zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Derſelbe iſt angenommen. Damit entfällt die Abſtimmung über 
den Antrag des Herrn Gem.⸗Rathes Jedliöka. 


Zu Punkt 7 iſt keine Einwendung gemacht worden; 
iſt angenommen. 


Nun liegt ein Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. Daum 
vor, hinzuzufügen als Zuſatz nach: „betrieben werden“, die Worte: 
„gleich den im SA des Entwurfes erwähnten, auf die 
Beförderung öffentlicher gemeinnütziger Zwecke ge— 
richteten Unternehmungen“. 


derſelbe 


| Ich erjuche jene Herren, welche dieſem Antrage zuſtimmen, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Derſelbe iſt angenommen. 

Dann wird von Herrn Gem.-Rath Dr. Daum zum Schluſſe 
noch folgender Wunſch ausgeſprochen: 

„Der Gemeinderath ſpricht ſich entſchieden gegen die 
Einführung eines geſetzlichen Pfandrechtes an Realitäten 
(5 83 des Entwurfes) für die Erwerbſteuer aus, da 
hiedurch das Eintragungsprincip, melches eine weſent— 
liche Grundlage des öſterreichiſchen Grundbuchsweſens 


bildet, verletzt und eine Beeinträchtigung des Real— 
verkehres und des Hypothekencredites herbeigeführt 
werde.“ 
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Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage e 


die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 


Endlich kommt der allerdings nicht zu dieſem Gegenſtande 
gehörige Antrag Purf cht, den ich aber doch zur Abſtimmung 
bringen muss. Derſelbe lautet: 

„Es ſei der Steuerſatz für Conſumvereine und 
en gros-Händler von 300 bis 3000 fl. zu beſtim men. „ 


Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Antrage zuftimmen, 


die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 


Hiemit iſt die Abſtimmung beendet. 

Der Herr Referent mufs noch etwas erklären. 

Referent: Durch Erſtattung des Gutachtens erledigt ſich auch 
der Antrag puncto Petitionsüberreichung betreffs die Einführung 
des öffentlichen und mündlichen Verfahrens bei Erhebung der 
Erwerbſteuergrundlagen. Ich bitte, dieſen Antrag zu genehmigen. 


Bürgermeifter: Ich erſuche jene Herren, welche dieſem An⸗ 
trage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange: 


nommen. 
Es wurde daher beſchloſſen, über die Regie— 
rungsvorlage, betreffend die allgemeine Erwerbſteuer 


und den Erwerbſteuertarif ein Gutachten folgenden 
Juhaltes abzugeben: g 
Indem der Gemeinderath ſich vorbehält, ſeine 
Anſichten und Wünſche über die übrigen Theile der 
Regierungsvorlage, betreffend die directen Perſonal⸗ 
dem hohen Abgeordnetenhauſe im Petitions— 
wege zur Kenntnis zu bringen, erſtattet er über die 
mit Note vom 31. Juli 1892, Z. 1358, geſtellte 
Aufforderung des Präſidiums des hohen Abgeord— 
netenhauſes rückſichtlich der Regierungsvorlage, be⸗ 
treffend die allgemeine Erwerbſteuer und den Er⸗ 
werbſteuertarif, nachſtehendes Gutachten: 

Die Gemeindevertretung der Stadt Wien erblickt 
in dem vorliegenden Geſetzentwurf über die Reform 
der allgemeinen Erwerbſteuer und über den Erwerb— 
ſteuertarif weſentlichen Fortſchritt 
der derzeitigen Gewerbeſteuergeſetzgebung. 


ſteuern, 


einen gegenüber 

Die übertragung der Veranlagungsgeſchäfte an 
Commiſſionen, welche zum überwiegenden Theile aus 
Steuerträgern zuſammengeſetzt fein ſollen, das Princip 
der Contingentierung und Repartition, das in 8 28 
des Geſetzentwurfes ausgeſprochene Princip der Pari— 
fication, die Aufſtellung eines Erwerbſteuertarifes 
müſſen bei zweckmäßiger Durchführung in ihrem Zu- 
ſammenhange als geeignet erkannt werden, eine gleich— 
mäßige und gerechte Vertheilung der Steuerlaſt herbei— 
zuführen. Dieſen Vorzügen gegenüber ſteht aber eine 
Reihe von Bedenken gewichtigſter Art, deren Nicht: 
berückſichtigung geeignet erſcheinen würde, den Erfolg 
der beabſichtigten Reform weſentlich zu beeinträchtigen, 
wenn nicht vollſtändig in Frage zu ſtellen. 
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Die von dem Gemeinderathe im Gegenſtande 
des Gutachtens geltend zu machenden Bedenken und 
Wünſche beziehen ſich auf folgende Punkte: 

1. Nach § 57 des Entwurfes hat in den Steuer- 
jahren 1894 und 1895 jeder Veraulagungsbezirk als 
Jahrescontingent an vorzuſchreibender Erwerbſteuer 
— vorbehaltlich der allen Bezirken gleichmäßig zu— 
gute kommenden Nachläſſe — leinen Betrag aufzu— 
bringen, welcher um 2-4 Percent höher iſt als die 
laufende Jahresſchuldigkeit, welche die der allge— 
meinen Erwerbſteuer unterworfenen Erwerbsgattungen 
mit Ausnahme der Hauſier- und Wandergewerbe an 
bisheriger Erwerbſteuer und Einkommenſteuer erſter, 
beziehungsweiſe zweiter Claſſe ſammt außerordent— 
lichen Zuſchlage im Veranlagungsbezirke zu ent— 
richten hatten. Für die folgenden Veraulagungs— 
perioden iſt die jeweilige geſetzliche Erwerbſtener— 
Hauptſumme auf die einzelnen Veranlagungsbezirke 
nach demjenigen Verhältniſſe aufzutheilen, welches 
in der letztvorangegangenen Veranlagungsperiode 
zwiſchen den einzelnen Bezirkscontingenten beſtanden 
hatte. 


Dieſe Beftimmungen- find als gerecht und 
zu einer gleichmäßigen Vertheilung der Steuer— 
laſt führend nur unter der Vorausſetzung an zu⸗ 
erkennen, daſs das bisherige örtliche Steuer— 
ausmaß ein gerechtes und der verhältnis— 
mäßigen Leiſtungsfähigkeit der Steuerpflich— 
tigen der einzelnen Bezirke angemeſſenes iſt; 
ergibt ſich, dafs hierin bisher eine ungerecht— 
fertigte Ungleichmäßigkeit beſtanden hat, und 
dafs einzelne Gebietstheile derzeit verhältnis— 
mäßig überlaftet find, fo wird dieſe Ungleich— 
mäßigkeit und Unbilligkeit für alle Zeiten 
aufrechterhalten. 

Nach dem Erwerbſteuerpatente vom 31. De⸗ 
cember 1812 und den bezüglichen Nachtragsvor⸗ 
ſchriften wird die Erwerbſteuer in Wien nach 
Claſſenanſätzen erhoben, welche die entſprechenden 
Steuerſätze in den übrigen Landes hauptſtädten 
um die Hälfte bis zu zwei Drittheilen des Aus⸗ 
maßes der letzteren überragen. Dieſes höhere 
Steuerausmaß mag vielleicht zu Anfang dieſes 
Jahrhunderts, aus welcher Zeit die derzeitigen 
Erwerbſteuergeſetze herrühren, gerechtfertigt 
geweſen ſein, derzeit iſt es dies aber nicht mehr; 
die Zeiten, in welchen in Wien eine beſſere Er⸗ 
werbsgelegenheit für den Gewerbetreibenden 
und eine größere Rentabilität der Gewerbe als 
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in anderen Städten der Monarchie beftanden 
hat, ſind längſt vorüber. 


Selbſt wenn die Wirkung der unter großen 
Opfern ſeitens der Gemeinde Wien zu ſchaf— 
fenden Verkehrsanlagen ſich geltend machen 
wird und die Erwerbsverhältniſſe in Wien ſich 
beſſer geſtalten ſollten, iſt anzunehmen, dafs 
auch die übrigen Städte und In duſtrieregionen 
des Reiches einen Aufſchwung erfahren werden, 
welcher ſie in ihrer dereinſtigen Leiſtungs— 
fähigkeit mit Wien mindeſtens wieder gleich— 
ſtellen wird. 

Wenn eingewendet werden ſollte, dafs das 
höhere Ausmaß der Erwerbſteuerſätze Wiens 
durch die Einführung der Einkommenſteuer auf 
Grund des Patentes vom 29. October 1849 ſeine 
Bedeutung verloren habe, ſo möge geſtattet 
ſein, auf die zahlreichen Fälle, in welchen die 
Einkommenſteuer nur mit dem Drittel der Er— 
werbſteuer bemeſſen wird, ſowie darauf hinzu⸗ 
weiſen, daſs die Erwerbſteuer-Vorſchreibung 
nach den Gepflogenheiten der hieſigen Steuer⸗ 
behörden nicht nur mit der Einfommenftener- 
bemeſſung gleichen Schritt gehalten hat, ſondern 
häufig ihr vorausgeeilt iſt, und dafs auch bei 
der Einkommenabſchätzung die höheren Erwerb— 
ſteuerſätze Wiens zu der Annahme einer ver 
gleichsweiſe höheren Ertragsfähigkeit der in 
Wien beſtehenden induſtriellen Unternehmungen 
noch zu einer Zeit geführt haben und führen, 
wo dieſe Annahme nicht mehr zutrifft. 

Durch die Ausbreitung und Vervollkomm⸗ 
nung der Verkehrsmittel find eben den Indu— 
ſtriellen und Kaufleuten der anderen Städte und 
In duſtriecentrenalle die Bezugsquellen, Abſatz— 
wege, techniſchen und commerciellen Behelfe und 
Hilfsmittel verfügbar geworden, welche viel— 
leicht in früherer Zeit nur der Hauprjtadt zu 
Gebote geſtanden ſein mochten, ganz abgeſehen 
von anderen politiſchen und fiscaliſchen Ein⸗ 
flüſſen, die das Emporblühen und den Wohl— 
ſt and der Stadt Wien im Vergleiche zu anderen 
Orten ungünſtig beeinflufst. haben. 

Die Mehrbelaſtung der Wiener Bevölkerung 
in Bezug auf die Erwerbſteuer geht nicht nur 
aus dem un verhältnismäßig hohen Betrage an 
directen Steuern, der auf jeden Kopf der hieſigen 
Bevölkerung entfällt, ſondern auch aus dem 


hohen Betrage der Rückſtände gerade an der Er⸗ 
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werb⸗ und Einkommenſteuer hervor, welche un⸗ 
geachtet des hier beſtehenden energiſchen Execu— 
tions verfahrens und ungeachtet der Bemühungen 
der hierortigen Verwaltungsorgane aufge 
laufen ſind. 

Nach Munk entfielen 1886 an directen Reichs— 
ſteuern in Wien per Kopf 50 fl. 92 kr., dagegen in 
Oſterreich ohne Wien nur 8 fl. ds kr. 

Was ſpeciell die Erwerbſteuer betrifft, ſo 
bezahlten nach dem ſtatiſtiſchen Jahrbuche der 
Stadt Wien im Jahre 1889 in Wien 54.459 Ermerb- 
ſteuer⸗Contribuenten an Erwerbſteuer 2,477.737fl., 
ſo daſs auf einen Contribuenten 45 fl. 86 kr. ent⸗ 
fielen. Nach dem den Motiven der Regierungs- 
Vorlage beigegebenen Ausweiſe, Seite 125, 
betrug die currente Jahresſchuldigkeit an der 
Erwerbſteuer (allerdings mit Ausnahme der zur 
öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unter— 
nehmungen und der Hauſierer) im Jahre 1889 
in ganz Oſterreich 10, 273.571 fl., welche Summe 
ſich auf 807.993 Steuerpflichtige vertheilte; es 
entfielen daher in Oſterreich auf einen Steuer 
pflichtigen 12 fl. 71 lr. 

Was aber die Steuerrückſtände betrifft, ſo 
beliefen ſich die Rückſtände an Erwerbſteuer 
ſammt Zuſchlägen im Jahre 1889 bei einem Steuer— 
eingange von 3,320.525 fl. auf 1,979.632 fl., ferner 
die Rückſtände an Einkommenſteuer ſammt Zu⸗ 
ſchlägen bei einem Eingange von 10,085.806 fl. 
auf 2,749.011 fl. 

Der Gemeinderath hält ſich für verpflichtet, 
den fortwährenden Klagen der hieſigen Bevöl— 
kerung über den Steuerdruck aus dem vorlie 
genden Anlaſſe zu dem Zwecke Ausdruck zugeben, 
damit die bisherige Überbürdung nicht in dem 
Rahmen der neuen Steuergeſetze zu einer für 
alle Zeiten feſtſtehenden und unabänderlichen 
Inſtitution werde und er hält es nach den Ge— 
ſetzen der Gerechtigkeit und Billigkeit für noth— 
wendig, die dringende Bitte aus zuſprechen, daſs 
bei der Berechnung des erſten Erwerbſteuer⸗ 
Contingentes für den Veranlagungsbezirk der 
Stadt Wien ein der bisherigen verhältnis mäßi⸗ 
gen Mehrbelaſtung dieſer Stadt angemeſſener 
Abſchlag an der laufenden Jahresſchuldigkeit 
im Wege der Geſetzgebung eingeräumt werden 
möge. 

Der Gemeinderath ſpricht nebſtbei ſeine 
ſch weren Bedenken in der Richtung aus, dafs 
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mit dem Jahre 1894 eine 2˙4percentige, bezie⸗ 
hungsweiſe mit dem Jahre 1895 eine 48percen⸗ 
tige Erhöhung der laufenden Jahresſchuldigkeit 
an Erwerbſteuer und Einkommenſteuer eintreten 
ſoll, da der aus dem Jahre 1880 bis 1890 be— 
rechnete ſteigende Mehrertrag nicht als ein 
natürliches Ergebnis einer ſelbſtentwickelten 
Steigerung der Productions verhältniſſe auf 
gewerblichem Gebiete, ſondern als das Reſultat 
einer Erhöhung der einzelnen Steuerſätze ange⸗ 
ſehen werden mufs. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daſs im Laufe 
der Zeit ſich wiederholt die Nothwendigkeit 
ergeben wird, die Contingente einzelner Bezirke 
durch Ermäßigung in einer den veränderten 
Erwerbsverhältniſſen jeweilig entſprechenden 
Weiſe neu zu regeln. Die Übertragung einer 
geradezu unbeſchränkten Machtvollkommenheit 
in dieſer Beziehung an die Contingent⸗Com⸗ 
miſſion, wie fie in den SS 62 und 63 des Ent 
wurfes vorgeſchlagen wird, birgt eine Gefahr 
für das andauernde Fortbeſtehen der gleich— 
mäßigen Vertheilung der Steuerlaſt in ſich und 
bürdet andererſeits dieſer Commiſſion eine 
große Verantwortung auf. 

Der Gemeinderath iſt der Anſicht, daſs (ab- 
geſehen von der nur tranſitoriſchen Beſtimmung 
des Alinea 1 des S 62 die Befugnis der Com 
tingent⸗Commiſſion zur Ermäßigung einzelner 
Bezirkscontingente auf jene Fälle eingeſchränkt 
werden möge, in welchen durch das Eingehen 
oder den Stillſtand oder die Betriebsein⸗ 
ſchränkung eineroder mehrerer der allgemeinen 
Erwerbſteuer unterliegender Unternehmungen, 
oderdurchden Üübergangſolcherünternehmungen 
an zur öffentlichen Rechnungslegung verpflichtete 
Aſſociationen ein erheblicher Ausfall an der 
allgemeinen Erwerbſteuer im Bezirke eingetreten 
iſt, ohne daſs der Ausfall durch das Entſtehen 
neuer oder durch die Betriebsausdehnung be⸗ 
ſtehender, der allgemeinen Erwerbſteuer unter- 
liegender Unternehmungen ganz oder nahezu 
ausgeglichen wurde, wenn gleichzeitig eine er⸗ 
hebliche Verminderung der Arbeitskräfte nach 
der im $ 37 vorgeſchriebenen Veranſchlagung 
bei den in alle ſechs Abtheilungen des Erwerb— 
ſteuertariſes fallenden Gewerben des Bezirkes 
ſich ergibt. 

Die jeweilig bewilligten Ermäßigungen 
einzelner Bezirks-Contingente ſollen nur inſo⸗ 
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lange gelten, bis entweder die Summe der nach 
8 28 zugewiefenen Steuerſätze, oder die Anzahl 
der wie oben zu veranſchlagenden Arbeitskräfte 
nahezu die frühere Höheerreicht hat. Erhöhungen 
hätten nur dann zu erfolgen, wenn die den vor⸗ 
angeführten entgegengeſetzten Verhältniſſe 
eingetreten ſind. Die verfügten Ermäßigungen 
und Erhöhungen wären mit ihrerſachlichen und 
ziffermäßigen Begründung von Fall zu Fall 
öffentlich kundzumachen. 

Die in dem Alinea 2 des § 62 der Contingent⸗ 
Commiſſion ſchon für die erſte Veranlagung 
periode zugedachte Ermäßigung dürfte auf die 
oben erwähnten Fälle zu beſchränken ſein. 

Der Gemeinderath ſpricht ſeine Anſchauung 
dahin aus, daſs in der Contingent-Commiſſion 
die Steuerträger durch Delegierte der Erwerb— 
ſteuer⸗Commiſſionen vertreten ſein ſollen, und 
daſs zu dieſem Behufe die Zahl der Mitglieder 
der Contingent⸗Commiſſionen auf 5 feſtgeſetzt 
werden ſoll. 

3. Bezüglich der Erwerbſteuer-Commiſſionen 
glaubt der Gemeinderath, wenngleich, wie ein⸗ 
gangs erwähnt, dieſe bedeutſame Reform zu 
begrüßen iſt, ſeine Anſchauung dahin ausſprechen 
zu ſollen, daſs bei der Feſtſetzung der Beſtim— 
mungen, wie die zukünftigen Erwerbſteuer— 
Commiſſionen gebildet werden ſollen, auf die 
verſchiedenen Intereſſengruppen entſprechend 
Rückſicht genommen werden möge, und dafs auch 
den Genoſſenſchaften und deren berechtigten 
Vertretern der ihnen gebürende Einfluſs bei 
der Erwerbſteuerbemeſſung eingeräumt werde. 

Demgemäß wäre behufs einer gerechten Ver⸗ 
tretung der Intereſſen auch der mittleren und 
größeren Betriebe die Wahl der aus der Mitte 
der Steuerträger zu wählenden Gruppe der 
Erwerbſteuer⸗Commiſſion (8 13 bis 20) mindeſtens 
in zwei nach der Höhe der Steuerleiſtung ge— 
trennten Wahlkörpern vorzunehmen. 

Ferner ſollen die im Sinne des 852 Alinea 5 
und 855 einzuberufenden Sachverſtändigen und 
Auskunftsperſonen im Einvernehmen mit den 
betreffenden Handels- und Gewerbekammern, 
Genoſſenſchaftsvorſtänden und induſtriellen 
Verbänden namhaft gemacht werden. 

Den Genoſſenſchaften iſt das Recht zu wahren, 
über die Steuerleiſtungsfähigkeit der Genoſſen⸗ 
ſchafts mitglieder Auskunft zu geben und find 
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ſolche Gutachten der Genoſſenſchaften zu berüd- 
ſichtigen. 

4. Anknüpfend an die bereits im Eingange 
dieſes Gutachtens ausgeſprochene Zuſtimmung 
zu der Aufſtellung eines Erwerbſteuertarifes 
in Verbindung mit dem Syſtem der Repartitions— 
ſteuer glaubt der Gemeinderath auch die Wahl 
eines elaſtiſchen Tarifes, wie er in der Vorlage 
benannt und begründet wird, billigen zu ſollen. 

Der Gemeinderath hält es nicht für ſeine 
Aufgabe, zu unterſuchen, ob nicht die unleug⸗ 
bare Coupliciertheit des Tarifes der allgemeinen 
Verſtändlichkeit und der richtigen Anwendung 
desſelben abträglich ſein werde. Die Bedenken, 
welche der Gemeinderath hinſichtlich des In— 
haltes des Tarifes auszuſprechen ſich gedrungen 
fühlt, beziehen ſich auch nicht auf die allgemeinen 
Grundſätze und auf die Anlage des Tarifes, 
ſondern auf Einzelheiten, welche ihn ſeiner 
Aufgabe, einen Stützpunkt für die Repartition 
abzugeben, zu entfremden ſcheinen. 

Es wird als zweckmäßig anerkannt, daſs 
der Tarif gewiſſe Merkmale kennzeichnet, welche 
für die Ertragsfähigkeit und Steuerkraft 
charakteriſtiſch find, dafs der Tarif ſich nicht 
auf die Aufſtellung abſoluter Durchſchnitts— 
ſätze beſchränkt, ſondern einen Spielraum 
zwiſchen höheren und niedrigeren Steuerſätzen 
offen läſst; es kann auch gebilligt werden, daſs 
das Geſetz (844 des Entwurfes) der Bemeſſungs⸗ 
Commiſſion die Befugnis einräumt, ausnahms⸗ 
weiſe, wenn ſie dies zur Vornahme einer der 
thatſächlichen Leiſtungsfähigkeit entſprechenden 
Beſteuerung nöthig erachtet, den Steuerſatz 
unter den tarifmäßig zuläſſigen Mindeſtbetrag 
zu ermäßigen oder über den tarifmäßig zu— 
läſſigen Höchſtbetrag zu erhöhen. 

Bedenklich erſcheint es jedoch, daſs in der 
Rubrik: „Unterabtheilungen oder beſondere 
Maßſtäbe“ der Abtheilungen Ibis Vdes Tarifes 
mehrfach Momente für die Einreihung in eine 
Unterabtheilung angeführt werden, welche als 
wirkliche Kriterien der Ertragsfähigkeit aus 
dem Grunde nicht angeſehen werden können, 
weil ihnen nicht feſtſtehende, allgemein aner⸗ 
kannte Begriffe zugrunde liegen, welche viel— 
mehr nur nad ſubjectiver Auffaſſung, ſomit 
höchſt verſchieden beurtheilt werden können. 
Dazu gehört die Tarifierung nach den Unter⸗ 
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ſcheidungsmerkmalen: „bei einfacher oder beſſer 
ausgeſtatteter Verkaufsſtätte, beigeringemoder 
reichlichem Warenvorrathe, bei dem Verkauf 
geringwertiger oder wertvolle rer Producte“ 
u. ſ. w., ebenſo viele bei den Gaſt⸗ und Schank⸗ 
gewerben (Abtheilung 1) vorgeſehene, ungenaue 
nnd nicht ganz ſachgemäße Tarifbeſtimmungen, 
und die unter den „Anmerkungen“ häufig vor⸗ 
kommende Formel: „Wenn ein reichhaltiges 
Warenlager gehalten wird, oder bei ſehr günſtiger 
Lage der Betriebsſtätte, oder bei beſchränkter 
Concurrenz, oder wenn der Beſitzfeſter Kundſchaft 
den Erwerb vortheilhaft beeinfluſst; oder wenn 
hauptſächlich feine und wertvolle Producte feil— 
gehalten werden u. ſ. w., kann der Steuerſatz 
über den nach den Höchſtſätzen entfallenden Be— 
trag erhöht werden.“ 


Es dürfte zweckmäßiger erſcheinen, den Er⸗ 


werbſteuer-Commiſſionen bei Ausübung des. 


ihnen nach $ 44 des Entwurfes zuſtehenden 
Rechtes die freie Würdigung aller maßgebenden 
Momente zu überlaſſen, da ſie durch ſolche lücken⸗ 
hafte und unbeſtimmte Hinweiſe leicht in falſche 
Bahnen gedrängt werden könnten. 

2 i Der Gemeinderath glaubt dieſe Bedenken 
nicht nur i m Intereſſe einer gerechten Repar⸗ 
tition, ſondern auch von dem Wunſche beſeelt 
ausſprechen zu ſollen, die Inſtitution der Ein⸗ 
| ſchätzung durch Commiſſionen, welche zum über⸗ 
wiegenden Theile aus Steuerträgern zuſammen— 
geſetztſind, lebensfähig und von dem Vertrauen 


der Mitbürger getragen zu erhalten und ſie 


davor zu bewahren, dafs Mängel, welche dem 
Geſetze anhaften und jeden Gewerbeſteuergeſetze 
| anhaften müſſen, ihrer Thätigkeit zugeſchrieben 
werden; er ſieht ſich zur Vorbringung dieſer 
Seeg insbeſondere auch im Hinblick auf 
die hieſigen großſtädtiſchen Verhältnif ſſe veran⸗ 
laſst, welche es unmöglich machen, dafs die Mit⸗ 
glieder der Commiſſionen die Verhältniſſealler 
oder auch nur der Mehrzahl ihrer Mitcontri- 
. buenten aus eigener Anſchauung, geſchweige in 
ihrem! inneren Weſen beurtheilen könnten. 


9 Eswirddaher der Wunſch ausgeſprochen, daſs 
aus den Beſtimmungen und Anſätzen des Erwerb— 
ſteuertarifes alle jene Momente hinweggelaſſen 
werden, welche ſich nicht. auf allgemein feft 
stehende und. wirklich maßgebende Kriterien 


beziehen. Es mufs den für die gewerblichen Ange⸗ 
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legenheiten zunächſt berufenen Körperſchaften, 
den Handelskammern und den durch ſie einzu⸗ 
vernehmenden gewerblichen Genoſſenſchaften 
überlaffen bleiben, concrete Poſtulate in dieſer 
Beziehung vorzubringen, wie auch die relative 
Angemeſſenheit der für die verſchiedenen Gewerbe 
und Beſchäftigungen in Ausſicht genommenen 
Tarifſätze detailliert zu begutachten. | 

Der Gemeinderath hebt aber zudem aus⸗ 
drücklich hervor, daſs die von der Regierung 
beantragte ſtarke Progreſſion der Erwerbſteuer— 
ſätze, welche zumal den Mittelſtand in bedenk⸗ 
licher Weiſe belaſtet, zu den größten Bedenken 
Anlafs gibt, da von den anderen Ertragſteuern 
keine, weder die Grundſteuer, noch die Renten— 
ſteuer, noch auch die Gebäudeſteuer, 
greſſion aufweist. 

Der Gemeinderath gibt demgegenüber 
ſeiner überzeugung Ausdruck, daſs er lediglich 
bei der Einkommenſteuer für eine nachdrückliche 
Progreſſion einzutreten vermag, welche nach 
ſeiner Anſchauung die kleinen Steuerträger 
mehr noch, als beabſichtigt iſt, entlaſten und 
dafür die großen Einkommen aller Gattungen 
ſtärker herbeiziehen ſoll. Er warnt vor einer 
drückenden Progreſſion innerhalb der Erwerb— 
ſteuer umſo ernſtlicher, weil dadurch die Ent— 
wicklung der Einkommenſteuer, dieſes Eckſteines 
des verbeſſerten Steuerſyſtems bedroht, weil 
ins beſondere der bisherige Übelftand der unauf- 
richtigen Steuerbekenntniſſe verewigtwird und 
endlich, weil ſonſt ein ernfter Beſchwerdepunkt 
der handel- und gewerbetreibenden Bürger gegen 
die Renten-, ſowie gegen die Grund beſitzer 
geſchaffen wird. 

Die Lehrlinge ſollen in der Probezeit und 
im erſten Lehrjahre zu den Hilfsarbeitern im 
Sinne der Steuergeſetze nicht— gezählt werden. 
| Arbeiter, welche das 60. Jahr überſchritten 
haben, ſollen bei der Berechnung der Steuer⸗ 
quote nicht gerechnet werden. 

5. Bezüglich der Frage des Ortes der Be⸗ 
ſteuerung erklärt der Gemeinderath, dafs aller— 
dings in den SS 31 und 47 des Eutwurfes eine 
Verbeſſerung der bisherigen beklagenswerten 
Zuſtände zu finden iſt, erlaubt ſich aber— zu be⸗ 
merken, daſs außer den im § 31 ausdrücklich 


eine Pro⸗ 


genannten „Fabriksniederla— gen“ auch die „Ge⸗ 


ſchäfts leitungen“, „Comptoirs“ u. dgl. in gleicher 
Weiſe zu behandeln wären wie Betriebsſtätten. 


W 


T ⏑⏑ ⏑ 


6. Es wurde bereits oben Unter J. ausge 
führt, daſs die Feſtſtellung höherer Steuerſätze 
für Wien als für andere, größere Städte derzeit 


nicht begründet iſt und wohl auch in Zukunft 
eine Begründung nicht mehr finden wird, da 
eine größere Ertragsfähigkeit der hieſigen ge⸗ 
werblichen Unternehmungen im Vergleich zu 


jener anderer In duſtrieorte nicht erkennbar i ſt. 
In den Abtheilungen II bis VWdes vorliegenden, 


Entwurfes des Erwerbſteuertarifes, ſowäe in 
der Abtheilung VI bezüglich des Mindeſt— 
betrages iſt eine eigene Ortsclaſſe „Wien“ mit 
durchwegs höheren Anſätzen als jenen für die 
übrigen Orte aufgenommen. 

Wenn nun auch die abſolute Höhe der Tarif— 
ſätze bei dem Charakter der allgemeinen Erwerb— 
ſteuer als einer Repartitionsſteuer für die ge— 


rechte Vertheilung der Steuerlaſt nicht direct 


entſcheidend erſcheint, ſo darf doch nicht über— 
ſehen werden, daſs in der erſten Abtheilung des 
Tarifes, welche diegrößten und ertragfähigſten 
Unternehmungen, nämlich die Fabriken und mit 
Maſchinen arbeitenden Etabliſſements umfaſst, 
eine Tarifierung nach Ortsclaſſen überhaupt 
nicht vorkommt; es wird dadurch eine verhält⸗ 
nismäßig höhere Belaſtung der minder kräf⸗ 
tigen Steuerträger zu Gunſten der leiſtungs⸗ 
fähigeren innerhalb des Veranlagungsbezirkes 
herbeigeführt. Auch kommt zu berückſichtigen, 
daſs ſchon in Anbetracht der vor kurzem erfolg— 
ten Vereinigung einer großen Zahl kleiner Ge— 
meinden mit Wien eine höhere Belaſtung der 
Wiener Steuerträger als beſondere Härte er— 
ſcheinen würde. 


In Anbetracht der in Wien notoriſch be- 
ſtehenden ungünſtigen Erwerbsverhätniſſe des 
kleinen und mittleren Gewerbeſtandes, welche 
jede Mehrbelaſtung gegenüber den Gewerbs— 
genoſſen der auf Koſten Wiens raſch empor- 
geblühten Provinzſtädte als durch die ſachlichen 
Verhältniſſe unbegründet erſcheinen laſſen, 
nimmt der Gemeinderath entſchieden gegen den 
für Wien geplanten 25percentigen Zuſchlag für 
die Wiener Gewerbetreibenden Stellung und 
wird die hohe Regierung und das Parlament 
im Wege einer Petition um Eliminierung dieſer 
Beſtimmung bitten. 

7. Unter Tarifpoſt 84 erſcheint der Betrieb 


von Lagerhäuſern und Schlachthäuſern, unter 
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Tarifpoft 88 jener: von Meſs anſtalten und Wag⸗ 
anſtalten als erwerbſteuerpflichtige Unterneh— 
mung aufgeführt. 


Die Gemeinde Wien unterhält Anſtalten 
der obenerwähnten Art; ſie iſt jedoch an deren 


Errichtung nicht im Hinblick auf den dadurch 


zu erzielenden Ertrag, ſondern aus öffentlichen, 
der Allgemeinheit und dem Staatswohle zu— 
gute kommenden Rückſichten, im Intereſſe der 
Approviſionierung, der Hebung des Handels— 
verkehres und der Geſundheitspflege geſchritten. 
Wenn nun auch einzelne dieſer Anſtalten einen 


an und für ſich allerdings in Betracht kommen⸗ 


den Ertrag abwerfen, und daher nicht unter die 
Beſtimmung des §4 des Geſetzentwurfes fallen, 
fo möge erwogen werden, dafs dieſe Anſtalten 
nur einen Theil des geſammten communalen 
Verwaltungsapparates bilden und dafs deren 
Ertrag durch damit in einem näheren oder ent⸗ 
fernteren Zuſammenhange ſtehende Auslagen, 
wie für allgemeine Verwaltung, Marktdienſt, 
Sanitätspflege, Communicationen u. ſ. w., auf 
gewogen wird. — Andere Gemeinden der Mon⸗ 
archie dürften ſich im Beſitze gleicher Anſtalten 
nnd in ähnlicher Lage befinden. 


Der Gemeinderath tft der Anſicht, daſs es billig 
erſcheine, dafs Anſtalten der vorangeführten Art, 
wenn ſie von Gemeinden in eigener Regie betrieben 
werden, gleich den im S 4 des Entwurfes erwähnten, 
auf die Beförderung öffentlicher gemeinnütziger Zwecke 
gerichteten Unternehmungen, von der Erwerbſteuer— 
pflicht ausgenommen werden. 


Der Gemeinderath ſpricht ſich entſchieden gegen 
die Einführung eines geſetzlichen Pfandrechles an 
Realitäten (3 83 des Entwurfes) für die Erwerb— 
ſteuer aus, da hiedurch das Eintragungsprincip, 
welches eine weſentliche Grundlage des öſterreichiſchen 
Grundbuchsweſens bildet, verletzt und eine Beein— 
trächtigung des Realverkehrs und des Hypotheken— 
credits herbeigeführt werden. 


Bürgermeifler: Die Sitzung iſt geſchloſſen 


(Schluss der Sitzung 8 Uhr 40 Minuten abends.) 
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Allgemeine 3 nachrichten. 


(In der 


Ayprovifonierung. 


(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 
Großmarkthalle 


eingelangte Fleiſch— 


waren vom 16. bis 22. October 1892.) 


1. Fleiſchſendungen: 


a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch. 


Kalbfleiſch . 


Schaffleiſc 


Schweinfleiſch 


Kälber 


Schafe j . 


Schweine 


215.894 Kg. (Davon aus Nieder- „Oſterreich — 171.757, 


aus Ober⸗Oſterreich — 3430; aus Mähren 
— 10838; aus Galizien — 26.884; aus 
Ungarn — 2905; aus Bukowina — 80 Kg.) 


6.101 „ Davon aus Ober-Oſterreich — 2251; aus 
Mähren — 69; Galizien — 3701; aus 

Ungarn — 80 Kg.) 
16.291 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 397; aus 
Mähren — 355; aus Galizien — 14.648; aus 
Ungarn — 236; aus Bukowina — 655 Kg.) 
30.304 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 23.356; aus 


Mähren — 2072; aus Galizien — 3030; aus 
Ungarn — 1846 Kg.) 

727 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 8; aus 
Ober⸗Oſterreich — 5; aus Mähren — 49; 
aus Galizien — 650; aus Ungarn — 9; 
aus der Bukowina 6 St.). 


629 „ Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 516; aus 
Mähren — 2; aus Galizien — 104; aus 
Ungarn — 7 S..) 

744 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 129; aus 


Mähren — 28; aus Galizien — 586 
aus Ungarn — 1 St.) 


9 Für 9 Approviſionierungsverein. 


Rindfleiſch . . . 2.067 Kg. Kälber . . . 12 Stück 
Kalbfleiſch. — 5„ Schafe 14 „ 
Schaffleiſch — „ Schweine 2 „ 
Schweinfleiſch. . 617 „ Lämmer. — „ 
2. Preisbewegung: 
dee, Siedfleiſch .. von 34 bis 74 kr. per Kg. 
eee Roſtbraten u. Rieden „ 54 „ 10⁰ . 
Kalbfleiſch N e e ITE „ 48 „ 84 „ „ „ 
Schaffleiſckhte e „ 25 „ 50 „ „ „ 
Schweinfleiſchchc he „% o 
Kälber , 6 „ 
refer e 3 
Schwei nne „ e e 


Die dieswöchentliche Fleif ahr 


war beinahe gleich jener 


der Vorwoche und haben bei ruhigem Marktverkehre die Preiſe der 
Fleiſchwaren im allgemeinen keine weſentlichen Anderungen erfahren. 


** 


* 
(Pferdemarkt vom 21. Oetober 1892.) 


Zum Verkaufe wurden gebracht: 


Preis: für Gebrauchspferde a 
Schlachtpferde 


372 Pferde. 


75— 390 fl. per Stück, 
25 — 80 n 1 70 


Der Markt war lebhaft. 


e o M © 


— 


Detailpreiſe in 


A 


der Woche vom 16. bis 22. October 1892: 


(Geſchlachtet wurden 350 Pferde.) 


Vorderes PferdefleiſchkbetWaMk . 1 Kg. 20 —36 kr. 
Hintere sss 1 „ 44 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24—44 „ 
Selchfleiſcgcgg e 1 „ 30-50 „ 
Extrawürſtee 2 1 „ 30-48 , 
Dürre Würſte > 1 „ 32—56 „ 
Rohes Jett 2 1 „ 36-60 „ 
Geſchmolzenes Fett 2 1 40—80 „ 
Schweifhaarrtrtttre = 1 Schweif ?25—80 „ 

Knochen 100 Kg. fl. 2—3. 30 
Wii. per St. „ 36.50 

* * 


(Schlachtviehmarkt vom 24. October 1892.) 


1. Auftrieb. 


Maſtvieh - 3335, Weidevieh - 614, Beinlvieh — 1123. 


Summa. 5072. 


Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere. . . 2616 
Galiziſche „ 493 
Deutſche 1 . 1849 
Büffel N 114 
Davon — nach Gattungen: 
Ochſeeenr n 3983 
Stire 2... 4% 3 638 
Kühe 451 


a) Preis per 


2. Preisbewegung. 
100 Kg. Lebendgewicht mit Procent⸗ 


abzug: 
Ungarische Schlachtthiere . von 56 bis 66 fl. 
(extrem „ 67 „ — u) e 
Se . iefe Preiſe ermäßigen ſich um 
Galiziſche Schlachtthiere . „ 54 „ 64, den beim Handel bereinbarten 
. Procentabzug (auf dem heuti⸗ 
(extrem n, O m)- gen a 2 nr fer dan 
welchen der Verkäufer dem 
Deutſche Schlachtthiere on 56 " 67 n n er als Entſchädigung: 
(extrem N 67½, 68 1 > Toren en, ine 
den b 
Weideviec h Dee wee e 
Stiere EEE: Blut, umſchlitt ꝛc.; 
A " U " c) 15 die wertloſen Stoffe, 
Kühe en agen und Darm 
„ U n " inhalt ꝛc., zugeſteht. 
Büffel „ — „ — „ 
Beinlvie rn ee 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 


Ochſen . 


„von 20 bis 32 fl. 


Stiere. . „ 26 „ 34 „ 
Kühe. . „ 20 „ 32 „ 
Büffel. . „ 18 „ 28 „ 
Beinlvieh. u — „ — „ 


Beinlvieh 


c) Preis per Stück: 
von 19 bis 84 fl. 


Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht⸗ 


thiere angekauft. 


Un verkauft blieben: 
Ochſen 93 Stück 
Beinlvieh 142 „ 
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Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 840 Stück 
Schlachtthiere mehr aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
ſtärkeren Auftriebes ziemlich flau, daher ſehr gute Qualitäten um 


1 fl. und die übrigen Sorten um 2 fl. per 100 Kilo im Preiſe 


gefallen ſind. | 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Prodnete in Wien vom 22. October 1892. 


a) Getreide. 


Weizen (Qualitätsgewicht 74—80 Kg.) .. von 7 fl. 10 kr. bis 8 fl. 65 kr. = 
Roggen ( " 68—7 7 ) „ ee . vn 7 3 „ 
( ĩᷣ TFT 5 „ „ 8 „ 50 „ 
ID ne an a ⁵ĩð ꝝ u ĩ ĩðͤ „ , ß 
Hafer „% 8 m 5 „ — „ „ 6 „ 65 „ = 
b) Mahlprodncte, 

M 55 ae ae ee ee von 15 fl. 25 kr. bis 16 fl. 75 kr = 
Weizeneehhn erw . M N 9. 10:,09200 4 

Roggenmehl „ o en 
Welzenkle ie % 5 Are 
hongentleie ae ae a en „ 4 „ 50 „ „ 4, 60 „ 2 


(Anftreten der Reblaus in der Gemeinde Sollenau.) Zufolge 
Erlaſſes der k. k. n.⸗6. Statthalterei vom 20. October 1892, 
Z. 66175, wurde in der Gemeinde Sollenau im politiſchen Bezirke 
Wiener-Neuftadt das Auftreten der Reblaus (Philloxera vastatrix) 
conſtatiert und daher in Gemäßheit des Geſetzes vom 3. April 1875, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 61, die Ausfuhr von Reben, Pflanzen, Pflanzen⸗ 
theilen und anderen Gegenſtänden, welche als Träger dieſes Inſectes 
bekannt ſind, aus dem ganzen Gebiete der genannten Gemeinde 
ſtrengſtens verboten. 


Städtiſches Lagerhaus. 


Vom 13. bis 20. October 1892: 
Waren eingelagert. 56.244 Meter⸗Centner 
N ausgelagert 50.088 N 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
17.722 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 20. October 1892: 346.830 Meter⸗Centner, und zwar: 
37.943 Meter⸗Centuer Weizen, 21.433 Meter⸗Centner Roggen, 


52.308 5 Gerſte, 63.740 * Hafer, 
79.369 1 Mais, 23.357 1 Olſaaten, 
7.690 5 Mehl u. Kleie, 5.247 5 Wein, 
3.240 " Zucker, 5.340 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt fi auf 3, 220.530 fl. öſt. Währ. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeanmeldungen vom 14. October 1892. 


Drbal Johann — Sammeln von Abonnenten — XVIII., Währing, 
Martinsſtraße 19. 

Rößner Auguſt — Sammeln von Abonnenten — XVIII., Währing, 
Uniongaſſe 5. 

Koppenſteiner Franz — Brantweinſchank — XII., 
Rudolfsgaſſe 66. 

Weinkopf Marie — Brantweinſchauk (Conceſſions-Erweiterung auf den 
Ausſchank von Thee) — XIII., Hacking, Auhofſtraße 3. 

Bachl Marie — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
XV., Fünfhaus, Oſterleingaſſe 2. 

Kreuzer Johann — Holz- und Kohlen-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Gürtel 6. 


Unter⸗Meidling, 


Nekut Johann — Holz- und Kohlen⸗Verſchleiß — X., Quellengaſſe 18. 


Wallner Eduard — Kleinhandel mit Brennmateriatien — VII., Maria⸗ 
hilferſtraße 44. 
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Seidl Georg — Buchdrucker — XVI., Ottakring, Hauptſtraße 111. 
0 aa Georg — Conſerven-Erzeugung — XV., Fünfhaus, Herklotz⸗ 
gaſſe 24. 
0 zen) Marie — Dienſtvermittlung — XVII., Hernals, Leopoldi— 
gaſſe II. 
Brezina Johann — Drechsler — XII., Unter-Meidling, Bonygaſſe 11. 
Krebs Theodor — Drechsler — VI., Gumpendorferſtraße 87. 
Donatin Franz — Einſpänner — XII., Unter-Meidling, Schönbrunner 
Hauptſtraße 65. 
Mayer Anton — Feinzeugſchmied — XVIII., Währing, Gürtelſtr. 19. 
Simon Salomon — Fabriksmäßige Erzeugung von Filzſchuhen — 
XVIII., Währing, Neugaſſe 21. 
Wang Marcus — Fleiſch-Commiſſioushandel — III., Großmarkthalle. 
Pöckl Johann — Fragner — X., Van der Nüllgaſſe 22. 
Sladek Franz — Friſeur und Raſeur — XVIII., Währing, Hauptſtr. 72. 
Laufer Heinrich — Geflügel-Verſchleiß — IX., Liechtenſteinſtraße 30. 
Wolfpaß Thereſe — Geflügel-Verſchleis — XIV., Rudolfsheim, Braun- 
hirſchengaſſe 43. 
Barabas Victoria — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Preyſinggaſſe 40. 
Bauer Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Wehrgaſſe 29. 
Geiger Katharina — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XVII., Hernals, 
Leopoldigaſſe 23. N 
6 so Emerich — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Kreutz— 
gaſſe 33. 
Michalecka Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Anaſtaſius⸗Grüungaſſe 28. | 
Strobl Fraucisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Palffygaſſe 21. 
Guttmann Joſef — Goldarbeiter — VI., Gumpendorferſtraße 74. 
Sergl Franz — Grünwaren- und Obſthandel — XVIII., Pötzleinsdorf, 
Hauptſtraße 65. 
Winter Leopold — Hadernhandel — XII., Unter-Meidling, Breiten- 
furterſtraße 11. 
Kvizar Adalbert — Holzbildhauer — XII., Unter-Meidling, Pfarrgaſſe 11. 
Zell Marie — Kaffeeſiedergewerbe — XVIII., Währing, Martinsftraße 16. 
Kempf Magdalena — Kaffeeſchankgewerbe — X., Simmeringerſtraße 180. 
Reiſinger Theres — Kaffeeſchank — XVIII., Währing, Gürtelſtraße 12. 
Sederer Anton — Kanalräumer — XVIII., Währing, Kreutzgaſſe 17. 
Debelak Marie — Kaſtanienbratergewerbe — III., Hauptſtraße 33. 
Dolsina Franz — Kaftanienbrater — J., Burgring, Volksgartenſeite. 
Perjatl Alois — Kaſtanienbrater — XII., Unter-Meidling, Kirchenplatz. 
Bauer Johann — Kleidermachergewerbe — XVIII., Währing, Döblinger— 
ſtraße 40. 
Boſchan Anna Thereſe — Damenkleidermacherin — VIII., Löwenburgg. 4. 
Kaſtil Florian — Kleidermacher — XVIII., Währing, Kreutzgaſſe 41. 
Piſchl Marie — Herrenkleidermachergewerbe (Fortbetrieb) — XVII., 
Hernals, Dorotheergaſſe 44. 
Vilbach Anna — Kleidermacherin — XVIII., Währing, Marktgaſſe 10. 
Zurawle Pelagia (Pauline) — Kleidermacherin — XVI., Ottakring, 
Weyprechtgaſſe 5. 
Haller Eduard — Kleinfuhrwerk — XII., Gaudenzdorf, Linienwallplatz 11. 
Kühn Richard — Kleinfuhrwerk — XVI., Ottakring, Langegaſſe 11. 
Praſch Georg — Kleinfuhrwerk — XVI., Neulerchenfeld, Hippgaſſe 32. 
Lazar Moriz — Koſtgebung — II., Große Schiffgaſſe 2. 
Haider Clementine — Lohnfuhrwerk — X., Götzgaſſe 14. 
Parovsky Simon — Marktfierantie — II., Dammſtraße 4. 
Sauermann Adam — Mehl- und Gries⸗Verſchleiß — VII., Kirchbergg. 9. 
Machatſch Karl — Metallwaren-Erzeuger — V., Obere Bräuhausg. 10. 
Fellner Joſef — Milchmeier — XIV., Rudolfsheim, Neugaſſe 40. 
Stiaßny Jakob — Milchhandel — XVII., Hernals, Sterngaſſe 34. 
Weißenbeck Marie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, 
Karmeliterhofgaſſe 2. 
Prechtl Ludwig — Muſikergewerbe — XVI., Ottakring, Abelegaſſe 5. 
Zott Johann — Naturblumen- und Kränze-Verſchleiß — I., Am Hof. 
15 N Roſalia — Obft- und Grünwarenhandel — VIII., Währing, 
Markt. 
Knöpfelmacher Ignaz — Papier⸗Verſchleiß — XVIII., Florianigaſſe 3. 
Korak Anna — Pfaidlergewerbe — XVI., Ottakring, Eisnerſtraße 14. 
Lauthenhuber recte Watzka Johann — Pferdefleiſch-Verſchleiß — XII., 
Altmannsdorf, Breitenfurterſtraße 4. 
— XVIII., Währing, 


Radler Magdalena — Pferdefleiſch-Verſchleiß 
Martinsſtraße 11. 
Piko Joſef — Pferdehandel — XVII., Dornbach, Kainzgaſſe 8. 
g 1 Georg — Verſchleiß von Rauh- und Pelzwaren — I, Woll— 
zeile 13. 
Krammer Johann — Schuhmacher — XVIII., Währing, Alsbachſtr. 4. 
Strohmayer Leopold — Schuhmachergewerbe — XVII., Hernals, Otta⸗ 
kringerſtraße 20. 
Supp Matthias — Schuhmacher — XVII., Hernals, Joſefigaſſe 59. 
Waguer Joſef — Verſchleiß von Schuſterpapp — XII., Unter-Meidling, 
Wertheimſteingaſſe 7. | 
Großwald Joſef — Erzeugung von Schuhwichs, Tinte und Holzſchachteln 
— XII., Unter-Meidling, Schillergaſſe 14 a. 
Loew Adolf — Spediteur — VII., Kaiſerſtraße 117. 
Marſchall Joſef — Stadtlohnfuhrgewerbe — XV., Fünfhaus, Being. 28. 
Giller Joſef — Tapezierer — XVIII., Währing, Schulgaſſe 18. 
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Kiesling Franz — Tapezierer — XVII., Hernals, Leitermayergaſſe 12. 

Bernhardt Sarah — Theatraliſche Vorſtellungen — II., Carltheater. 

Liebermann Hermanu — Erzeugung von Tinte und Lederſalbe — XII., 
Unter⸗Meidling, Hauptſtraße 42. 

Doſtal Joſefa — Tiſchlergewerbe (Fortbetrieb) — X., Kinskygaſſe 3. 

Kral Barbara — Viclualienhandel — XII., Unter-Meidling, Joſefig. 3. 

Leberl Michael — Wein- und Bier-Verſchleiß — XVIII., Gerſthof, 
Hauptſtraße 13. . 

Berger Joſef — Wirtsgewerbe — X., Simmeringerſtraße 136. 

Klupp Roſalia — Wirtsgewerbe — X, Columbusgaſſe 40. 

Bonſaing jun. Eugen — Zuckerbäckergewerbe — J., Schottenring 26. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 15. October 1892. 


Graf Johann — Gaſtwirtsgewerbepacht — II., Kleine Pfarrgaſſe 29. 

Machhörndl Johann — Gaſtwirt — XII., Unter-Meidling, Radetzkyg. 11. 
g a Anna — Gaſt- und Schanfgewerbe — XIX., Kahlenberger- 
orf 18. 

Artner Marie — Geflügelhandel — XIV., Rudolfsheim, Marktplatz. 

Lang Matthias — Geflügelhandel — XIV., Rudolfsheim, Markt. 

Traxler Eliſabeth — Gemiſchtwaren-Rerſchleiß — XII., Unter-Meidling, 
Schulgaſſe 21. 

Huber Joſef — Kleinhandel mit Holz, Kohlen und Coaks — II., Fug— 
bachgaſſe 5. 

Stattherr Georg — Kleinhandel mit Holz, Kohlen und Coaks — II., 
Rauſcherſtraße 15. 
ſraß a Alois — Kaffeehauspächter — XII., Unter-Meidling, Wilhelm⸗ 
traße 51. 

Brisky Joſefa — Kaſtanienbratergewerbe — XIX., Ober-Döbling, Nuf- 
dorferlinie. 

a. Plut Jakob — Kaſtanienbrater — VI., Magdalenenſtraße an der Leopolds— 
rücke. 

Reinelt Leopoldine — Damenkleidermacherin — VIII., Lerchenfelder— 
ſtraße 156. 

Stöger Magdalena — Damenkleidermacherin — VIII., Pfeilgaſſe 6. 
fraß 10 Chriſtian — Kleinfuhrwerk — XIV., Rudolfsheim, Schönbrunner— 
traße 70. 

Schmiedt Francisca — Kunſtblumen-Erzeugung — XIV., Rudolfsheim, 

Goldſchlagſtraße 40. 
| Schüſterl Auna — Verſchleiß von Mehl und Hülſenfrüchten — VII., 
Burggaſſe 9. 

0 neun Antonia — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — VI., Marchetti⸗ 
gaſſe 14. 

Micka Francisca — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVII., Hernals, 
Frauengaſſe 12. 

Eder Hermine — Modiſtin — I., Tegetthoffſtraße 7. 

Babor Anna — Feilbieten von Obſt und Blumen im Umherziehen — 
Leopoldigaſſe 32. 

0 et Jonas — Petroleum Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, Markt⸗ 
gaſſe 41. 

Ziegler Marie —, Putzerin — V., Kohlgaſſe 38. 

Groß Anna — Übernahme von Kleidern zur chemiſchen Reinigung — 
VI., Damböckgaſſe 6. 

Kaufmann Anton — Spielwaren-Erzeugung — V., Arbeitergaſſe 39. 

Reiter Sebaftian — Sticker- und Pliſſiergewerbe — VI., Hirſchengaſſe 1. 

Sklar Franz — Tiſchler — V., Griesgaſſe 43. 

Sabatka Ignaz — Verſchleiß von Uniformierungsgegenſtänden — VI., 
Gum pendorferſtraße 48. 

Czintula Anna — Victualienhandel im Umherziehen — V., Nikols— 
dorferſtraße 19. 

Bogen Iſidor recte Iſaias, Schenk Leopold — Verſchleiß von Wein und 
gebrannten geiſtigen Getränken — XIX., Ober-Döbling, Pantzergaſſe 21. 


= * 
+ 


Gewerbeanmeldungen vom 17. October 1892. 


Bauer Pius — Anſtreicher — II., Vereinsgaſſe 7. 

Loſch Bernhard — Agent — XVIII., Gerſthof, Hauptſtraße 3 und 5. 

Bauer Siegmund — Ein- und Verkauf von alten Baumaterialien — 
II., Große Schiffgaſſe 30. 

Martinkovie Marie — Hauſierhandel mit Blumen — II., Kloſterneu— 
burgerſtraße 47. N 

Halwa Franz — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — V., 
Embelgaſſe 27 ö ö 

tiwula Karoline — Kleinholz- und Kohlenhandel — XVI., Neulerchenfeld, 
Grundſteingaſſe 28. | 

Voildl (Voitl) Agnes — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks 
— III., Reisnerſtraße 29. 

Richter Thereſe — Canditen- und Lebzelten-Verſchleiß — V., Hunds— 
thurmerſtraße 5. 

Elpel Karl — Cantine — II., Winkelgaſſe 4. 

Limpauch Joſef — Cantine — XIII., Hütteldorf, Roſengaſſe 13. 


Roſenfeld Herſch Chaskil — Verſchleiß von Commiſſionswaren — II., 


Kleine Schiffgaſſe 4. 
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Turinsky Wenzel — Einſpänner — III., Zollamtsſtraße. 
Dresler Mayer Herſch — Fleiſch-Commiſſionshändler — III., Groß⸗ 


markthalle. 


Kohn Alexander — Fleiſchhauergewerbe — II., Rothenſterngaſſe 2. 

Neufeld Heinrich — Fleiſch-Verſchleiß — II., Große Schiffgaſſe 11. 

Höfele Max — Fotograf — II., Praterſtraße 76. 

Künſtlich Wilhelm — Friſeur — III., Wälliſchgaſſe 27. 

Hochegger Karl — Geldvermittler — V., Margarethenſtraße 76. 

Marhold Katharina — Geflügelverkauf im Umherziehen — XII., Ober— 
Meidling, Fabriksgaſſe 31/33. 

Pieter Thereſe — Verkauf von geſchlachtetem Geflügel -- XIV., Rudolfs 
heim, Braunhirſchengaſſe 43. 

Dworak Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Rampersdorfgaſſe 4. 

Ehbauer Georg — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Kaiſerſtraße 117. 

Gruber Katharina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Gerhardusgaſſe 28. 

Hamerle Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Czerningaſſe 9. 

Haunold Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Gerhardusgaſſe 21. 

Högl Martha — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Weinhaus, Haupt- 
ſtraße 20. N 

Klein Salomon — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Gabelsbergerg. 1. 

Kögler Auna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Ob. Amtshausg. 19. 

Kokinek Moriz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Neſtroygaſſe 3. 

Nitſch Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Freudenau 558. 

Reitinger Gregor — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Bacherplatz 12. 

Schweiger Anton — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Caſtellezgaſſe 22. 

Steiner Bertha — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Rueppgaſſe 26. 

Stern Thereſe — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — II., Jägerſtraße 3. 

Fitz Jean — Verſchleiß von Glasperlenwaren — VII., Kirchengaſſe 25. 

Paltel Johann — Goldarbeiter — XV., Fünfhaus, Herklotzgaſſe 4. 

Schrankell Karl — Gold- und Silberarbeiter — VII., Sigmundsg. 40. 

Kranzler Chaim Pinkas — Hendelsagentie — II., Lilienbrunngaſſe 2. 

Vymazal Wenzel — Hemdenputzerei — XVI., Ottakring, Gablenzgaſſe 18. 

Waber Franz Joſef — Horn- und Stechviehhandel — III., Ceutral⸗ 
Viehmarkt. 

Wienre Eduard — Handel mit Hüten — XV., Fünfhaus, Pelzgaſſe 20. 

Andoljfef Johann — Kaſtanienbrater — III., Erdbergſtraße, Ecke der 
Sophienbrückengaſſe. 

Hanſelmayer Katharina — Kaſtanienbratergewerbe — XVIII., Währing, 
nächſt der Linie auf dem Standplatz für Obſt- und Grünwarenhandel. 

Baier Emma — Damenkleidermacherin — II., Praterſtraße 63. 

Buric Joſef — Kleidermacher — II., Malzgaſſe 18. 

Dub Franz — Herrenkleidermacher — II., Jägerſtraße 35. 

Himmer Juliana — Kleidermacheriu — II., Hofenedergaſſe 1. 
(Das Weitere folgt.) 


g. 3656. 


Kundmachung. 


(Coneurs zur Beſetzung einer erledigten Oberlehrerſtelle und 
einer Oberlehrerin-, beziehungsweiſe Oberlehrerſtelle im Wiener 
Schulbezirke.) 


Im Wiener Schulbezirke kommt eine Oberlehrerſtelle an der 
Knaben⸗Volksſchule VIII., Laudongaſſe 5, und eine Oberlehrerinz, 
beziehungsweiſe Oberlehrerſtelle an der Volksſchule für Mädchen 
III., Salmgaſſe 9, zur Beſetzung. 

Mit jeder dieſer Stellen iſt der Jahresgehalt der 
II. Gehaltsclaſſe von 1200 fl. und der Genuſßs einer Natural— 
wohnung im Schulgebäude, ſowie der Anſpruch auf Dienſtalters— 
zulagen von je 100 fl. nach einer Dienſtzeit von je fünf Jahren 
im Sinne der geſetzlichen Beſtimmungen verbunden. 

Die Bewerber haben ihre Geſuche an den Wiener Stadt— 
rath zu richten und längſtens bis 26. November 1892 
im vorgeſchriebenen Dienſtwege bei jenen Ortsſchulräthen einzu— 
bringen, in deren Sprengel die betreffenden Lehrſtellen zu vergeben ſind. 

Die Geſuche find zu belegen mit: dem Tauf-, beziehungs— 
weiſe Geburtsſcheine bei ſolchen Bewerbern, welche im Wiener 
Schulbezirke noch nicht definitiv angeſtellt ſind, dem Heimatſcheine 
bei männlichen Bewerbern unter derſelben Vorausſetzung, bei weib- 
lichen Bewerbern in jedem Falle, dem Trauungsſcheine bei ver— 
heirateten oder verwitweten Bewerberinnen, dem Reifezeugniſſe 
(beziehungsweiſe dem Maturitätszeugniſſe einer Mittelſchule) oder 
der Dispens von der Ablegung der Reifeprüfung, dem Lehr: 
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befähigungszeugniſſe für Volksſchulen, den Nachweiſen der Dienſt— 
leiſtung (Anſtellungs-Enthebungs⸗Decreten und dergleichen), ſowie 
der Befähigung zum Religionsunterrichte des katholiſchen Glaubens- 


bekenntniſſes im Originale oder in geſetzlich beglaubigten Abſchriften, 


endlich mit der in den Rubriken 1—5 auszufüllenden Dienſttabelle. 
Verſpätet einlangende oder innerhalb des Concurstermines 
nicht gehörig documentierte Geſuche können nicht berückſichtigt 
werden. 
Vom Bezirksſchulrathe Wien, 
am 20. October 1892. 


Ad Prot.⸗Nr. 168838 ex 1892 
IV 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherftellung des Verkaufes des ſtädtiſchen Scart⸗ 
und Korbpapieres in der Zeit vom November 1892 bis Ende 1895 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien am Dienstag den 8. November d. J., prüciſe un 10 Uhr 
vormittags im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Philipp, 
im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Vorſchrift in der Haupt— 
regiſtratur des Magiſtrates (Rathhaus, 8. Stiege, 2. Stock) 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be⸗ 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 20. October 1892. 23 


Prot.⸗Nr. 174517 
ex 1892. IV. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Verkaufes der durch die Partellierung der alten 
Pferdemarkt⸗Realität im III. Bezirke, Jacquingaſſe⸗Faſangaſſe, 
eutſtandenen Bauſtellen La, IV, VI, VII, VIII, X, XII und XIII 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien am 31. October d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 
Bureau des Herrn Magiftratsrathes Philipp, im neuen Rath⸗ 
hanſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert⸗ 
verhandlung abgehalten werden. 
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Unternehmungsluſtige können den Plan und die Bedingniſſe 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amt3- 
ſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Gemeinderath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 17. October 1892. 2 


Ad Prot.⸗Nr. 192801 


Ref.⸗Nr. 2975 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Pflaſtererarbeiten für die 
Neupflaſterung der Grinzingerſtraße im XIX. Bezirke, von der 
Nuſsdorferſtraße bis zur Einfahrt in die dortigen Ziegelwerke, im 
veranſchlagten Koſtenbetrage von 1813 fl. und 150 fl. Pauſchale 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am 27. October d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, 
im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhand— 
lung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 19. October 1892. 2 
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Ad Prot.⸗Nr. 189451 
Ref.⸗Nr. 2927 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Banmeiſterarbeiten für die 
Verlängerung des Haupt⸗Unrathscanuales der Boerhavegaſſe im 
III. Bezirke mit dem Koſtenerforderniſſe von 1411 fl. 65 kr. und 
100 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am 28. October d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes Siegl, im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden OriginalVorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 18. October 1892. 2—2 


Prot.⸗Nr. 187603 
ex 1892. IV. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Demolierung des ſtädtiſchen Hanſes 
Or.⸗Nr. 12 Fluchtgaſſe, 17 Nuſsdorferſtraße, Einl.⸗Z. 590, im 
IX. Bezirke, wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien am Samstag den 5. November d. I., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes 
Philipp, im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan und die Bedingniſſe 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts— 
ſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 
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Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 
Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 


Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 


ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Nefidenzitadt 


Wien, den 22. October 1892. 1—3 


3. 219. 


Kundmachung. 


(Licitatiou.) 
Zufolge Beſcheides des m Bezirksamtes für den 


XIV. und XV. Bezirk vom 15. d. M., Z. g wird die öffent⸗ 


238 
XIV. 
liche Verſteigerung der in der Pfanudleihanſtalt der Gemeinde 
Wien, XIV. Bezirk, im Monate Febrnar 1892 verpfändeten 
und nicht ausgelösten Pretioſen von Pfand⸗Nr. 3083 bis inch. 
Pfand⸗Nr. 6339 und Effecten von Pfand⸗Nr. 6636 bis incl. 
Pfand⸗Nr. 13693 am 4. November 1892, um 9 Uhr vormittags, 


im Pfaudleihanſtalts⸗Gebände, XIV. Bezirk (Sechshaus), Ge⸗ 


meindegaſſe 5 gegen gleich bare Bezahlung vorgenommen. 
Im Falle die Licitation am oben angegebenen Tage nicht be— 
endigt werden könnte, wird ſie am nächſtfolgenden Werktage fortgeſetzt. 


Pfaudleihanſtalt der Gemeinde Wien, XIV. Bezirk, 


am 19. October 1892. 2—3 


Kundmachung. 


(Verzehrungsſteuer-Abfindungs⸗Verhandlung für das Jahr 1893.) 


Von der k. k. Finanz⸗Bezirks⸗Direction in Wien wird hiemit 
bekanntgemacht, dass zur Sicherſtellung der Verzehrungsſteuer von 
Wein, Weiumoſt, Obſtmoſt und von Fleiſch für das Jahr 1893, 
und bedingt oder auch unbedingt für die Jahre 1894 und 1895 
die Solidar-Abfindungsverhandlung mit den verzehrungsſteuer— 
pflichtigen Gewerbsunternehmern der den Abfindungsbezirk bildenden 
Ortsgemeinden: Kaiſermühlen mit Zwiſchenbrücken, Militär⸗ 
Schießſtätte und Säulenhaufen, unter Forderung eines jährlichen 
Abfindungspauſchales für Wein, Weinmoſt und Obſtmoſt von 
eintauſendſiebenhundertvierzig (1740) Gulden und für Fleiſch von 
ſechshundertſechzig (660) Gulden am 28. October 1892, um 
10 Uhr vormittags, in dem Gaſthauſe des Johann Haller zu 
Kaiſermühlen 65 gepflogen werden wird. 

Bei der Abfindungsverhandlung mufs die an Kopfzahl und 
an Gewerbsumfang überwiegende Mehrheit der verzehrungsſteuer— 
pflichtigen Gewerbsunternehmer des Einhebungsbezirkes vertreten 
ſein und der Abfindung zuſtimmen. 

Die Bevollmächtigten dieſer Gewerbsunternehmer müſſen mit 
legaliſierten Vollmachten verſehen ſein. 


Von der k. k. Finanz⸗Bezirks⸗Direction. 


Wien, am 7. October 1892. 2 
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3. 146441 


Kundmachung. 


(Eisgewinuung.) 


Wegen pachtweiſer Überlaſſung des Rechtes zur Eisgewinnung 
in den der beſtaudenen Gemeinde Baumgarten eigenthümlichen 
Eisteichen zwiſchen dem Mariabrunner Mühlbachgerinne und dem 
Damme der Eiſenbahnlinie Penzing — Hetzendorf mit Ausnahme 
des letzten fluſsabwärts zwiſchen den beiden Eiſenbahndämmen 
gelegenen Teiches im Ausmaße von über 10.000 m? von der 
Winterſaiſon 1892 auf 1893 bis 15. März 1895, wird vom 
Magiſtrate der k. k. Neichshaupt: und Reſidenzſtadt Wien am 
31. October d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrin Magiſtratsrathes Dr. Ferdinand Kronawetter im 
Rathhanſe (5. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhaudlung abgehalten werden. 

Die Gewinnung unreinen Rand- und Grundeiſes ſowie die 
Einleitung von irgend welchen anderen Gewäſſern als das durch 
die Zuleitungsvorrichtung aus dem Wienfluſſe in die Eisteiche 
gelangende iſt unſtatthaft. Der Beſtandzins iſt per Winterſaiſon 
im voraus längſtens am 1. December bei der Caſſa des magi— 
ſtratiſchen Bezirksamtes für den XIII. Bezirk zu eutrichten. Die 
Waſſerbeſchaffung, die Reinigung der Teiche und im Frühjahre 
die Entwäſſerung der Plätze bis längſtens Ende März jeden Jahres 
hat der Pächter auf eigene Koſten vorzunehmen. Die näheren 
Bedingungen können hieramts während der Amtsſtunden einge— 
ſehen werden. 

Jedem mit einer 50 kr.-Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das Vadium mit 5 Percent des angebotenen Betrages anzu— 
ſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Com⸗ 
miſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 

Wien, am 19. October 1892. 2-3 


8. 168969 
XV. 


Kundmachung. 


(Eisgewinnung im Wienfluſſe.) 


Wegen pachtweiſer Überlaſſung des Rechtes zur Eisgewinnung 
im Wieunfluſſe in der Strecke vom Hackingerſtege nächſt der Wien— 
gaſſe in Hacking fluſsabwärts bis zur Franz Karlbrücke (Cat-Parc. 
Nr. 256/1 und ein kleiner Theil von Cat.-Parc. Nr. 235/1) für 
die Winterſaiſon 189273 wird vom Magiſtrate der k. k. Reichs— 
haupt- und Reſidenzſtadt Wien am 31. October d. J., präciſe 
um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtratsrathes 
Dr. Ferdinaud Kronawetter im Rathhanſe (5. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Die Herſtellung der erforderlichen Anlagen im Wienfluſſe, für 
welche im Sinne des § 16 des n.⸗ö. W.⸗R.⸗G. vom 28. Auguſt 


2607 


rr ee NALLIIANANDA.N.INANANUNNNININITNITNUUNGDNUNNNS 


1892, L.⸗G.⸗Bl. Nr. 56 die waſſerrechtliche Genehmigung zu 
erwirken ſein wird, ſowie die Beſeitigung derſelben im Frühjahre 
hat auf Koſten des Pächters zu geſchehen. Die näheren Bedin— 
gungen können hieramts während der Amtsſtunden eingeſehen werden. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das Vadium mit 5 Percent des angebotenen Betrages anzu⸗ 
ſchließen, oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Com⸗ 
miſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form anusgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 19. October 1892. 2—3 


M.. 188609 
ex 1892. XIV. 


Kundmachung. 


(Trottoirſäuberung.) 

Zur Vermeidung von Unglücksfällen, welche bei Schneefall 
oder Glatteis für die Fußgeher entſtehen könnten, wird in Gemäßheit 
des § 93 der Gemeindeordnung für Wien Folgendes verordnet: 

1. Die Eigenthümer, Adminiſtratoren, Pächter oder Beſorger 
der Häuſer, der Baugründe oder ſonſtigen Plätze in ſämmtlichen 
Bezirken Wiens, in den Bezirken X bis iucluſive XIX nur inner⸗ 
halb der verbauten geſchloſſenen Bezirkstheile, haben bei einem 
Schneefalle das Trottoir oder den Gehweg längs ihrer Realität 
baldigſt vom Schnee reinigen, und wenn hiedurch eine Glätte 
entſteht, ſowie beim Glatteiſe jederzeit allſogleich mit Sand oder 
Aſche beſtreuen zu laſſen. 

St das Trottoirpflaſter über 2 m breit, jo iſt von Seite der 
Hauseigenthümer, Adminiſtratoren, Pächter oder Hausbeſorger 
dasſelbe nur in einer Breite von 2 m von der Hausflucht gegen 
die Straße vom Schnee und Eis reinigen, beim Glatteiſe aber 
das Trottoir in feiner ganzen Breite beſtreuen zu laſſen. 

In Gaſſen, wo keine eigentliche Trottoirpflaſterung beſteht, 
iſt von Seite der Hauseigenthümer, Adminiſtratoren und Pächter 
ein Fußweg von mindeſtens 1˙25 m in der Breite längs ihrer 
Realität reinigen und bei Glatteis beſtreuen zu laſſen. 

2. Bei einem während der Nacht eingetretenen Schneefalle, 
Froſte oder Glatteiſe hat die Reinigung, Aufeiſung oder Beſtreuung 
jedesmal zeitlich früh, und zwar längſtens bis 7 Uhr morgens, 
bei fortdauerndem Unwetter aber auch wiederholt während des 
Tages, und zwar in der Art zu geſchehen, dafs die Trottoire und 
Gehwege ſtets gefahrlos begangen werden können. 

3. Der Schnee aus den Realitäten und von den Dächern 
darf nicht auf der Straße abgelagert werden, ſondern iſt, wenn 
kein anderer Privatplatz zur Verfügung ſteht, auf die angewieſenen 
Abladeplätze zu bringen. Der Transport hat in der Weiſe zu 
geſchehen, daſs ein Herabfallen des Schnees auf die Straße ver- 
mieden wird. 

Das Herabwerfen des Dachſchnees hat mit aller nöthigen 
Vorſicht gegenüber den Paſſanten und zu einer Zeit zu erfolgen, 
in welcher die Paſſage eine weniger frequente iſt. 
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4. Die Nichtbefolgung dieſer Anordnung wird auf Grund 
des § 93 des Gemeindeſtatutes vom 19. December 1890, L.⸗G. 
und V.⸗Bl. Nr. 45, mit einer Geldſtrafe bis zum Betrage von 
200 fl. ö. W. oder mit einer Arreſtſtrafe bis zu 14 Tagen an 
dem Schuldtragenden geahndet, nach Maßgabe eintretender Um— 
ſtände in Fällen der unterlaſſenen Aufeiſung ſowie der unterlaſſenen 
Beſtreuung die Anzeige an das competente Strafgericht geleitet 
und in allen Fällen dieſer Unterlaſſungen die nöthige Verfügung 
auf Gefahr und Koſten der Säumigen getroffen werden. 


Die k. k. Sicherheitswache iſt beauftragt, damit die am Morgen 


vorzunehmende erſte Reinigung und Beſtreuung der Gehwege 
rechtzeitig erfolge, auf ihrem in den frühen Morgenſtunden vor— 
zunehmenden Rundgange die Verpflichteten etwa durch Läuten an 
der Hausthorglocke an ihre diesfällige Obliegenheit zu erinnern. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 15. October 1892. 1-3 


M.-2. 187560. 


Kundmachung. 


(Siſtiernng der diesjährigen Control⸗Verſammlung.) 
Zufolge Erlaſſes der k. k. n.⸗ö. Statthalterei ddto. 12. October 
1892, Z. 65641, wird zur allgemeinen Kenntnis gebracht, dajs 
die Vornahme der diesjährigen Control-Verſammlungen für die 
nicht active Mannſchaft und die Erſatzreſerviſten des Heeres und 
der Kriegsmarine, ſowie der Landwehr mit Rückſicht auf die 
Choleragefahr ſiſtiert wurde. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 14. October 1892. 3—3 


3. 165196. 
Kundmachung. 


Der Verkehr von Kohlen- und anderem Laſtenfuhrwerk in 
der Richtung von der Unteren Augartenſtraße durch die Schrei— 
und Malzgaſſe zur Oberen Augartenſtraße iſt verboten. 

Übertretungen dieſer Vorſchrift werden nach § 93 des 
Gemeindeſtatutes für Wien beſtraft. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 15. September 1892. ee 


G.. 138657 


XI. 
Kundmachung. 


(Johannesſpital⸗ und Großarmenhans⸗Stiftungsplätze.) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiermit bekanntgemacht, dass nachſtehende Johannes— 
ſpital⸗Stiftungsplätze, ſowie ein Großarmenhaus-Stiftungsplatz in 
Erledigung gekommen ſind, und zwar: 

1. Eine Joſef Schaumaun'ſche Johannesſpital⸗Stiftnug für 
eine arme Manns⸗ oder Weibsperſon mit dem Genuſſe von 
monatlichen 3 fl. 90 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 2. April 1766 ſteht die Präſentation 
dem Stifter und ſeiner Gattin, nach deren Ableben aber den nächſten 
Verwandten zu. 


2. Eine Auna Fürſtin Eßterhäzy'ſche Johaunesſpital⸗Stiftung 
für eine alte Perſon mit dem Genuſſe von monatlichen 3 fl. 80 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 3. December 1755 hat ſich die 
Stifterin das Präſentationsrecht vorbehalten. 

3. Eine Paul Michael von Zwenhof'ſche Johannesſpital⸗ 
Stiftung für eine verarmte Manns- oder Weibsperſon mit dem 
Bezuge von monatlichen 4 fl. 10 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 12. April 1779 iſt den beiden 
Univerſal⸗Erben, reſpective Töchtern Antonia v. Hacker und 
Katharina v. Heyd das Präſentationsrecht vorbehalten und wurde 
zuletzt das Präſentationsrecht des Fräuleins Eliſabeth Hacker zu 
Hart anerkannt. 

4. Eine Karolina Roſalia Paurufeind'ſche Johannesſpital⸗ 
Stiftung für eine alte Perſon mit dem monatlichen Genuſſe von 
4 fl. 90 kr. ; 

Laut Fundationsbriefes vom 18. Juni 1760 ſteht die 
Präſentation dem Univerſal-Erben und deſſen Erben zu. 

5. Eine Georg Leopold von Wallsegg'ſche Großarmenhaus⸗ 
Stiftung mit dem monatlichen Genuſſe von 3 fl. und einer täglichen 
Zulage von 3"), kr. für eine arme Manns⸗ oder Weibsperſon. 

Laut Fundationsbriefes vom 1. März 1710 hat der Stifter 
das Präſentationsrecht ſich, ſeinen Erben und Nachkommen vor— 
behalten. | 

Diejenigen Perſonen, welche auf das Präſentationsrecht zu einer 
dieſer Stiftung Anſpruch erheben zu können glauben, wollen unter 
Nachweiſung ihres Rechtstitels bis längſtens 10. November 1892 
eine ſtiftbriefmäßig geeignete Perſon anher präſentieren. 

Nach fruchtloſem Ablaufe dieſes Termines wird die Beſetzung 
der vorerwähnten Stiftplätze von Amtswegen erfolgen. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 12. October 1892. 3—3 


3. 186410. 
Kl. 


Kundmachung. 


(Holzſtiftungsfond.) 


Von der Abſicht geleitet, der alljährlich während der Winters- 
zeit eintretenden Holznoth der Armen Wiens in nachhaltiger Weiſe 
entgegenzutreten, hat Herr Gabor Graf Feſtetics, k. k. Kämmerer 
und Rittmeiſter a. D., im Jahre 1872 und weiters in den Jahren 
1873 und 1875 namhafte Beträge, und zwar zuſammen 26.400 fl. 
Papierrente zu dem Zwecke geſpendet, daſs damit bei der Gemeinde 
Wien ein Holzſtiftungsfond für die Armen Wiens gebildet werde. 

Indem die im Jahre 1892 fälligen Stiftungsintereſſen unter 
einem ihrem ſchönen Zwecke zugeführt werden, ergeht hiemit, dem 
Wunſche des Herrn Stifters gemäß, an alle Menſchenfreunde die 
Einladung, nach Kräften zur Vergrößerung dieſes Stiftungsfondes 
beitragen zu wollen. 

Die diesfälligen Beträge werden ſowohl im Präſidialbureau 
des Magiſtrates als auch bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa in Empfang 
genommen und die Namen der Spender im „Amtsblatte der Stadt 
Wien“ und in der „Wiener Zeitung“ veröffentlicht werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 12. October 1892. 3—3 
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6.8. 187636 
XI. 


Kundmachung. 


(Stiftung für chriſtliche Wohlthätigkeits⸗Inſtitute.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz— 
ſtadt Wien wird hiemit bekanntgemacht, daſs demnächſt die Inter— 
eſſen der David Leon Lothringer'ſchen Stiftung für chriſtliche 
Wohlthätigkeits⸗Inſtitute im Betrage von 248 fl. zur Vertheilung 
gelangen werden. 

Das Vertheilungsrecht ſteht dem Stadtrathe der Stadt Wien zu. 

Den Eingaben um eine Betheilung aus dieſer Stiftung ſind 
die Statuten der Anſtalt ſowie der letzte Rechenſchaftsbericht an— 
zuſchließen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche find bis läugſtens 
25. November 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi— 
ſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 15. October 1892. 13 


Ad M.⸗Z. 174865 ex 1892. 
XII. 


Kundmachung. 


(Waiſenſtiftung.) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, daſs am 6. Februar 1893 die 
fälligen Intereſſen der Adolf Ignaz Mantner Ritter von Mark⸗ 
hof'ſchen Stiftung für Wiener Waiſenknaben und der Julie 
Marcelline Mantner von Markhof'ſchen Stiftung für Wiener 
Waiſenmädchen im Betrage von 2520 fl. für jede Stiftung, nach 
Abrechnung der Inſertions⸗ und Druckkoſten, zur Vertheilung 
gelangen werden. 

Laut des Stiftbriefes der Adolf Ignaz Mautner Ritter von 
Markhof'ſchen Stiftung für Wiener Waiſenknaben ſind zur Be— 
werbung um dieſe Stiftung alle jene armen Waiſenknaben berufen, 
welche in Wien heimatberechtigt ſind, ob ſelbe in oder außer 
Waiſenanſtalten ſich befinden, und in dem Alter von 12 bis 16 
Jahren ſtehen. 

Zur Bewerbung um die Julie Marcelline Mautner von Mark— 
hof'ſche Waiſenſtiftung zur Ausſtattung von Wiener Waiſenmädchen 
ſind laut des Stiftbriefes alle jene armen Waiſenmädchen berufen, 
welche in Wien heimatberechtigt ſind, ob ſelbe in oder außer Waiſen— 
anſtalten ſich befinden, und in dem Alter von 10 bis 14 Jahren ſtehen. 

Nach den ſtiftbrieflichen Beſtimmungen find. die Stiftungs— 
intereſſen zu gleichen Theilen, und zwar mit je 310 fl. an acht, 
die obigen Eigenſchaften beſitzenden Waiſenknaben und an acht 
ſtiftbrieflich geeignete Waiſenmädchen zu verleihen, von denen vier 
Waiſenknaben und vier Waiſenmädchen der katholiſchen Religion, 
zwei Waiſenknaben und zwei Waiſenmädchen der evangeliſchen 
Religion A. C. oder H. C. und zwei Waiſenknaben und zwei 
Waiſenmädchen der iſraelitiſchen Religion anzugehören haben. 
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Die Beſtimmung jener acht Waiſenknaben und jener acht 
Waiſenmädchen, welchen ein Stiftungsbetrag zuzuwenden iſt, erfolgt 
durch das Los in der durch die Stiftbriefe für die Verloſung feſt— 
geſetzten Weiſe. Außerdem gelangen noch zwei aus dieſer Stiftung 
herrührende, zur Vertheilung verfügbare Sparcaſſabücher mit der 
Einlage von je 310 fl. ſammt den ſeit 1889, beziehungsweiſe 1892 
aufgelaufenen Intereſſen an einen katholiſchen und einen iſraelitiſchen 
Knaben unter denſelben Bedingungen zur Perſolvierung. Es können 
ſohin im ganzen acht Mädchen und zehn Knaben mit Stiftungs- 
beträgen betheilt werden. Den Waiſenknaben oder Waiſenmädchen, 
welchen ein Stiftungsbetrag zufällt, wird dieſer Betrag nicht ſofort 
ausbezahlt, ſondern es wird derſelbe fructificiert und nach Maß— 
gabe der diesfälligen Beſtimmungen der Stiftbriefe zum Beginne 
eines Gewerbes, Fortſetzung der Studien (als Stipendium), bei 
Mädchen bei der Verehelichung nach vollendetem 18. Lebensjahre, 
ausgefolgt. f 

Mütter, Vormünder oder Pflegeparteien, welche für die in 
ihrer Obſorge befindlichen Waiſen um einen Stiftungsbetrag aus 
einer dieſer beiden Stiftungen bittlich werden wollen, haben ihre 
Geſuche mit dem Tauf-(Geburts-yſcheine, Impfzettel der Waiſen, 
einem Nachweiſe über deren Heimatberechtigung in Wien, dem 
Todtenſcheine der Eltern oder des Vaters der Waiſen und endlich 
mit den Schulfortgangszeugniſſen (Jahreszeugniſſen oder Schul— 
nachrichten) oder den Zeugniſſen über deren Fortgang in einer 
Berufsbildung zu belegen und bis längſtens 20. November 1892 
im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates zu überreichen. 

Auf verſpätet überreichte Geſuche wird keine Rückſicht 
genommen. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 10. October 1892. 3—3 
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I. 


Kundmachung. 


(Heiratsausſtattungs⸗Stiftung.) 


Aus der Karoline Prugberger'ſchen Heiratsausſtattungs⸗Stiftung 
ſind die zweijährigen Intereſſen im Betrage von 960 fl. als eine 
Heiratsausſtattung an die Tochter eines mittelloſen, verdienſtvollen 
Beamten des Wiener Magiſtrates zu verleihen. 

Dieſe Stiftung wird nur an Bräute verliehen; der Bräutigam 
hat das Anſuchen um Verleihung der Stiftung auszufertigen; die 
Auszahlung derſelben erfolgt jedoch erſt nach Vorlegung des Nach— 
weiſes der geſchehenen Verehelichung mit dieſem Bräutigam, wird 
dieſer Nachweis nicht innerhalb ſechs Monaten vom Tage der 
Verleihung der Stiftung geliefert, ſo iſt die Verleihung erloſchen 
und ein neuerlicher Concurs auszuſchreiben. 

Die Geſuche ſind mit dem Taufſcheine, dem Mittelloſigkeits⸗ und 
Sittenzeugniſſe, ſowie mit dem Nachweiſe der Eigenſchaft des Vaters als 
Beamter des Wiener Magiſtrates zu belegen und bis Ende November 
1892 im Einreichungsprotokolle des Magiſtrates zu überreichen, 
da auf ſpäter einlangende Geſuche keine Rückſicht genommen 
werden könnte. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, October 1892. 1-3 
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XI. 


Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, dafs demnächſt die Intereſſen 
der Heinrich Friedrich Albert von Rogge'ſchen Stiftung pro 1892, 
im Betrage von 1043 fl., an fünf arme Familienväter, welche der 
Wiener Gemeinde angehörig ſind, gleichmäßig zur Vertheilung ge— 
langen werden, wobei nach den Beſtimmungen des Stiftbriefes 
Steuerzahler ohne Rückſicht auf die Confeſſion zu bevorzugen ſind. 

Die Wahl der zu Betheilenden ſteht ſtiftbriefmäßig dem Herrn 
Bürgermeiſter der Stadt Wien zu. 

Bewerber um eine Betheilung aus dieſer Stiftung haben ihren 
Geſuchen ein legales Armutszeugnis, einen Nachweis über ihr 
Heimatsrecht in Wien, den Tauf-, reſpective Geburtsſchein, den 
Trauungsſchein, die Tauf⸗-, reſpective Geburtszettel der Kinder und, 
falls ſie Steuerzahler ſind, ihren Steuerſchein beizulegen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 
15. November 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi— 
ſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 


Wien, am 12. October 1892. 1—3 
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X. 


Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt-⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, dass der Joſef von Steydler'ſche 


Stiftplatz mit einem Genuſſe jährlicher 42 fl. an einen durch 


Unglücksfälle verarmten Wiener Bürger zu verleihen iſt. 

Bewerber um dieſen Stiftplatz haben ihren Geſuchen den 
Tauf⸗ oder Geburtsſchein, das Bürgerrechts⸗Decret, ein legales 
Armutszeugnis, den Gewerbeſchein, dann die Tauf⸗-, beziehungsweiſe 
Geburtsſcheine ihrer Kinder anzuſchließen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche find längſtens bis 
15. November 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener 
Magiſtrates zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche wird 
keine Rückſicht genommen. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ nud Reſidenzſtadt 


Wien, am 12. October 1892. 3--3 
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XI. 
Kundmachung. 


(Armenſtiftung.) 

Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, dafs am 14. Februar 1893 die 
Intereſſen der Karoline Prugberger'ſchen Stiftung aus dem Jahre 
1892, im Betrage von 460 fl., zu gleichen Theilen an zwei arme 
erwerbsunfähige Wiener Bürger zur Vertheilung gelangen. 

Bewerber um dieſe Stiftung haben ihre Geſuche mit dem 
Tauf⸗, beziehungsweiſe Geburtsſcheine, dem Trauungsſcheine, dem 
Bürgerrechts-Diplome, mit einem die Erwerbsunfähigkeit des Bitt— 
ſtellers beſtätigenden armenärztlichen Zeugniſſe, einem legalen 
Armutszeugniſſe, eventuell auch mit dem Erwerbſteuerſcheine und 
mit den Tauf⸗, beziehungsweiſe Geburtsſcheinen ihrer Kinder zu 
belegen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche ſind längſtens bis 


1. December 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magi⸗ 


ſtrates zu überreichen. 
Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen werden. 
Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 12. October 1892. 2—3 


Inhalt. 
Gemeinderath: 


Stenographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
vom 21. October 1892. 
Inhalt: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 
1. Eutſchuldigung der Gem.-Räthe Bärtl und Koch wegen Fern- 
25 


Seite 


f ĩðVU/0 a Er eg era ce 71 
2. Legat der Frau Amalie // we 2571 

3. Spende des Circusdirectors Herrn Albert Schumann für 

me 3 8 se Re I We a 571 


Interpellationen: 
4. Gem.⸗Rath Gregorig, betreffend die Flüſſigmachung der den 
Katecheteu zukommenden Remuneratiouen 
5. Gem.⸗Rath Djörup, betreffend eine ſofortige Offertausſchrei— 
bung rückſich tlich einer größeren Menge Guſseiſenrohr-Lieferungen 
für die Vororte-Waſſerleitung 
Anträge: | 
6. Gem.⸗Rath Hawranek, betreffend die Elan der Hand— 
gelder d der Verſorgungshauspfründner 2572 
7. Gem.⸗Rath Gräf, betreffend die Berückſichtigung einer Eingabe 
einer l Realitätenbeſitzer an der Wilhelminenſtraße (Berg) 
im XVI. Bezirke wegen Regulierung dieſer Straße 2572 
8. Gem.⸗Rath Dr. Linke, betreffend die Unterſtützung von acht bei 
der im September l. J. erfolgten Vertheilung von Unterſtützungs— 
beiträgen au durch das Hochwaſſer geſchädigte . 
des XI. Bezirkes übergangenen Perſone nns. 2572 
Re ! erat: 
9. Gem.⸗Rath Dr. Vogler, betreffend die Erſtattung eines Gut- 
achtens über die Regierungsvorlage, betreffend die allgemeine 


. 0 ht „% a ꝙ „% » „% K % — 


„% „ % 1 „„ 


99% os 


Erwerbſteuer und den Erwerbſteuer tarif... .. 257 
Allgemeine Nachrichten: 
Approviſionierung: 
Täglicher Fleiſchmarkt vom 16. bis 22. October 1dojꝑ 2 2602 
Pferdemarkt vom 21. October 19a —— 22 nen 2602 
Schlachtviehmarkt vom 24. October 18 zꝛ—:-u: 2602 
Preisbewegung an der Börſe für laudwirtſchaftliche Producte in 
Wien vom 22. October 18922 neuen 603 
Auftreten der Reblaus in der Gemeinde Sollena ns. 2603 
Städtiſches Lagerhaus. 2. oo onen. 2603 
Gewerbeangelegenheiten: 
Gewerbeanmeldungeninnn ss 2603 —2604 
Kundmachungen 


En Tu T ee as 2604--2610 


Herausgeber: Die Gemeinde Wien. — Verantwortlicher Redacteur: Dr. Friedrich Edler v. Radler, Seeretär des Wiener Magiſtrates. 
Papier aus der k. k. priv. Pittener Papierfabrik. — J. B. Wallishauſſer's k. u. k. Hof⸗Buchdruckerei, Wien. 


Inſeraten⸗Annahme bei Otto Maaß (Haaſenſtein & Vogler), Wien, 


I., Wallfiſchgaſſe 10. 


